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Zum Streit um Sankti¬ 
onen 

Deutsche Unternehmer wollen 
im Geschäft bleiben - auch 
und gerade mit Russland. 
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Weitreichende Ziele 

Von einem historischen 
Umbruch kann man an¬ 
gesichts neuer Beschlüsse 
der chinesischen Regierung 
sprechen. 
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Mieten und Wohnen 

Die DKP diskutierte auf ih¬ 
rer Konferenz in Frankfurt 
aktuelle Probleme und prin¬ 
zipielle Positionen. 
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Über 200 ooo Beschäftigte 

im Warnstreik 



I n der Tarifrunde für die rund 2,1 
Millionen Beschäftigten im öffentli¬ 
chen Dienst von Bund und Kommu¬ 
nen beteiligten sich letzte Woche laut 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) über 200 000 Beschäftigte an 
Arbeitsniederlegungen in einer zwei¬ 
ten Warnstreikwelle. Diese Mobilisie¬ 
rung ist beeindruckend. Beschäftigte 
aus Betrieben und Verwaltungen leis¬ 
ten gemeinsam mit ver.di einen Ab¬ 
wehrkampf, der so in den letzten Jah¬ 
ren noch nicht stattgefunden hat. Fast 
hundertprozentige Streikbeteiligung 
meldeten mehrere Bundesländer. Of¬ 
fiziell gab es bei der zweiten Verhand¬ 
lungsrunde am 20. und 21. März noch 
immer kein Angebot. 

Im öffentlichen Dienst herrscht seit 
Jahren Nachholbedarf. Bundesinnen¬ 
minister Thomas de Maiziere (CDU) 
zeigt sich als Hardliner und nennt die 
ver.di-Forderungen maßlos. Unter¬ 
stützung bekommt er dabei von SPD- 
Innenministern der Länder. Geht 
es nach deren Willen, sollen die Be¬ 
schäftigten mit Almosen abgespeist 
werden. 

Was die Betroffenen davon hal¬ 
ten, zeigten sie am 27. März auch in 
Nordrhein-Westfalen. Hier waren es 
70 000 Beschäftigte aus allen Bran¬ 
chen des öffentlichen Dienstes. Al¬ 
leine zur zentralen Großkundgebung 
nach Duisburg kamen rund 12 000 
Streikende. 

Das Meer von ver.di-Fahnen und 
Transparenten war unübersehbar. 
Selbstgemachte Plakate, wie „Ohne 
uns seht ihr alt aus“ oder „Keine Al¬ 
tersarmut - darum Sockel“ waren zu 
lesen. Der Betriebsratvorsitzende der 
Rheinischen Bahngesellschaft aus 
Düsseldorf, Uwe David, wies darauf 
hin, dass auf die Behauptung der Maß¬ 
losigkeit, wie sie von de Maiziere in 
dieser Tarifrunde forciert wird, ent¬ 
sprechend geantwortet werden muss. 
„Ich halte es nicht für maßlos, wenn 
Altenpflegerinnen, Krankenschwes¬ 
tern, Erzieherinnen, Kommunalbe¬ 
schäftigte, Müllwerker oder Fahrer 
des Nahverkehrs ein gerechtes Ein¬ 
kommen haben. Dies ist nur der ge¬ 


rechte Gegenwert für die Arbeit, die 
wir täglich erbringen“. Der Betriebs¬ 
rat weiter: „Wenn der Innenminis¬ 
ter wissen will, was maßlos ist, soll er 
zuerst mal in sein Hohes Haus nach 
Berlin schauen. Zehn Prozent an Di¬ 
ätenerhöhung, das ist maßlos“. Unter 
großem Applaus rief er: „Das hier ist 
erst der Auftakt. Wenn wir nicht end¬ 
lich zu einer Bezahlung kommen, mit 
der wir unsere Miete bezahlen, unsere 
Familien ernähren können, dann kom¬ 
men wir wieder und dies wird kräftiger 
werden“. 

Gabriele Schmidt, ver.di-Landeslei- 
terin in Nordrhein-Westfalen, rief die 
Unternehmerseite auf, endlich ein An¬ 
gebot auf den Tisch zu legen. Von die¬ 
sen Warnstreiks ginge eine deutliche 
Warnung aus, wenn wieder nichts pas¬ 
sieren würde. Schmidt betonte: „Noch 
wären die Streiks ein laues Lüftchen in 


Nordrhein-Westfalen, im Vergleich zu 
einem langfristigen Streik“. In NRW 
brauche man sich um deren Durchfüh¬ 
rung keine Sorgen machen. Auch ar¬ 
gumentativ wäre man auf der besseren 
Seite. Die ver.di-Forderungen sind be¬ 
zahlbar. In vielen Kommunen wird ein 
Plus von 19 Prozent Steuereinnahmen 
erwartet. Die andererseits prekäre 
Lage der Gemeinden dürfe nicht auf 
Kosten der Beschäftigten ausgetragen 
werden. „Sie wäre mit einer anderen, 
gerechteren Steuerpolitik zu lösen“ so 
die Gewerkschafterin. 

Viel Zustimmung bekam sie bei den 
Streikenden, als sie darauf hinwies, 
„dass trotz einer gewaltigen Medien¬ 
maschinerie gemeinsam mit den Kom¬ 
munalen Arbeitgeberverbänden es 
nicht gelungen ist, die Menschen im 
Land gegen ver.di aufzubringen“. 63 
Prozent der Bevölkerung hätten Ver¬ 


ständnis für den Arbeitskampf. Der 
öffentliche Dienst biete alles andere 
als sichere Arbeitsplätze. Das würde 
zunehmend erkannt. Wer Dienstleis¬ 
tungen in Anspruch nehme, sehe auch 
die Arbeitsbedingungen. Die sind al¬ 
les andere als attraktiv, 
ver.di fordert einen Sockelbetrag von 
100 Euro sowie 3,5 Prozent mehr 
Lohn und Gehalt, außerdem 30 Tage 
Urlaub für alle und eine verbindliche 
Übernahmeregelung für Auszubil¬ 
dende. Verhandelt werden auch der 
Ausschluss sachgrundloser Befris¬ 
tungen sowie eine Nahverkehrszula¬ 
ge von 70 Euro. Für Beschäftigte in 
Krankenhäusern soll es eine Anglei¬ 
chung des Nachtarbeitszuschlages 
geben. Die dritte Verhandlungsrun¬ 
de wurde nach Redaktionsschluss am 
31. März und 1. April in Potsdam fort¬ 
gesetzt. Herbert Schedlbauer 


Auf dem Weg zum globalen Desaster? 

Zweiter Teil des UN-Klimareports vorgestellt 


Die UNO warnt im - aktuellen - 
zweiten Teil ihres neuen Klimare- 
ports: Ohne ambitionierten Klima- 
schutz führen der steigende Meeres¬ 
spiegel, schwindende Ökosysteme, 
Wassermangel, Unwetterkatastro¬ 
phen und wiederkehrende Dürren 
zu einem globalen Desaster. 

Das ist die Kernaussage des neuen 
Berichts des UN-Wissenschaftsrats 
zum Klimawandel (IPCC) über die 
Folgen der globalen Erwärmung, der 
am Montag in der japanischen Ha¬ 
fenstadt Yokohama vorgestellt wur¬ 
de. Einige der Aussagen des ersten 
Teils, der im September 2013 ver¬ 
öffentlicht wurde und die naturwis¬ 
senschaftlichen Grundlagen umfass¬ 
te ( die UZ berichtete ), werden darin 
präzisiert. 


In Yokohama hatten eine Woche lang 
mehrere hundert Wissenschaftler und 
Regierungsvertreter über den exakten, 
mehr als zweieinhalbtausend Seiten 
umfassenden zweiten Forschungsbe¬ 
richt und um Formulierungen für eine 
48-seitige „Zusammenfassung für poli¬ 
tische Entscheidungsträger“ diskutiert. 
Festgestellt wird im Bericht: „Die Ef¬ 
fekte der globalen Klimaerwärmung 
sind nach Einschätzung des Weltkli- 
marates IPCC auf allen Kontinenten 
sowie in den Ozeanen erkennbar.“ So 
wird für Europa vorausgesagt, es wer¬ 
de wahrscheinlich mehr Flusshoch¬ 
wasser, Hitzewellen, Extremregen, 
Wasserknappheit im Süden geben. 
Möglich ist bei anhaltendem Anstei¬ 
gen des Meeresspiegels durch das 
Schmelzen von Gletschern und des 


Eises in der Arktis und Antarktis die 
Überflutung von Küstenstädten und 
Regionen. 

Hoch problematisch werde aber die 
Situation für die Menschen vor allem 
in ärmeren Ländern. Der Klimawan- 
del werde dort - aber auch in den ent¬ 
wickelten Industrieländern - Ernten 
und Nahrungsmittelproduktion frü¬ 
her und stärker beeinträchtigen als 
bislang angenommen. Preise für Nah¬ 
rungsmittel könnten steigen, die Was¬ 
serknappheit in vielen Regionen der 
Welt zunehmen. In höheren Breiten, 
etwa in Teilen Mitteleuropas, sei da¬ 
gegen mit steigenden Trinkwasserres¬ 
sourcen zu rechnen. Der Klimawandel 
werde zu neuen Hungerkrisen führen 
und indirekt auch das Risiko gewaltsa¬ 
mer Konflikte um knapper werdende 


Ressourcen erhöhen sowie die Flücht- 
lingsproblematik verschärfen. 

Zwar gibt es dem Report zufolge noch 
Möglichkeiten, sich auf die Risiken in¬ 
folge des globalen Klimawandels ein¬ 
zustellen. Eine Anpassung funktionie¬ 
re aber nur, wenn die Erderwärmung 
deutlich gebremst werde. Eine Reihe 
von Ländern hätte hier wie in ande¬ 
ren Regionen der Welt jedoch bereits 
Schutzmaßnahmen verstärkt (Küs¬ 
tenschutz, Gesundheitswarnsysteme), 
doch die Maßnahmen reichten nicht 
aus. Verwiesen wird ersmals auch da¬ 
rauf, dass der weitere massive Ausbau 
der Bioenergie die Probleme verschär¬ 
fen werde, denn dies bedrohe Ökosys¬ 
teme und Artenvielfalt, und führe zur 
schnelleren Abholzung von Wäldern. 

nh 


Thema der Woche 


ver.di zeigt 
Stä rke 

Bei Redaktionsschluss dieser Aus¬ 
gabe fand in Potsdam die dritte Ver¬ 
handlungsrunde für den öffentlichen 
Dienst statt, ein Abschluss lag noch 
nicht vor. 

Vor dem Tagungshotel unterstützen 
hunderte Gewerkschafterlnnen ihre 
Verhandlungsführer. 

Seiten 3 und 9 


Erklärung der FIR 
zur Entwicklung 
der extremen 
Rechten in Europa 

Die Internationale Föderation der Wi¬ 
derstandskämpfer (FIR) - Bund der 
Antifaschisten, die Dachorganisation 
der Verbände ehemaliger Widerstands¬ 
kämpfer, Partisanen, Deportierter, 
Kämpfer in den Reihen der Anti-Hit- 
ler-Koalition, Verfolgter des NS-Regi- 
mes und ihrer Angehörigen sowie An¬ 
tifaschisten heutiger Generationen aus 
25 Ländern Europas und Israels hat 
auf ihrer letzten Sitzung in Budapest 
folgende Erklärung zur Entwicklung 
der extremen Rechten in Europa be¬ 
schlossen: 

Die FIR erklärt ihre große Sorge über 
die aktuelle Entwicklung in Europa. 
Wir sehen, dass die extreme Rechte 
und neofaschistische Kräfte in Län¬ 
dern der Europäischen Union und 
außerhalb der EU massiv an Einfluss 
gewinnen. Beispielsweise sind sie in 
Ungarn Stichwortgeber für chauvinis¬ 
tische und rassistische Politik, in Polen 
grenzen sie gesellschaftliche Minder¬ 
heiten aus, in den baltischen Staaten 
betreiben sie Geschichtsrevisionismus 
und in der Ukraine haben neofaschis¬ 
tische und extrem-rechte Kräfte - un¬ 
terstützt durch Repräsentanten euro¬ 
päischer Regierungen, der USA und 
der NATO - großen Einfluss in der 
gegenwärtigen Regierung, die außer¬ 
halb der Verfassung gebildet worden 
ist. Deren Politik ist nicht nur gegen 
gesellschaftliche und nationale Min¬ 
derheiten gerichtet, sondern sie ste¬ 
hen für Krieg und Expansion. 

Die FIR missbilligt, dass Vertreter 
der Europäischen Union solche Kräf¬ 
te anerkennen und massiv fördern. 
Unsere Idee von Europa ist verbun¬ 
den mit der Tradition des antifaschis¬ 
tischen Widerstands, ein Europa, das 
die sozialen und gesellschaftlichen 
Rechte aller Menschen sichert. Da¬ 
her fordern wir eine klare Haltung 
aller europäischen Autoritäten gegen 
extrem-rechte Tendenzen und neofa¬ 
schistische Gruppen in allen europäi¬ 
schen Staaten. 


Nur noch 
12 Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Zum Stand der Vorbereitungen 
siehe Seiten 8,13 und 15 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Die Sache mit den 
Krankenkassenbeiträgen 


Ein Armutszeugnis 
wird bejubelt 

Millionen sind auf zusätzlichen Minijob angewiesen 



Laut der jetzt vorgestellten schwarz¬ 
roten Gesetzesreform sollen die Bei¬ 
träge zur gesetzlichen Krankenversi¬ 
cherung ab 2015 nicht mehr wie bis¬ 
her 15,5 Prozent vom Einkommen 
eines Versicherten betragen, sondern 
„nur“ noch 14,6 Prozent. Die Beschäf¬ 
tigten berappen davon künftig nicht 
mehr wie bisher 8,2 Prozent, sondern 
ebenfalls „nur“ noch 7,3 Prozent wie 
die Unternehmer. Der Kostenanteil 
der Unternehmer wird eingefroren 
auf 7,3 Prozent, ganz egal wie hoch 
die Kosten der Gesundheitsversor¬ 
gung auch steigen werden. Die Be¬ 
schäftigten aber sind per Gesetz dazu 
verdammt, alle künftigen Kostenstei¬ 



gerungen über Zusatzbeiträge selbst 
zu finanzieren. Als Trostpflaster für 
sie sollen die Zusatzbeiträge künftig 
nicht mehr pauschal erhoben wer¬ 
den, sondern sich nach dem Ein¬ 
kommen des Versicherten richten. 
Mit der geplanten Finanzreform für 
die gesetzliche Krankenversicherung 
dürfte der Bund bis 2018 mindestens 
fünf Milliarden Euro einsparen. Bei¬ 
tragszahler sollen zunächst entlastet 
werden. Später müssen sie wohl alle 
mehr zahlen. 

Begründet wird die Senkung der Kas¬ 
senbeiträge mit den momentanen 
Kassenüberschüssen und der Notwe- 
nigkeit, die Lohnnebenkosten im In¬ 
teresse der Wettbewerbsfähigkeit zu 
senken. Bundesgesundheitsminister 
Hermann Gröhe (CDU) erklärte, er 
wolle nicht, „dass eskalierende Lohn¬ 
nebenkosten Arbeitsplätze vernich¬ 
ten und damit die Grundlage eines 
solidarischen Gesundheitswesens un¬ 
tergraben“. Immer und immer wieder 
also diese alte Leier von den zu ho¬ 
hen „Lohnnebenkosten“. Nicht nur im 
Zusammenhang mit den Krankenkas¬ 


senbeiträgen - nein, in jeder Tarifrun¬ 
de hauen uns die Unternehmen diese 
von ihnen verschleiernd sogenannten 
„Lohnnebenkosten“ um die Ohren 
und drücken damit das Tarifergebnis 
nach unten. Dabei sind Lohnneben¬ 
kosten nichts anderes als vorenthalte¬ 
ner Lohn. Den zahlt der Unternehmer 
als behaupteter „Arbeitgeberanteil“ 
dann gönnerhaft auf das Konto der 
Sozialkassen der Beschäftigten. 

An der grundsätzlichen Schieflage 
der Lastenverteilung im Gesund¬ 
heitswesen wird sich mit diesem 
Regierungsbeschluss also nichts 
zum Guten ändern, im Gegenteil: 
Mit dem Einfrieren des „Arbeit¬ 
geberanteils“ werden die schon für 
2015 absehbaren Kostensteigerun¬ 
gen im Gesundheitsbereich einsei¬ 
tig den arbeitenden Menschen und 
Rentnern durch Zusatzbeiträge auf¬ 
gebürdet. 

Die jetzt schon beabsichtigte Kür¬ 
zung der gesetzlichen Krankenversi¬ 
cherungszuschüsse (GKV) um sechs 
Milliarden Euro wäre ein weiterer 
Raubzug des Bundes durch die Kas¬ 
sen der Sozialversicherungsträger, 
den die Arbeiterinnen über Zusatz¬ 
beiträge teuer bezahlen müssten. 
Bereits heute müssen die Versicherten 
erhebliche Kosten bei Krankheit aus 
eigener Tasche zahlen, beispielswei¬ 
se durch Zuzahlungen, Aufzahlungen 
und Aufwendungen für Leistungen, 
die aus dem Leistungskatalog der Kas¬ 
sen gefallen sind. Die Leistungen aus 
dem Leistungskatalog der Kassen sind 
übrigens seit Jahren rückläufig. So zum 
Beispiel die finanziellen Aufwendun¬ 
gen der Versicherten in der Zahnheil¬ 
kunde. Gerade hier werden die Geld¬ 
beutel der einkommensschwächeren 
Menschen, Älterer und chronisch 
Kranker mit immer mehr Zusatzbei¬ 
trägen belastet. Die regierungsamtlich 
verkündete Beitragssenkung ist eine 
schlecht verschleierte Beitragserhö¬ 
hung, die einseitig den Beschäftigten 
aufgebürdet wird. Gleichzeitig ist sie 
ein Milliardengeschenk an die Rei¬ 
chen. Dies ist unerträglich. Wir müs¬ 
sen zurück zur „paritätischen“ Finan¬ 
zierung. Andernfalls werden wir bei 
jeder künftigen Lohn- und Gehalts¬ 
runde zusätzlich den Kapitalisten 
auch noch eine Abschlagszahlung als 
Ausgleichspauschale für die den Be¬ 
schäftigten zusätzlich aufgebürdeten 
Sozialkosten abtrotzen müssen. 


E s gibt Neues aus dem Alltag im 
real existieren Kapitalismus. Das 
Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hat festge¬ 
stellt: Immer mehr Menschen kom¬ 
men ohne Minijob nicht mehr über 
die Runden. Ein Hauptgrund für die¬ 
se beschämende Entwicklung sind die 
Hartz-Reformen und auch die stän¬ 
dig steigenden Lebenshaltungskos¬ 
ten, hinter denen das Einkommen 
von Otto Normalverdiener seit Jah¬ 
ren nicht mehr nachkommt. Auch nur 
um seinen Lebensstandard zu halten 
reicht oft ein Verdienst nicht mehr aus. 
Deshalb malochten 3,02 Millionen 
im vergangenen Jahr 2013 neben ih¬ 
rem Hauptberuf auch noch in einem 
Zweitjob. Damit hat sich deren Zahl 
seit der Eingemeindung der DDR 
in die Bundesrepublik verdreifacht. 
Auch in diesem Jahr rechnet das IAB 
mit einer weiteren Zunahme. Anders 
als die Bundestagsabgeordneten, die 
neben ihren üppigen Diäten zusätz¬ 
lich noch Nebenjobs als Aufsichts¬ 
rat- oder Vorstandsmitglieder großer 
Unternehmen oder als Redner Zu¬ 
satzeinkünfte von über 250 000 Euro 


im Jahr (2013 waren das vier Parla¬ 
mentarier von CDU und CSU) ein¬ 
stecken, müssen viele Arbeiterinnen 
gleich zwei oder noch mehr Jobs an¬ 
nehmen, um überhaupt über die Run¬ 
den zu kommen. 

Laut der Bundesagentur für Arbeit 
hatten 2013 elf Prozent aller sozial¬ 
versicherungspflichtig beschäftigten 
Frauen zusätzlich einen Minijob. Bei 
den Männern waren es „nur“ sieben 
Prozent. Doch gerade für Frauen, die 
wesentlich häufiger als Männer einem 
Minijob nachgehen müssen, kann 
das direkt in die Altersarmut führen. 
Nicht so die Damen und Herren Par¬ 
lamentarier, sie müssen sich über Al¬ 
tersversorgung und Arbeitslosengeld 
bekanntlich keine existenziellen Sor¬ 
gen machen. Insgesamt aber arbeiten 
mehr als sieben Millionen Menschen 
in Deutschland in einem Minijob. 71,2 
Prozent dieser Minijobberlnnen er¬ 
halten nur einen Niedriglohn, mehr 
als drei Viertel der Minijobber verdie¬ 
nen weniger als 8,50 Euro in der Stun¬ 
de. Daher sind Minijobber wahrlich 
nicht, wie so gern von den Herrschen¬ 
den behauptete wird, die Gewinner, 


sondern die großen Verlierer am Ar¬ 
beitsmarkt. 

In vielen Branchen stellen Minijob¬ 
ber einen beträchtlichen Anteil der 
Beschäftigten: Im Gesundheits- und 
Sozialwesen sind 760 000 geringfü¬ 
gig Beschäftigte tätig, im Gastge¬ 
werbe 870 000 und im Einzelhandel 
970 000. Die Branchenvertreter be¬ 
haupten, ohne die subventionierten 
und schlecht bezahlten Minijobs wür¬ 
den diese Branchen nicht mehr funk¬ 
tionieren. 

Das Gleiche sagten auch die Plan¬ 
tagenbesitzer in den USA, die ihre 
Baumwollplantagen in den Südstaa¬ 
ten von Sklaven bewirtschaften lie¬ 
ßen. Die drastische Zunahme von 
Zweitjobs hierzulande ist beschämend 
und alarmierend. Wie dagegenhalten? 
Die Minijobs müssen weg und dazu 
die Niedriglöhne bekämpft sowie 
die Subventionierung von Unterneh¬ 
mern für Zweitjobs mit Aufstockung 
gestoppt werden. Dazu kommen muss 
die schnellstmögliche Einführung ei¬ 
nes Mindestlohns von mindestens 
zehn Euro und deutlich höhere Löh¬ 
ne insgesamt. Wilhelm Dörner 


Die Arbeiterbewegung und die Wohnungsfrage 

Teil 3: Die Wohnungspolitik der DKP 


I m Jahr 1968 hatten sich Kommu¬ 
nisten wieder eine legale Partei, die 
DKP, geschaffen. Sie stand gleich in¬ 
mitten gesellschaftlicher Auseinander¬ 
setzungen, die unter dem Schlagwort 
68er-Bewegung in die Geschichte ein¬ 
ging und große Nach wehen zeigte. Eine 
davon war die Auseinandersetzung um 
die Wohnungspolitik. 

Zu Beginn der 70er-Jahre entwickel¬ 
ten sich neue Formen auf diesem Ge¬ 
biet. Zuerst waren es hauptsächlich 
Studenten, die das Thema Wohnungs¬ 
not aufgriffen und mit spektakulären 
Hausbesetzungen in die Öffentlichkeit 
gingen. Berühmtheit erlangte der Häu¬ 
serkampf im Frankfurter Westend. 
Am Anfang stand die DKP dieser 
Form des Protests äußerst reserviert 
gegenüber, musste die junge Partei 
auf diesem Kampffeld ihre Vorstel¬ 
lungen entwickeln. Innerhalb kurzer 
Zeit erarbeitete sie ihre Vorschläge 
und Forderungen, nicht zuletzt dank 
vieler junger Menschen in den Reihen 
der Kommunisten und der SDAJ. Die 
grundlegenden Hinweise dazu liefer¬ 
te Friedrich Engels Werk „Zur Woh¬ 
nungsfrage“. Und die DKP konnte den 
Erfahrungsschatz der DDR auf diesem 
Gebiet nutzen. 

Es gelang, aktiv in die Kämpfe ein¬ 
zugreifen. In Betriebs- und Wohnge¬ 


bietszeitungen, die damals zu Hun¬ 
derten erschienen, spielte das Thema 
Wohnungsnot und Mietenpolitik eine 
nicht unerhebliche Rolle. Um den Ge¬ 
nossinnen und Genossen eine Argu¬ 
mentationshilfe an die Hand zu geben, 
erschien 1972 im Verlag Marxistische 
Blätter das Bändchen „Das Milliarden¬ 
ding - Mietwucher und Bodenspeku¬ 
lation“. 

Von Anfang an war unsere Partei da¬ 
rum bemüht, möglichst breite Bünd¬ 
nisse in dieser Frage auf die Beine zu 
stellen, den Mieterbund aber vor allem 
die Gewerkschaften in diese Kämpfe 
mit einzubeziehen. In vielen Städten 
entstanden Initiativen, in denen Men¬ 
schen sehr unterschiedlicher Ansich¬ 
ten sich mit den Auswirkungen der 
Wohnungsnot auseinander setzten. 
Diese Kämpfe zeigten die Vielfältig¬ 
keit der Bewegung und auch der Ak¬ 
teure auf, auf die auch schon Friedrich 
Engels hingewiesen hatte. Es ging nicht 
nur um Wohnraummangel, sondern 
unter anderem auch um stetige Miet¬ 
erhöhungen, Modernisierungen, Mie¬ 
tervertreibungen aus angestammten 
Wohnquartieren. 

Zu einem neuen Höhepunkt der Aus¬ 
einandersetzungen kam es zu Beginn 
der 80er-Jahre, als in fast allen Groß¬ 
städten leerstehende Häuser besetzt 


wurden. „Instandbesetzen statt Ka¬ 
puttbesitzen“ wurde zur gängigen Lo¬ 
sung vorwiegend junger Menschen, 
die diese Aktion hauptsächlich trugen. 
Aber auch ältere waren mit dabei. In 
Gelsenkirchen wurde Wilhelmine Ki- 
limann mit 94 Jahren im Februar 1981 
bundesweit als Instandbesetzerin be¬ 
rühmt. 

In dieser Zeit entwickelte die DKP 
ihre „Vorschläge für eine demokrati¬ 
sche und soziale Wohnungspolitik im 
Interesse der arbeitenden Bevölke¬ 
rung“. Diese Vorschläge stellten eine 
fundierte Alternative zur herrschenden 
Politik dar und gaben den Genossin¬ 
nen und Genossen ein gutes Rüstzeug 
in die Hand, mit kommunistischen Vor¬ 
stellungen aktiv in die Kämpfe einzu¬ 
greifen. Kurz darauf erschien wieder im 
Verlag Marxistische Blätter der Band 
„Wohnungsnot: Ursachen - Folgen - 
Ausweg“. Tatsächlich fanden damals 
aufgrund der klaren Haltung der DKP 
etliche Aktive den Weg zu den Kom¬ 
munisten und in die SDAJ. Diese Vor¬ 
schläge der DKP zur Wohnungspolitik 
sind nach wie vor in vielen Punkten ak¬ 
tuell und können für unsere heutigen 
Auseinandersetzungen in dieser Frage 
von großem Nutzen sein. 

Anfang der 90er-Jahre trat mit der Li¬ 
quidierung des sozialistischen Lagers 


in Europa auch im westlichen Teil der 
nun größeren BRD eine veränderte Si¬ 
tuation ein. Das Kapital brauchte kei¬ 
nerlei Rücksicht mehr zu nehmen auf 
soziale und politische Befindlichkeiten 
der Bevölkerung. Dies galt und gilt erst 
recht für die großen Wohnungsbaukon¬ 
zerne und deren Finanziers, die Ban¬ 
ken und Versicherungen. Auch traten 
als neue Akteure so genannte Finan¬ 
zinvestoren, Heuschrecken genannt, 
auf den Plan. Es begann mit der mas¬ 
senhaften Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen, wurde ergänzt 
und setzte sich fort mit der Veräuße¬ 
rung großer Wohnungsbestände und 
öffentlicher Wohnungsgesellschaften. 
Millionen Wohnungen wurden so ein 
weiteres Mal durch die Spekulation 
zu einer Profitmaximierung immen¬ 
sen Ausmaßes. 

Die herrschende Politik trägt ihren 
Teil dazu bei, dass sich die Lage noch 
weiter verschärfte. Mieterrechte und 
Mieterschutz wurden und werden im¬ 
mer mehr ausgehebelt. Die Wohngeld¬ 
gesetzgebung wird immer restriktiver 
angewendet. Hatz IV tut ein Übriges. 
Es werden „grundsicherungsrelevan¬ 
te Mietspiegel“ erstellt, die Hartz- 
IV-Empfängern, wenn überhaupt, 
nur noch schlichteste Wohnungen 
zugestehen. Stromabstellungen und 


Zwangsräumungen stehen überall auf 
der Tagesordnung. In der 40 000 Ein¬ 
wohnerstadt Maintal, in der ich Stadt¬ 
verordneter bin, gibt es jeden dritten 
Tag eine solche Zwangsmaßnahme. In 
den Großstädten sieht es noch schlim¬ 
mer aus. Hinzu kommt, dass durch das 
Auslaufen der Sozialbindungen bei 
öffentlich geförderten Wohnungen, 
Mieterhöhungen von 20 Prozent alle 
drei Jahre, die Belastungen für Milli¬ 
onen Menschen immer mehr Zunah¬ 
men. Gleichzeitig wurde der Sozial¬ 
wohnungsbau bis gegen null zurück¬ 
gefahren. 

Mittlerweile regt sich in vielen Städ¬ 
ten Widerstand. Darin sind die For¬ 
men sehr vielfältig. Eigenständige 
Aktionen als DKP, punktuelle Initi¬ 
ativen und breite Bündnisse sind in 
dieser Frage möglich und es gibt sie 
in vielen Städten schon. Dabei haben 
sie sehr unterschiedliche Ansätze und 
Zielstellungen, die wir Kommunisten 
berücksichtigen müssen. Hier liegen 
viele Möglichkeiten für das Eingrei¬ 
fen unserer DKP. Dazu können wir 
auf viel Gutes und Altbewährtes un¬ 
serer Erfahrungen zurückgreifen. Und 
Einiges werden wir neu analysieren 
und in unsere Forderungen einbauen 
müssen. 

Klaus Seibert 
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„Es ist nicht möglich mit niedrigen Löhnen 
seine monatlichen Ausgaben zu bestreiten“ 

Die UZ sprach mit Gabriele Schmidt, ver.di-Landesbezirksleiterin in Nordrhein-Westfalen 


UZ: Wir erleben die wohl größte Streik¬ 
welle im öffentlichen Dienst seit Beste¬ 
hen der Gewerkschaft ver.di. In fast 
allen Bundesländern gehen die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen für ihre Forderun¬ 
gen auf die Straße. Dabei spielt diesmal 
auch die immer mehr auseinanderdrif¬ 
tende Entlohnung der unteren Lohn- 
und Gehaltgruppen eine Rolle. Um ei¬ 
nen Riegel vorzuschieben, fordert die 
Fachgewerkschaft einen Sockelbetrag 
von 100 Euro und anschließend 3,5 
Prozent mehr Gehalt für alle. Endlich, 
sagen die Betroffenen, denn die Schere 
dürfe sich nicht weiter öffnen. Wie kam 
es dazu, mit dieser Forderung in die 
Auseinandersetzung zu gehen? 

Gabriele Schmidt: In Nordrhein-West¬ 
falen gibt es die Forderung nach einer 
sozialen Komponente schon seit län¬ 
gerem. Sie ist hier schon fast Traditi¬ 
on. Deshalb haben wir uns gefreut, als 
dies in der Bundestarifkommission so 
beschlossen worden ist. Die soziale 
Komponente ist sehr wichtig für die 
unteren Lohngruppen. Weil auch im 
öffentlichen Dienst diese Unterschie¬ 
de bestehen. Mittlerweile ist es nicht 
mehr möglich, mit diesen niedrigen 
Löhnen seine monatlichen Ausgaben 
zu bestreiten. Preiserhöhungen aufzu¬ 
fangen, oder steigende Energiekosten 
zu bezahlen. Deshalb wollen die Be¬ 
schäftigten gerade aus diesen Berei¬ 
chen mehr sehen in dieser Tarifrunde. 

UZ: Wie viel Organisierte in den Fach¬ 
bereichen Bund und Kommunen wür¬ 
den unmittelbar davon profitieren? 

Gabriele Schmidt: Das hängt ganz 
vom Ergebnis ab, das vereinbart wird. 
Wenn wir von einem Betrag von 100 
Euro ausgehen, würden nicht nur die 
unteren Lohngruppen sich besser ste¬ 
hen. Wir hoffen, dass es tatsächlich für 
die unteren Löhne und Gehälter bis 
zur Endeingruppierung eine Verbes¬ 
serung bringt. Letztendlich hängt es 
davon ab, was an Sockel durchgesetzt 
werden kann. 

UZ: Die Gegenseite zeigt sich, wie im¬ 
mer unbeweglich, wenn es um die In¬ 
teressen der Menschen geht. Der Bun¬ 
desinnenminister Thomas de Maizie¬ 
re (CDU) und die Innenminister der 
Länder sehen keinen Nachholbedarf 
im öffentlichen Dienst. Sie bezeichnen 
die Forderungen von ver.di als maßlos. 



Gabriele Schmidt 


Zugleich betreiben Bund und Länder 
eine Politik der Belastungen. So müssen 
Kommunen nach privatkapitalistischen 
Gesichtspunkten haushalten. Städte 
werden geführt wie Unternehmen. Wie 
ist die Gehaltsentwicklung tatsächlich? 


Gabriele Schmidt: Der Bundesinnen¬ 
minister schaut sich nur die letzten drei 
oder vier Jahre an. Dies geht aber so 
nicht. Man muss schon die Gesamt¬ 
lohnentwicklung in der Bundesrepu¬ 
blik von 2000 bis heute sehen. Da hinkt 
der Öffentliche Dienst mit 4,6 Prozent 
hinterher. Wenn man zum Beispiel die 
Chemische Industrie sieht, sind es so¬ 
gar 9,8 Prozent. 

UZ: In diesem Arbeitskampf leistet 
auch die ver.di-Jugend Gewaltiges. Die 
Gewerkschaft fordert für Auszubil¬ 
dende 100 Euro und eine unbefristete 
Übernahme. Wie ist die Unterstützung 
der Jugend von ver.di-Seite? 

Gabriele Schmidt: Die Stimmung im 
Jugendbereich ist richtig gut. Sie sind 
hochmotiviert. So was verdient unein¬ 
geschränkte Anerkennung und Un¬ 
terstützung. Wir haben eine eigene 
Kampagne gefahren unter dem Titel 
„Superhelden“. Gemeinsam machen 
wir auch Aktionen dazu in allen Städ¬ 
ten. Schließlich ist die Forderung der 
unbefristeten Übernahme nach der 
Ausbildung ein ureigenes Interesse. 


Wir wissen, dass auch im öffentlichen 
Dienst mittlerweile mit Befristung, 
wenn überhaupt, gearbeitet wird. Die 
Jugend braucht eine Zukunftsperspek¬ 
tive in diesem Land. Von daher unter¬ 
stützen wir als ver.di diese Aktivitäten 
und stellen sie auch in dieser Tarifrun¬ 
de in den Vordergrund. 

UZ: Man bekommt den Eindruck, die 
Warnstreiks im öffentlichen Dienst ha¬ 
ben eine neue Qualität erreicht. Bun¬ 
desweit hört man im ver.di-Hauptamt- 
lichenbereich und bei den Streikenden, 
die Luft wäre noch lange nicht raus. 
Steht man also in den Startlöchern für 
unbefristete Streiks, wenn am 31. März 
in Potsdam die Gegenseite unbeweglich 
bleibt? 

Gabriele Schmidt: Die Kolleginnen 
und Kollegen sind da ziemlich klar in 
der Formulierung. Sie sagen, wenn bei 
der dritten Verhandlungsrunde kein 
Ergebnis heraus kommt, dann wollen 
wir den Erzwingungsstreik. Wir schau¬ 
en jetzt mal, wie es in Potsdam weiter- 
geht. 

Das Gespräch führte Herbert Schedlbauer 



Aktionsbericht aus Nordbayern 


Baden-Württemberg: 
Wieder 8 ooo im Ausstand 


Stinksauer sind die meisten der Kol¬ 
leginnen und Kollegen auf der Streik¬ 
kundgebung in Nürnberg über die 
dreiste Selbsterhöhung der Diäten 
der Parlamentarier, die Gehälter und 
„Entschädigungen“ für Manager der 
Großkonzerne. Dies wird in den Re¬ 
debeiträgen deutlich. Auf das Wetter 
ist man nicht sauer, denn am nordbaye¬ 
rischen Tag des Warnstreiks zur Unter¬ 
stützung der aktuellen Tarifrunde des 
Öffentlichen Dienstes scheint endlich 
wieder die Sonne. Dies verleitet man¬ 
chen zu der Vermutung, die solidari¬ 
schen Kolleginnen eines katholischen 
Kindergartens hätten etwas damit zu 
tun. Auf ihrem Schild steht der Spruch 
„Wir sind die ,Katholen‘, wir wollen 
euch unterstützen und helfen. Es wird 
uns allen nützen. Bildung geht uns 
alle an, deshalb hängen wir uns an die 
„Kommunalen“. 

Die kommunalen und staatlichen Be¬ 
schäftigten aus den Bereichen Gesund¬ 
heit, Erziehung, Bildung und Kultur 
prägten das Gesamtbild der Demons¬ 
trationen und der Kundgebung. Hier¬ 
bei handelt es sich mit Sicherheit nicht 
um ein Wunder, denn 90 Prozent der 
städtischen Kindereinrichtungen wur¬ 
den bestreikt. Früher war das Erschei¬ 
nungsbild der Tarifkämpfe von Kolle¬ 
gen aus den technischen kommunalen 
Bereichen Müllentsorgung, Wasser- 
und Energieversorgung geprägt. Dass 


es den Berufsgruppen im Gesundheits¬ 
und Sozialwesen mehr als nur um mehr 
Lohn geht, wird immer wieder bestä¬ 
tigt. Diese Berufsgruppen müssen auch 
gegen die wachsende Unsicherheit 
durch die zunehmende Zahl befriste¬ 
ter Einstellungen und Stellenkürzun¬ 
gen kämpfen. 

Neu für Nürnberg ist, dass gleich zwei 
Organisationsbereiche von ver.di (Öf¬ 
fentlicher Dienst und Telekom) und 
die GEW gemeinsam im Tarifkampf 
stehen bzw. stehen werden und solida¬ 
risch diesen Warnstreik organisieren. 
Die Erkenntnis vieler Gewerkschafte- 
rlnnen, dass es nicht am Geld mangelt, 
macht der Redner der SÖR (Müllwer¬ 
ker) in seinem Redebeitrag deutlich. 
Der Mär des ehemaligen „Kriegsmi¬ 
nisters“ und jetzigen Verhandlungs¬ 
führers de Maiziere - der mit seinen 
„Drohnen“ und anderen Rüstungspro¬ 
jekten viele Milliarden in den Sand ge¬ 
setzt hat - von fehlendem Geld in den 
öffentlichen Kassen entgegnete der 
Redner, „er wisse wohin und von wem 
die scheinbar fehlenden Milliarden 
verschleudert wurden“. Auch ein Sei¬ 
tenhieb gegen den Bayern-München- 
Hoeneß durfte in seiner Rede nicht 
fehlen. „Wenn dafür gesorgt wird, 
dass alle Steuern zahlen würden, wäre 
genügend Geld in der Kasse. Wir sind 
die Dummen, die immer Steuern zah¬ 
len müssen.“ Walter Bauer 


Am letzten Streiktag vor der dritten 
und entscheidenden Verhandlungsrun¬ 
de Anfang nächster Woche in Potsdam 
folgten nochmals 8 000 Beschäftigte - 
deutlich mehr als erwartet - dem Auf¬ 
ruf von ver.di und legten die Arbeit 
nieder.Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Bsirske sprach am Morgen auf einer 
Kundgebung in Mannheim vor rund 2 
000 Streikenden. 

Freiburg 

Am Mittag wies Bsirske in Freiburg 
vor 3 000 Teilnehmern, die mit über 20 
Bussen aus den westlichen und südli¬ 
chen Landesteilen gekommen waren, 
die Drohungen der „Arbeitgeber“ mit 
Privatisierungen zurück: „Es hat sich 
gezeigt: Privatisierung ist oft teurer 
und schlechter.“ 

Ulm 

Eine dritte größere Kundgebung 
mit 3 000 Teilnehmern fand in Ulm 
statt. Die ver.di-Landesbezirkslei¬ 
terin Leni Breymaier forderte dort 
die Arbeitgeber auf, nächste Woche 
die notwendigen Schritte auf die Be¬ 
schäftigten zu zugehen: „Das Signal 
der Streikenden ist eindeutig: Deut¬ 
liche Einkommenssteigerungen mit 
sozialer Komponente. So kann es ei¬ 
nen Abschluss geben.“ 


Betroffen waren außer dem Nahver¬ 
kehr wieder alle Bereiche des öffentli¬ 
chen Dienstes. Damit endet die zweite 
Streikwoche in Baden-Württemberg, 
an der sich seit Montag insgesamt über 
20 000 Beschäftigte beteiligt hatten. 
Gestreikt wurde heute unter ande¬ 
rem in Ulm und Neu-Ulm, Aalen, 
Schwäbisch Gmünd, Heidenheim und 
Ellwangen sowie Oberschwaben. In 
Mannheim und Heidelberg, Karls¬ 
ruhe, Rastatt, Ettlingen, Gaggenau 
und Bruchsal. In Konstanz, Villingen- 
Schwenningen, Radolfzell, Singen und 
in Südbaden. 

Dagmar Schorsch-Brandt, stellvertre¬ 
tende ver.di-Landesbezirksleiterin, 
sagte in Freiburg mit Blick auf den 
dortigen Oberbürgermeister und Vor¬ 
sitzenden des „Kommunalen Arbeitge¬ 
berverbands“ (KAV) Baden-Württem¬ 
berg Salomon: 

„Wir erwarten von Ihnen, Dr. Salomon, 
dass sie die Lage der baden-württem¬ 
bergischen kommunalen Beschäftigten 
in die Verhandlungen einbringen. Wer 
trotz guter Qualifikation seine Familie 
von seinem Gehalt nicht mehr ernäh¬ 
ren kann, braucht eine spürbare Ent¬ 
geltsteigerung. Die Beschäftigten ha¬ 
ben durch ihre starke Beteiligung an 
den Warnstreiks ihre Erwartung klar 
und deutlich gezeigt.“ 


Aktionstag in Maintal 

Der DGB-Ortsverband Maintal be¬ 
dankt sich für die bisher geleistete So¬ 
lidarität mit Nina Skrijelj. Mehr als 15 
Jahre war sie bei Real in Maintal-Dör¬ 
nigheim bei Frankfurt als Verkäuferin 
beschäftigt. Nun soll sie offenbar als 
unbequeme Betriebsrätin gekündigt 
werden. Der DGB ruft auf: Kommt am 
Samstag, dem 5. April 2014 ab 10.00 
Uhr zum zweiten Aktionstag zur Main¬ 
taler Real-Filiale, Wingertstraße 39-43, 
im Stadtteil Dörnigheim. 


Löhne hinken 
Preisen hinterher 

Das Statistische Bundesamt mel¬ 
det: Die Reallöhne der Beschäftig¬ 
ten in Deutschland haben erneut an 
Kaufkraft verloren. Die Reallöhne 
schrumpften um 0,1 Prozent. Konkret 
stiegen die Bruttomonatsverdienste 
2013 mit 1,4 Prozent langsamer als die 
Verbraucherpreise mit 1,5 Prozent. 


Keine Einigung am Bau 

Ende der vergangenen Woche ist auch 
die dritte Tarifrunde des Bauhaupt¬ 
gewerbes ergebnislos vertagt worden. 
Laut Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) habe die 
Unternehmerseite ein „völlig unzurei¬ 
chendes Angebot vorgelegt“ in dem 
sie unter anderem eine Laufzeit von 
30 Monaten vorschlugen. Damit aber 
reduziere sich, so die IG BAU, die vor¬ 
geschlagene Lohnerhöhung auf rechne¬ 
risch 1,6 Prozent im ersten Jahr und im 
zweiten Schritt auf 1,4 Prozent. Für die 
ca.760 000 Beschäftigten am Bau fordert 
die IG BAU aber ein Plus von insgesamt 
sieben Prozent. Die Gesprächsverhand¬ 
lungen werden am 5. Mai fortgesetzt. 


Praktikantin erhielt Recht 
und Nachzahlung 

In der trügerischen Hoffnung auf eine 
Lehrstelle arbeitete eine 19-jährige 
Praktikantin Monat für Monat unbe¬ 
zahlt in einem Bochumer Rewe-Markt. 
Hier räumte sie Regale ein, saß an der 
Kasse, sortierte im Lager. Allein im 
Mai letzten Jahres arbeitete sie 247 
Stunden. Nun aber verklagte sie den 
REWE-Markt und bekam vom Ar¬ 
beitsgericht Recht. Sie erhält nun die 
in acht Monaten gearbeiteten Stunden 
nachgezahlt, insgesamt 17 281,50 Euro. 


Tarifverhandlung für 
Holz und Kunststoff 

Zur Tarifforderung für Holz und Kunst¬ 
stoff von 4,5 Prozent mehr Einkommen 
und 60 Euro für Azubis informiert die 
IG Metall: Am 7/8. April wird der IG 
Metall-Vorstand die Forderung bun¬ 
desweit beschließen. Die erste Tarifver¬ 
handlung für Holz und Kunststoff ist am 
9. April in Schwieberdingen. Schon jetzt 
sind die Beschäftigten aufgefordert, mit 
ihrer Unterschrift für die gemeinsame 
Entgelt-Forderung einzutreten. 


Vassiliadis zum weiteren 
Braunkohleabbau 

Als „leichtfertiges Versprechen ohne 
sachliche Grundlage“ bewertet der 
Vorsitzende der IG BCE, Michael Vas¬ 
siliadis, die aktuellen Festlegungen der 
nordrhein-westfälischen Regierungs¬ 
fraktionen zum weiteren Braunkoh¬ 
leabbau. „Es sind eher die energie¬ 
politischen Illusionen der Grünen als 
eine verantwortliche Anerkennung der 
energiepolitischen Realitäten, die den 
Positionen der NRW-Landesregierung 
zur Zukunft des Braunkohlenabbau im 
rheinischen Revier zugrundeliegen“, so 
Vassiliadis. Weder sei der Ausstieg aus 
der Kernenergie abgeschlossen, noch 
seien die immensen Kosten des bishe¬ 
rigen Ausbaus der Erneuerbaren Ener¬ 
gien bisher bewältigt. Es sei daher klar 
erkennbar, dass die Braunkohle noch 
auf viele Jahre benötigt werde, um eine 
sichere und bezahlbare Energieversor¬ 
gung in NRW und ganz Deutschland 
zu gewährleisten. Dagegen sei völlig 
unklar, selbst wenn wünschenswert, 
ob die in Parteiprogrammen und Koa¬ 
litionsverträgen selbst gesetzten Ziele 
beim Ausbau der Erneuerbaren Ener¬ 
gien tatsächlich in vorgegebenen Zeit¬ 
räumen zu realisieren seien. 
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Bundeswehr agitiert 
über 400 000 Schüler 

„Schulen werden von der Bundeswehr 
nach wie vor für Propaganda- und Re¬ 
krutierungszwecke missbraucht“, er¬ 
klärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelp¬ 
ke, zur Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage zu den Ein¬ 
satzzahlen von Karriereberatern und 
Jugendoffizieren im Jahr 2013. Jelpke 
weiter: 

„Die Bundeswehr hat im vergangenen 
Jahr über 400 000 Schüler auf dem 
Schulgelände agitiert. Karriereberater, 
die den Jugendlichen einen Job beim 
Militär schmackhaft machen wollen, 
haben trotz eines Rückgangs der Jahr¬ 
gangsstärken ihre Einsatzzahlen aus 
dem Vorjahr beibehalten und Vorträ¬ 
ge vor 189 000 Schüler gehalten. Hin¬ 
zu kommen 26 000 Schüler, die Trup¬ 
penbesuche in Kasernen mitgemacht 
haben, die Hälfte von ihnen im Klas¬ 
senverbund. Außerdem haben sich die 
Karriereberater an 600 Ausstellungen, 
Jobmessen, Projekttagen und ähnli¬ 
chen Veranstaltungen auf Schulgelän¬ 
de beteiligt und dabei 96 000 Schüler 
erreicht. 

Die Jugendoffiziere verzeichnen hin¬ 
gegen einen leichten Einbruch und 
erreichten mit 117 000 Schülern rund 
23 000 weniger als noch im Jahr zuvor. 
Auch die Zahl der Lehrer und Schullei¬ 
ter, die bei Vorträgen und in Seminaren 
erreicht wurde, ist mit 12 500 leicht ge¬ 
sunken, 2012 waren es 14 200. Diesen 
Rückgang begründet die Bundesregie¬ 
rung mit sinkenden Jahrgangsstärken 
und internen Schwierigkeiten infolge 
der Neustrukturierung der Bundes¬ 
wehr. 

Festzuhalten bleibt: Die Bundeswehr 
setzt weiter massiv darauf, in der Regel 
minderjährige Schüler anzusprechen, 
um Werbung fürs Militär zu machen. 
Es handelt sich dabei um eine grobe 
Missachtung des Neutralitätsgebotes, 
dem Schulbildung unterliegt. Schüler, 
aber auch deren Eltern, müssen sich da¬ 
rauf verlassen können, dass Unterricht 
von fachkundigen Lehrkräften durch¬ 
geführt wird und nicht von Soldaten, 
die Militärwerbung auf Kommando 
machen. Schulen müssen Bildungsein¬ 
richtungen bleiben und dürfen nicht zu 
Propagandaanstalten des Militärs um¬ 
gewidmet werden.“ 

Zwangsräumung in Kreuzberg 

Am Morgen des 27. März setzte die Po¬ 
lizei die Zwangsräumung einer fünf¬ 
köpfigen Familie in der Reichenber¬ 
gerstraße 73A durch. 150 solidarische 
Nachbarn und Aktivistinnen protestie¬ 
ren mit einer Sitzblockade. Die Familie 
hatte die Miete bis Monatsende bezahlt 
und wollte die Schlüssel am Monatsen¬ 
de abgeben. 

Vermieter Ernst Brenning, der in den 
letzten Jahren bereits 11 Mietpartei¬ 
en aus dem Haus klagen wollte und 
bei neun Erfolg hatte, bestand auf der 
Zwangsräumung. Ein Sprecher der 
Kiez-Initiative Cafe Reiche schätzte 
das Verhalten des Eigentümers so ein: 
„Ernst Brenning hat durch die heutige 
Räumung keinen Werktag gewonnen. 
Ihm geht es offensichtlich darum, die 
Familie zu demütigen und die anderen 
Mieter einzuschüchtern. Die Polizei hat 
dies für ihn umgesetzt.“ 

Ab 8 Uhr versammelten sich sich An¬ 
wohnerinnen und Aktivisten, gegen 
9 Uhr saßen rund 80 Personen in ei¬ 
ner friedlichen Sitzblockade vor dem 
Hauseingang. Bis 10 Uhr wurden rund 
100 Polizistlnnen in Kampfmontur zu¬ 
sammengezogen, währenddessen wur¬ 
de der Hauseingang von innen von 
Handwerkern des Eigentümers ver¬ 
schraubt. Kurz darauf prügelte sich die 
Polizei den Eingang des Nachbarhau¬ 
ses frei, die Demonstrierenden skan¬ 
dierten „This is what democracy looks 
like“. Die Polizei führte die Gerichts¬ 
vollzieherin und einen Schlosser über 
den Hinterhof zur Wohnung der Be¬ 
troffenen, die schliesslich die Schlüssel 
abgaben. 

Nachdem die Zwangsräumung vollzo¬ 
gen war und die Sitzblockade aufgelöst, 
fing die Polzei überraschend an Einzel¬ 
ne aus der Menge zu greifen und fest¬ 
zunehmen. Mindestens sechs Personen 
wurden festgenommen, einer erlitt eine 
Kopfverletzung und blutete stark. 


Es geht um mehr als Spargelstechen 

Zwischen Wandel und Kontinuität - die deutsche „Ausländerpolitik“ 



Spargelstecher 


D ie Bauern am Niederrhein un¬ 
terliegen zur Zeit starken emo¬ 
tionalen Schwankungen: Erst 
freuen sie sich, dass der Spargel we¬ 
gen des milden Wetters mehrere Wo¬ 
chen früher als sonst geerntet und so¬ 
mit eher Mehrwert generiert werden 
kann. Dann ärgern sie sich, weil die 
Erntehelfer aus Polen oder Rumäni¬ 
en ab 2015 mit 8,50 Euro pro Stunde 
zu teuer sind. Aus Sicht des Agrarka¬ 
pitals hat der Saisonarbeiter aber ei¬ 
nen Vorteil: Er weiß, dass er nach der 
Ernte wieder weg muss und dem Bau¬ 
ern nicht die Haare vom Kopf fressen 
kann. 

Im Verlauf der letzten 100 Jahre ist 
das deutsche Kapital sehr unter¬ 
schiedlich mit dem Proletariat nicht¬ 
deutscher Herkunft umgegangen. Je 
nach „Konjunktur“ und abhängig 
von den Kriegsbedingungen wurde 
es zugelassen, war es sogar erwünscht 
und umworben. Und so sah die Kehr¬ 
seite aus: Die Zuwanderer wurden 
nicht hereingelassen (Anwerbestopp 
1973), sie wurden abgeschoben - und 
im schlimmsten Fall durch Arbeit ver¬ 
nichtet. 

In ihrer staatsrechtlichen Kontinui¬ 
tät haben viele aktuelle Gesetze eine 
Entwicklung mit Wurzeln in den Klas¬ 
senverhältnissen der Weimarer Re¬ 
publik. Der Erlass vom 21. Oktober 
1921 behauptete, „dass die andauern¬ 
de Notlage des Staates, insbesondere 
die noch immer vorhandenen Ernäh¬ 
rungsschwierigkeiten, Wohnungsnot 
und die Lage des Arbeitsmarktes dazu 
zwingen, die Genehmigung zum Auf¬ 
enthalt in Preußen auf solche Auslän¬ 
der zu beschränken, deren Zuwande¬ 
rung und Aufenthalt im Inlande als er¬ 
wünscht angesehen werden kann oder 
wenigstens den auf das Gesamtwohl 
zu nehmenden Rücksichten nicht wi¬ 
derspricht.“ (Ministerialblatt der Inne¬ 
ren Verwaltung, S. 372) 

Im Faschismus offenbart die Auslän¬ 
derpolizeiverordnung vom 22. August 
1938 Bezüge zum Gesetzentwurf der 
CDU/CSU/SPD-Bundesregierung für 
die staatsbürgerschaftliche Zulassung 
von Zuwanderern - aus der vergan¬ 
genen Woche. Im Reichsgesetzblatt 
I, Seite 1053 heißt es in Paragraph 
1: „Der Aufenthalt im Reichsgebiet 
(Bundesgebiet) wird Ausländern er¬ 
laubt, die nach ihrer Persönlichkeit 
und dem Zweck ihres Aufenthalts 
im Reichsgebiet (Bundesgebiet) die 
Gewähr dafür bieten, dass sie der 
gewährten Gastfreundschaft würdig 
sind.“ Die überarbeitete Ausgabe von 


1954 wurde vom Bertelsmann-Verlag 
Bielefeld verlegt. 

Ebenso alt ist der Gesetzesrahmen 
für die Nichtzulassung (Paragraph 
5): „Der Aufenthalt im Reichsgebiet 
(Bundesgebiet) kann einem Auslän¬ 
der verboten werden, der den Voraus¬ 
setzungen des Paragrafen 1 nicht ent¬ 
spricht. Ein Aufenthaltsverbot kann 
insbesondere gegen den Ausländer 
erlassen werden ...“ Es folgen neun 
Verbotsgründe und der Hinweis auf 
„Sippenhaft“: „Das Aufenthaltsverbot 
kann auf den Ehegatten des Auslän¬ 
ders und sei¬ 
ne minderjäh¬ 
rigen Kinder 
ausgedehnt 
werden, auch 
wenn die Vor¬ 
aussetzungen 
für ein solches Verbot in der Person 
dieser Familienmitglieder nicht vorlie¬ 
gen.“ Das Ausländergesetz von 1965(!) 
löst die bis dahin geltende Auslän¬ 
derpolizeiverordnung von 1938(!) ab. 
Nachfolgend gab es Verschärfungen 
in den Jahren 1994, 1997, 2002, und 
2007. 

Kurz vor Jahreswechsel 2013/2014 
brachte die CSU ihr Rechtsverständ¬ 
nis auf den Punkt: „Wer betrügt, der 
fliegt!“ Damit war nicht Uli Hoeneß 
gemeint, sondern die „Einwande¬ 
rungswelle“ aus dem Balkan, die in 
der politischen Topographie der CSU 
so hochstilisiert wurde, dass sie von 


Südosten kommend selbst die Alpen 
überspülte: Scharfe Regeln gegen die 
Einwanderung in die deutschen So¬ 
zialsysteme wurden lautstark gefor¬ 
dert. 

Dieser Großwetterlage musste nun 
von der Bundesregierung begegnet 
werden. Vorgelegt wurden ein Zwi¬ 
schenbericht zur Zuwanderung und 
ein Gesetzentwurf zur doppelten 
Staatsbürgerschaft. Der „Zwischen¬ 
bericht zur Armutsmigration“ ist zu¬ 
nächst eine Klatsche für die Rechtspo¬ 
pulisten, denn: „Zuwanderer tragen zu 


Wohlstand und Entwicklung bei.“ Das 
gilt für das verwertbare „Humanka¬ 
pital“. Sogar die behauptete „Ein¬ 
wanderungswelle“ vom Balkan hat 
den Flutpegel deutlich nicht erreicht: 
„Die Zahl der Zuwanderer aus Bul¬ 
garien und Rumänien ist bundesweit 
überschaubar ...“. Und im Sinne der 
„Begrüßungskultur“ heißt es im Be¬ 
richt wegen regionaler Ausreißer wei¬ 
ter: „dass wir jetzt entgegenwirken, 
damit kein größerer Schaden für die 
Bundesrepublik entsteht.“ Und dann 
kommt’s dicke: Missbrauch solle be¬ 
kämpft werden, ebenso das Geschäft 
mit dem Missbrauch. Das müsste 


dann allerdings auch bedeuten, dass 
den skrupellosen Vermietern, die die 
Schrottimmobilien vermieten, das 
Handwerk gelegt wird. 

Die europäische Freizügigkeit heißt 
für die Zuwanderer: Wiedereinreise¬ 
sperre, Befristung des Aufenthalts¬ 
rechts zur Arbeitssuche, (im Sinne der 
Sippenhaft) Kindergeldsperre. Haben 
die Zuwanderer aber ein Dach über 
dem Kopf gefunden, wird ihnen von 
Rechtspopulisten vorgeworfen: Die 
können nix, die haben nix, die wol¬ 
len sich gar nicht integrieren. Der 
Armutsbericht weist aber aus: Rumä¬ 
nen und Bulgaren besetzen nicht die 
Spitzenplätze bei der Arbeitslosigkeit. 
Aber bei den Integrationskursen lie¬ 
gen Rumänen, Bulgaren und Türken 
an der Spitze. Die Rumänen müssen 
jedoch zu 74 Prozent die Förderkur¬ 
se selber bezahlen, bei den Bulgaren 
und Polen sind es 50 Prozent. Die In¬ 
tegrationskurse kosteten 2013 insge¬ 
samt 175 Millionen Euro. Die Erfolgs¬ 
quote liegt trotzdem nur bei 74 Pro¬ 
zent. Willkommen sind Zuwanderer, 
die bereits hochqualifizierte und in 
Deutschland anerkannte berufliche 
Berufsabschlüsse mitbringen. Her¬ 
ausragende Werte haben Mediziner 
aus Rumänien. 

Da die „Begrüßungskultur“ unter 
dem Diktat des Profits steht, funkti¬ 
oniert sie punktuell nicht: Zuwande¬ 
rern werden „Schrottimmobilien“ an- 
geboten. Der „Wohnungsmarkt“ gerät 
unter Spannung. Ergebnis: Überbe¬ 
legung und Blockade. Scheinselbst¬ 
ständigkeit und Subunternehmertum 
blühen. Kinder „verstehen“ die Schu¬ 
le nicht, bekom¬ 
men oft keinen 
Abschluss, also 
auch keinen 
Ausbildungs¬ 
vertrag. Kei¬ 
ne Übernahme 
ohne Ausbildung. Sackgasse. 

Wer aber alle diese Hürden bewältigt 
hat, könnte zur Belohnung sogar den 
Doppelpass bekommen. Kinder und 
Jugendliche müssen allerdings wenigs¬ 
tens acht Jahre bis zum 21. Lebensjahr 
in Deutschland gewohnt haben. Sie 
müssen sechs Jahre lang in Deutsch¬ 
land zur Schule gegangen sein, einen 
deutschen Schulabschluss haben... 
Da schließt sich der Kreis: Doppelte 
Staatsbürgerschaft und das Recht auf 
Zuwanderung bleiben unter dem Vor¬ 
behalt der kapitalistischen Verwert¬ 
barkeit des Passbesitzers. Und das in¬ 
nerhalb der EU. Uwe Koopmann 


Doppelte Staatsbürgerschaft und das Recht auf 
Zuwanderung stehen unter dem Vorbehalt der 
kapitalistischen Verwertbarkeit des Passbesitzers 


CDU Saarbrücken auf Geisterfahrt 

Frauentag? Vielleicht, aber bitte ohne Kommunistinnen 


Am 25. März schlug die Saarbrücker 
Zeitung Alarm: „Kann ein Frauenpro¬ 
gramm weh tun? Ja, findet der CDU- 
Stadtverordnete Alexander Keßler. 
,Ein Schlag ins Gesicht aller Demo¬ 
kraten 4 sei das Programmheft, das die 
Stadtverwaltung zum Weltfrauentag 
herausgegeben hat. In dem Heftchen 
sind nämlich nicht nur Veranstaltun¬ 
gen der Stadt, der Gewerkschaften 
und anderer Organisationen aufge¬ 
listet. Auch das, was die Deutsche 
Kommunistische Partei (DKP) und 
die Marxistisch-Leninistische Partei 
Deutschlands (MLPD) zum Frauen¬ 
tag gemacht haben, wurde da bewor¬ 
ben. 

,Es ist ein Skandal, dass solchen Grup¬ 
pierungen, die sich gegen das Grund¬ 
gesetz der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land stellen, von der Stadt in einer 
vom Steuerzahler finanzierten Bro¬ 
schüre auch noch ein Forum gebo¬ 
ten wird 4 , sagt Keßler. Die Stadtver¬ 
waltung solle sich ,nicht nur gegen 
Rechtsextremisten und die NPD 4 ein- 
setzen, findet die CDU, ,sondern ge¬ 
gen jegliche Form des Extremismus 4 . 
,Dazu gehört auch der Kampf gegen 
den Linksextremismus, also auch ge¬ 
gen MLPD und DKP 4 , erklärt Keß¬ 


ler. Die Verwaltung und ihre Chefin, 
Oberbürgermeisterin Charlotte Britz 
(SPD), seien ,auf einem Auge blind 4 . 
Die DKP Saarbrücken weist die er¬ 
neuten Angriffe der CDU-Stadtrats- 
fraktion zurück. „Ein Frauentag ohne 
Kommunistinnen wäre ein Witz 44 so 
die Sprecherin der DKP Saarbrücken, 
Petra Jahn. „Der Internationale Frau¬ 
entag wurde von Clara Zetkin begrün¬ 
det, einer aufrechten Kommunistin 
und Vorkämpferin für Frauenrechte. 
Während die CDU im Saarland nach 
wie vor keine Distanz zu Kriegsver¬ 
brechern ä la Röchling an den Tag 
legt, werden diejenigen diffamiert, die 
das Andenken an den saarländischen 
Widerstand hochhalten. Die CDU 
wirft hier nach bekanntem „Links- 
gleich-Rechts-Schema“ Opfer und Tä¬ 
ter in einen Topf.“ Die DKP Saarland 
erinnerte zum diesjährigen Frauentag 
mit einem Liedprogramm an die Saar¬ 
brücker Kommunistin Cora Eppstein, 
die im Abstimmungskampf gegen den 
aufkommenden Faschismus im Saar¬ 
land kämpfte. 

Offensichtlich will die CDU von ihrer 
Jahrzehnte andauernden frauenfeind¬ 
lichen Politik ablenken. Vom Verfech¬ 
ten des Paragrafen 218 damals bis zur 


heutigen Ablehnung der Quote, der 
rezeptfreien Pille-danach oder von 
Mindestlöhnen, die gerade Frauen 
besserstellen würden, reicht die Pa¬ 
lette der CDU-Politik. Gleichzeitig 
glänzt die CDU Saarbrücken bei Ak¬ 
tionen gegen Faschismus und Rassis¬ 
mus durch permanente Abwesenheit, 
jüngst bei den Aktivitäten gegen den 
geplanten NPD-Bundesparteitag in 
Schafbrücke. „Die CDU Saarbrücken 


ist frauen- und kulturpolitisch auf 
Geisterfahrt. Erst die Ablehnung der 
Auszeichnung für Alice Hoffmann, 
jetzt die Angriffe auf das Frauenbü¬ 
ro. Statt die wertvolle Tätigkeit dieser 
Einrichtungen fortwährend zu behin¬ 
dern, wäre ein Bekenntnis zur Siche¬ 
rung der finanziellen Ausstattung für 
die Betroffenen durch die CDU an¬ 
gebracht.“ 

DKP Saar/UZ 


Stein des Anstoßes - Veranstaltung der DKP in Saarbrücken 
„Was du nicht hast, das gib nicht verloren“. 

Cora Eppstein (1900-1939) im Portrait 

Sonntag, 09. März 2014,19 Uhr, Theater im Viertel, Landwehrplatz 2, Saarbrücken 

Jüdische Abstammung, deutsche kulturelle Tradition und antifaschistisches 
Engagement - das sind die Wurzeln der künstlerischen Identität der Sängerin 
Cora Eppstein. 

Ihr bewegtes Leben (Berlin, Saarbrücken, Paris), Auftritte und Konzerte, sowie 
ihre Begegnungen mit Weggefährtinnen (Louise Schiffgens, Max Braun, Lilly 
Hermann und Zeitgenossen Erich Weinert, Hanns Eisler, Bertolt Brecht, Paul 
Arma) im Abstimmungskampf an der Saar 1933-1935 ist Anlass für ein Portrait. 
Berichte aus ihrem Leben, Lieder und historische Dokumente werden kom¬ 
biniert mit fiktionalen Texten und Raumklängen. Aus der Mischung von Do¬ 
kumentarischem und Fiktionalem entsteht das lebendige Bild eines bewegten 
Künstlerinnenlebens aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 

Mit Amei Scheib (Gesang/Texte), Marina Kavtaradze (Klavier) und Raphael 
Petri (KlangKunst) 
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Zum Streit um Sanktionen 

Deutsche Unternehmer wollen im Geschäft bleiben 


D ie Krimkrise hat in der westlichen 
Welt nicht nur zu einer ziemlich 
einhelligen Verurteilung Russ¬ 
lands geführt. Sie hat zugleich unter¬ 
schiedliche Auffassungen darüber, wie 
zum Beispiel die USA oder die Länder 
Europas darauf reagieren wollen, deut¬ 
lich gemacht. Als Hardliner erweisen 
sich einmal mehr die Vereinigten Staa¬ 
ten, die nicht nur wieder einmal das 
größte Bündel von Sanktionen beschlos¬ 
sen haben, sondern auch Europa unter 
Druck setzen, Gleiches zu tun und sogar 
zur Einschränkung der bisher vorteilhaf¬ 
ten Energieversorgung durch Russland 
überzugehen. Der Ausgleich von Liefe¬ 
rungen aus den USA wurde angeboten, 
ohne Preise und andere Bedingungen zu 
nennen. 

Der Streit über die Krimkrise und die 
unterschiedlichen Auffassungen von 
Politikern sowie die Kommentierungen 
sind täglich diesseits und jenseits des 
großen Ozeans zu verfolgen. Bleiben 
wir auf unserem Kontinent und in die¬ 
sem Land. Da verlangen zum Beispiel 
Joseph Fischer und andere grüne und 
schwarze Politiker eine härtere Gang¬ 
art gegenüber Russland. Aber wir hören 
auch besonnenere Worte, wie zum Bei¬ 
spiel die des Sozialdemokraten Erhard 
Eppler, der feststellte: „Kein russischer 
Präsident würde geduldig dabei Zusehen, 
wie eine eindeutig antirussische Regie¬ 
rung in Kiew versucht, die Ukraine in 
Richtung Nato zu führen ... In der ukra¬ 
inischen Regierung sitzen nun Rechtsra¬ 
dikale. Bei uns redet aber niemand darü¬ 
ber. Da erklärte einer der ganz Rechten, 
sie seien der harte Kern der Aufstands¬ 
bewegung gewesen, und nun gingen sie 
nicht nach Hause, ehe ihre Leute in der 
Regierung seien. So ist es auch gekom¬ 
men.“ 

Selbst Ex-Bundeskanz- 
ler Helmut Schmidt 
meldete sich mit einem 
Beitrag zur Krimkrise in 
der Zeitung „Die Zeit“ 
zu Wort und fand ein gewisses Verständ¬ 
nis für die Handlungsweise Putins, aber 
keinerlei Verständnis für wirtschaftliche 
Sanktionen. Die seien schlicht „dummes 
Zeug“ und schadeten den Urhebern 
schließlich selbst. Meist im hinteren Teil 
der großen Zeitungen, im Wirtschafts¬ 
teil, findet seit Tagen eine spannende 
Diskussion über diese Fragen statt. So 
wird zwei Fachleuten in der „Frankfur¬ 
ter Allgemeinen Zeitung“ großer Platz 
eingeräumt, um über die Frage zu strei¬ 
ten, „Soll Deutschlands Wirtschaft auf 
Distanz zu Putin gehen?“ 


Im Vorfeld der Kommunal wählen, die 
nicht nur in Nordrhein-Westfalen, son¬ 
dern in insgesamt zehn Bundesländern 
am 25. Mai zeitgleich zu den EU-Wah¬ 
len stattfinden, laufen sich verschiede¬ 
ne rassistische und offen neofaschis¬ 
tische Splitterparteien für den Wahl¬ 
kampf warm. 

Vor allem die extrem rechte Kleinstpar- 
tei „Pro NRW“ versucht seit Monaten 
mit regelmäßigen Kundgebungen ge¬ 
gen EU-Bürger mobil zu machen, die 
aus Bulgarien und Rumänien stammen 
und sich vor allem im Ruhrgebiet und 
anderen größeren deutschen Metropo¬ 
len niedergelassen haben. Ausgerechnet 
am 1. Mai, dem Arbeiterkampftag, wol¬ 
len die extremen Rechten in Duisburg 
und Essen aufmarschieren, um erneut 
gegen die EU-Bürger zu hetzen, die 
aufgrund von massiver sozialer Armut 
in die Bundesrepublik geflüchtet sind. 
Nach und nach formiert sich nun je¬ 
doch auch der Widerstand gegen die 
neuerlichen Provokationen. So ruft das 
„Duisburger Netzwerk gegen Rechts“ 
zur Solidarität mit den betroffenen 
Bulgaren und Rumänen - darunter 
viele Roma-Familien - und zur Ver¬ 
hinderung der geplanten rassistischen 
Aufmärsche auf. 

„Es ist jedoch zu befürchten, dass die 
Rechten - gemessen an der aktuellen 


★ „Distanz ist das Gebot der Stunde“, 
meint der eine: „Was einem doch zu¬ 
nehmend auf die Nerven geht, ist das 
Verständnisgesäusel für den Despoten 
Wladimir Putin ... So reden Hundebe¬ 
sitzer und Feiglinge ... Natürlich gibt es 
Gründe, auch mit fragwürdigen Ländern 
Geschäfte zu machen ...“ Doch ein ge¬ 
nauer Blick ist vonnöten. Russland sei 
ein „stagnierender Riese mit zunehmen¬ 
der Abhängigkeit von seinen Rohstoffen 
und einer überkommenen Wirtschafts¬ 
struktur“ ... 

„Deutsche Firmen sollten der Konfron¬ 
tation entgegentreten“, schreibt der an¬ 
dere. „Um nicht falsch verstanden zu 
werden: Wladimir Putin ist alles andere 
als ein sympathischer Politiker ... Aber 
ist Sympathie oder Antipathie ein guter 
Ratgeber für Kaufleute? Dürfen Kon¬ 
zerne nur mit Geschäftspartnern han¬ 
deln, deren Nase ihnen passt? Wäre et¬ 
was gewonnen, wenn Siemens, Metro & 
Co. ihr Russlandgeschäft kurzerhand 
einstellen? Die Antwort lautet dreimal 
nein. Das Gerede, man müsse es Putin 
mit den härtestmöglichen Sanktionen 
mal so richtig zeigen, ist brandgefähr¬ 
lich. Es folgt Reflexen aus dem Kalten 
Krieg, nicht einer nüchternen Analyse 
der heutigen Situation ... 

Wer all die Äußerungen der letzten Wo¬ 
chen, nicht nur von den Chefs der Kon¬ 
zerne Siemens, der Post, von adidas oder 
der Bahn, aufmerksam zur Kenntnis ge¬ 
nommen hat, kommt zu dem Urteil: Die 
Unternehmer halten Sanktionen für hin¬ 
derlich, sie wollen weiter Geschäfte ma¬ 
chen. „Für uns“, so Bahn-Chef Grube, „ist 
das oberste Gebot: Deeskalation.“ Gru¬ 
be wird demnächst nach Russland rei¬ 
sen, um dort mit dem auf der US-Sank- 
tionsliste stehenden russischen Bahnchef 


über konkrete Vereinbarungen zu reden. 
„Über Jahrzehnte sind diese Partner¬ 
schaften mit viel Energie und Kraft auf¬ 
gebaut worden, so etwas ist aber schnell 
zerstört“, warnte Grube. Siemens-Chef 
Kaeser vereinbarte mit Gazprom-Chef 
Miller, ebenfalls auf der US-Sanktions- 
liste vermerkt, den Ausbau der Partner¬ 
schaft und führte sogar, in Abstimmung 
mit dem Kanzleramt, ein Gespräch mit 
Putin. Um das Groteske der gegenwär¬ 
tigen Diskussionen deutlich zu machen, 
zwei Kommentierungen zur Kaeser-Rei¬ 
se. „Der Vorstandsvorsitzende von Sie- 


Stimmungslage unter der Duisburger 
Bevölkerung - auch dieses Mal erhebli¬ 
chen Zulauf erhalten werden. Wir wer¬ 
den in diesem Zusammenhang daher 
nicht nur gegen ,Pro NRW 4 protestie¬ 
ren, sondern auch die Verantwortung 
der etablier¬ 
ten Duisburger 
Lokalpolitik 
klar und deut¬ 
lich benennen“, 
kündigte Thomas Zmrzly, Sprecher des 
Netzwerkes gegen Rechts an. Vor allem 
Duisburger SPD-Politiker hatten sich 
in den vergangenen Monaten an der 
Hatz gegen die Bulgaren und Rumä¬ 
nen beteiligt und bestehende Konflikte 
damit weiter angeheizt. 

Proteste werden unterdessen auch in 
Essen erwartet. So hat sich etwa der 
DGB Essen in einer Erklärung ge¬ 
gen die geplanten Aufmärsche in den 
Essener Stadtteilen Altenessen und 
Frintrop gewandt und die örtliche Po¬ 
lizeiführung aufgefordert, „alle zur 
Verfügung stehenden Mittel einzuset¬ 
zen“, um den geplanten Aufmarsch zu 
verhindern. Außerdem sprach sich der 
Gewerkschaftsbund für ein „generel¬ 
les Verbot von neonazistischen und 
rechtspopulistischen Aufmärschen, vor 
allem am Ersten Mai - dem Tag der Ar¬ 
beit, am Antikriegstag (01.09) und am 


mens muss seine Unternehmensinteres¬ 
sen schützen und die seiner Aktionäre. 
Insofern war der Besuch richtig“, äußer¬ 
te CDU-Präsidiumsmitglied Mißfelder. 
Hingegen äußerte der europapolitische 
Sprecher der Bundestagsfraktion der 
Grünen, Manuel Sarrazin: „Mit seinem 
Besuch versucht er, sich nach Günstlings- 


manier einzuschmeicheln.“ Mit „verant¬ 
wortungsvoller Geschäftspolitik“ habe 
das für ihn nicht zu tun. Auch die Kanz¬ 
lerin scheint gegenwärtig auf „Deeskala¬ 
tion“ zu setzen. Sie hat das Treffen Kae- 
ser-Putin für sinnvoll gehalten und wird 
auch der Reise von Bahnchef Grube so¬ 
wie anderer nach Russland nichts in den 
Weg legen. Sie habe derzeit keine Ein¬ 
wände, dass deutsche Firmen Kontak¬ 
te mit Russland pflegten - ist aus dem 
Kanzleramt zu hören. 

Denn die Beziehungen der deutschen 
Wirtschaft mit Russ¬ 
land sind von großer 
Bedeutung für die 
Unternehmen. Insge¬ 
samt sind gegenwärtig 
6 000 deutsche Unter¬ 
nehmen vor Ort tätig. Die Exporte nach 
Russland betrugen 2013 insgesamt 76,5 
Milliarden Euro. Für deutsche Firmen 
spielt der russische Markt eine wichtige 
Rolle für den Maschinen- und Anlagen¬ 
bau, für Automobile und Chemie-Pro¬ 
dukte. Insgesamt 300 000 Arbeitsplät¬ 
ze hängen in Deutschland daran. „Spie- 
gelOnline“ veröffentlichte am 28. März 
2014 eine unvollständige Liste mit Pro¬ 
jekten, die durch Sanktionen Schaden 
erleiden könnten: 

★ Siemens ist demnach per Joint-Ven¬ 
ture eng mit der Sinara-Group aus Je- 


Gedenktag der Reichspogromnacht 
(09.11.)“ aus, heißt es in der Erklärung 
der Gewerkschafter weiter. 

Grund genug, diese Forderung zu un¬ 
terstützen, gibt es allemal. So wollen am 
1. Mai nicht nur die Rassisten von „Pro 
NRW“ die Wer¬ 
be- und Wahl¬ 
kampftrommel 
rühren. In Dort¬ 
mund plant die 
neofaschistische Partei „Die Rechte“ 
einen Aufmarsch, der unter dem de¬ 
magogischen Motto „Gegen Kapita¬ 
lismus und Ausbeutung - Heraus zum 
Arbeiterkampftag!“steht. Auch in an¬ 
deren bundesdeutschen Städten dürf¬ 
te es darüber hinaus zu Aufzügen etwa 
der NPD kommen. 

„Die Rechte“ hat unterdessen durchaus 
Chancen in den Dortmunder Stadtrat 


★ Antifaschistischer Sauber¬ 
machspaziergang, Treffpunkt: 10. Ap¬ 
ril 2014,14:00 Uhr Heinrich-Böll-Ge- 
samtschule, Schulhof, Volksgar- 
tenstr.19, 44388 Dortmund, http:// 
dortmundquer.blogsport.de 

★ Weitere Informationen: essen- 
stellt-sich-quer.de; netzwerk-gegen- 
rechts.org 


katerinburg verbunden, zusammen mit 
Partnern will man von 2013 bis 2015 
rund eine Milliarde Euro investieren. 

★ Volkswagen hat in sein Werk in Kalu- 
ga bereits 1,3 Milliarden Euro investiert, 
1,2 Milliarden sollen in den kommenden 
Jahren folgen. Russland ist für den Kon¬ 
zern Wachstumsmarkt Nummer eins in 


Europa, jährlich 300 000 Fahrzeuge wer¬ 
den dort verkauft. 

★ Das Unternehmen Berlin Chemie 
baut gerade in Kaluga einen Standort 
auf, der noch im ersten Halbjahr in Be¬ 
trieb gehen soll. 

★ Bosch investiert bis Ende 2016 rund 
50 Millionen Euro in ein neues Werk in 
Samara, zu dem Zeitpunkt sollen dort 
rund 500 Mitarbeiter arbeiten. 

★ Fraport ist mit 35,5 Prozent am St. Pe¬ 
tersburger Pulkovo-Flughafen beteiligt 
und will dort ein neues internationales 
Passagierterminal bauen. 

Es ist also klar erkennbar, welchen Nut¬ 
zen die deutsche Wirtschaft aus Han¬ 
delsbeziehungen mit Russland zieht 
und welchen Schaden harte Sanktions¬ 
maßnahmen für die hiesige Wirtschaft 
selbst anrichten könnten. Das Verhalten 
des Siemenschefs sei symptomatisch für 
die Haltung deutscher Wirtschaftsgrö¬ 
ßen in der Krimkrise, war zu lesen. Vie¬ 
le haben sich inzwischen unisono geäu¬ 
ßert - die Chefs von adidas, Bahn AG, 
Commerzbank, Deutsche Bank, E.on, 
Metro, Raiffeisenbank, RWE und an¬ 
dere. Sanktionen? Lieber nicht! Auch 
beim Wirtschaftsminister und Vizekanz¬ 
ler Sigmar Gabriel sind die Botschaften 
inzwischen angekommen: „Wir wollen 
keine Wirtschaftsanktionen“, sagte er im 
ARD-„Bericht aus Berlin“. Rolf Priemer 


einzuziehen. Als Spitzenkandidat ha¬ 
ben die Neofaschisten, von denen nicht 
wenige zuvor in den 2012 von Landes¬ 
innenminister Ralf Jäger (SPD) ver¬ 
botenen militanten „Kameradschaf¬ 
ten“ aktiv waren, Siegfried Borchardt, 
besser bekannt als „SS-Siggi“ und Kopf 
der „Borussenfront“ aufgestellt. 
Jedoch bleibt ein Trostpflaster: Da es 
den Rechtsaußenparteien bisher nicht 
gelungen ist, sich auf gemeinsame 
Wahlantritte zu einigen, ist damit zu 
rechnen, dass sich NPD, „Die Rechte“ 
und „Pro NRW“ in einigen Kommu¬ 
nen gegenseitig die Stimmen streitig 
machen werden. 

Um gegen die zunehmende Naziprä¬ 
senz in manchen Stadtteilen wie etwa 
Lütgendortmund mobil zu machen, 
führt das „Bündnis Dortmund gegen 
Rechts“ am 10. April einen sogenann¬ 
ten Saubermachspaziergang im Stadt¬ 
teil Lütgendortmund auf. Gemeinsam 
mit Schülern der dortigen Gesamt¬ 
schule wollen die Nazigegner neofa¬ 
schistische Aufkleber aus dem öffentli¬ 
chen Raum entfernen. Im Rahmen des 
geplanten Saubermachspazierganges 
soll auch für antifaschistische Blocka¬ 
den geworben werden, mittels derer 
der am 1. Mai geplante Aufmarsch der 
Neofaschisten verhindert werden soll. 

Markus Bernhardt 


Engagiertes Gedenken 
am Todestag 

Genau vor 80 Jahren, am 27. März 1934, 
wurden die drei Kommunisten Emil 
Schmidt, Peter Hupertz und Otto Lu- 
kat aus der Gruppe der „Gerresheimer 
Zehn“ im Hof des Düsseldorfer Gefäng¬ 
nisses „Ulmer Höh“ enthauptet. An die¬ 
se Morde der Nazis wurde jetzt an den 
„Stolpersteinen“ der drei Opfer der NS- 
Justiz gedacht. Schülerinnen und Schü¬ 
ler skizzierten fundiert vor den zahlrei¬ 
chen Zuhörerinnen die Biografien der 
drei Kommunisten. Zugleich stellten 
sie engagiert-kritische Bezüge zur Ge¬ 
genwart her. Angehörige verschiedener 
Opfer und Vertreter aus der Lokalpoli¬ 
tik, von der VVN, aus der SPD und der 
DKP begleiteten die Veranstaltung. 

Ex-68er überrascht NPDIer 

Reinhold Oberlercher, zur extremen 
Rechten gewechselter Ex-68er, trat 
am Wochenende als Referent bei den 
NPD-Kreisverbänden Oberhausen und 
Unna/Hamm auf. 

In Oberhausen sprach er beim „Fo¬ 
rumsgespräch“ der örtlichen NPD. 

Im östlichen Ruhrgebiet referierte der 
69-Jährige zudem vor „Mitgliedern und 
Freunden“ des NPD-Kreisverbands 
Unna/Hamm, wie die Partei meldete. 
Er habe „über die nationalen Gedan¬ 
ken, die einige der Studenten beweg¬ 
ten“, gesprochen und eine „differenzie¬ 
rende Betrachtung der Ereignisse des 
Jahres 1968 und anschließend“ vermit¬ 
telt. Dabei kam für die NPDIer offen¬ 
bar Überraschendes zutage, denn, so 
die NPD Unna/Hamm: „In nationalen 
Kreisen identifiziert man in der Re¬ 
gel die Ereignisse des Jahres 1968 mit 
ungewaschenen, Parolen plärrenden 
Studenten, die kommunistische Sprü¬ 
che skandierend durch die Innenstäd¬ 
te deutscher Universitätsstädte liefen.“ 
(blick nach rechts) 

DKP-Versammlung BaWü 

Sie sei eine große Bildungsveranstal¬ 
tung, wo ein Ringen um Klarheit statt¬ 
finde, auch atmosphärisch gut. Nicht 
oft hört man solche Urteile wie am 
29. März in der Bezirksmitgliederver¬ 
sammlung der DKP Baden-Württem¬ 
berg in Stuttgart. 55 Genossinnen und 
Genossen aus allen Ecken des nicht 
gerade kleinen Flächenlands diskutier¬ 
ten darüber: Wie die EU einzuschätzen 
sei, auch im Lichte aktueller Entwick¬ 
lungen (nicht nur) in der Ukraine. Was 
sich daraus für uns im Wahlkampf er¬ 
gebe (dringend nötig sei die Kandida¬ 
tur, war einhellige Meinung). Wie Kom¬ 
munalpolitik wieder zu einem Thema 
unserer Arbeit werden kann, wo sie es 
derzeit nicht ist. Welche Ansatzpunkte 
es für eine Belebung unserer Betriebs¬ 
und Gewerkschaftspolitik gibt („sozi¬ 
alpartnerschaftliche“ Orientierungen 
zurückzuweisen, stärkt die Einheitsge¬ 
werkschaft, erinnerten erfahrene ältere 
Genoss/inn/en). Wie wir dem Jugend¬ 
verband SDAJ helfen können. Gruß¬ 
worte der SDAJ, KKE, TKP sowie der 
Landessprecherin der VVN-BdA bilde¬ 
ten eine wichtige inhaltliche Ergänzung. 
So nüchtern trotz Neuaufnahmen die 
organisationspolitische Bilanz ausfällt - 
Vergleiche mit 1988 passen nicht -, war 
eine Aufbruchsstimmung, auch dank 
nicht weniger anwesender junger Ge¬ 
noss/inn/en, deutlich spürbar. Wird sie 
nun in ein „Schneeballsystem“ Umschla¬ 
gen? Gruppen mit lebendigen Diskussi¬ 
onen, die das Gesicht der Partei zeigen, 
einschließlich verstärkter Bildungsar¬ 
beit zur marxistischen Theorie, wurde in 
zahlreichen Redebeiträgen als die richti¬ 
ge Antwort auf Tendenzen zu Selbstaus¬ 
grenzung, Aufgehen in „bunten“ Bewe¬ 
gungen und Sonderstrukturen benannt. 
Unüberhörbar war Besorgnis, zum Teil 
auch Empörung über den Weg, den eine 
Minderheit des Parteivorstands und Teile 
einiger Bezirksorgansationen einschla- 
gen. Nach gründlicher, freier Diskussion 
gefasste Beschlüsse gemeinsam durchzu¬ 
führen, das Statut einzuhalten, gehöre zu 
den unverzichtbaren Organisationsprin¬ 
zipien. Beim uz-Fest wird die Bezirksor¬ 
ganisation gemeinsam mit Hessen das 
Programm eines Zelts bestreiten und - 
einstimmig beschlossen - mit einem ge¬ 
meinsamen Bus anreisen, der vor allem 
auch jungen Genoss/inn/en und Interes¬ 
sierten die Teilnahme ermöglichen soll. 

Klaus Mausner 


„Das Gerede, man müsse es Putin mit den 
härtestmöglichen Sanktionen mal so richtig zeigen, 
ist brandgefährlich.“ 


Rechte Wahlkampfoffensive 

Aufmärsche in Duisburg, Essen und Dortmund geplant 


Neonazis und Rassisten wollen 
Arbeiterkampftag missbrauchen. 



Schnellzug von Siemens für den russischen Markt. So ein Geschäft gibt man 
doch nicht einfach auf. 












6 Freitag, 4. April 2014 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Föderalisierung kann Ukraine vor dem Zerfall bewahren 

Vorschläge der KPU und des russischen Außenministers Lawrow 


D er Februar-Putsch in der Ukrai¬ 
ne hat die Gefahr eines Ausein¬ 
anderbrechens der Ukraine her¬ 
aufbeschworen. Nach der Krim könnten 
auch andere Gebiete den Ausweg aus 
der mit dem Staatsstreich entstandenen 
politischen Krise in einer Loslösung aus 
dem Bestand des ukrainischen Staates 
suchen. Die Folge davon könnten Anar¬ 
chie und Bürgerkrieg sein. 

Diese Gefahr ist besonders groß, weil 
das Land auch unabhängig vom Putsch 
durch tiefe geschichtlich bedingte Unter¬ 
schiede zerrissen ist. Während der Wes¬ 
ten und Teile des Südens in der wech¬ 
selvollen ukrainischen Geschichte der 
letzten Jahrhunderte stark durch polni¬ 
sche, litauische, österreichisch-ungari¬ 
sche Einflüsse geprägt ist, sind der Os¬ 
ten und andere Teile des Südens russisch 
geprägt. Das hat auch in der ethnischen 
Zusammensetzung der Bevölkerung, in 
Sprache und Kultur seinen Niederschlag 
gefunden. Ohne diesen Unterschieden 
auch im Staatsaufbau Rechnung zu tra¬ 
gen, scheint es kaum möglich zu sein, die 
Ukraine auf Dauer zusammenzuhalten. 
Darum haben die ukrainischen Kom¬ 
munisten schon in dem Beitrag Pjotr 
Simonenkos „Wie die Ukraine vor ei¬ 
nem Bürgerkrieg gerettet werden kann“ 
(Siehe dkp.news v. 23.1.) eine bedeuten¬ 
de Erweiterung der Rechte der Gebiets¬ 
körperschaften gefordert. In seinem Pro¬ 
gramm zur Präsidentenwahl am 25. Mai 
hat der Erste Sekretär des ZK der KPU 
und Kandidat der KPU, Genosse Simo- 
nenko, nun erneut entsprechende Maß¬ 
nahmen vorgeschlagen: 

★ „Die Umgestaltung der Obersten 
Rada der Ukraine in ein Zwei-Kam- 
mer-Parlament, das aus einer Abgeord¬ 
netenkammer und einem Rat der Regi¬ 
onen besteht (bei einer Reduzierung der 
Gesamtzahl der Abgeordneten), und die 
vollständige Berücksichtigung der Be¬ 
sonderheiten und Interessen der Regi¬ 
onen erlaubt; 

★ Reform der Wahlgesetzgebung (Wahl 
der Volksdeputierten nach dem Verhält¬ 


niswahlrecht mit offenen regionalen Par¬ 
teilisten und Wahl der Abgeordneten 
des Rates der Regionen in Wahlkreisen 
mit je einem Mandat); 

★ Breite Anwendung des Prinzips der 
direkten Demokratie (Referenden, 
Volksinitiativen, Impeachment, Abbe¬ 
rufung von Abgeordneten; 

★ Dezentralisierung der Rechtsschutz¬ 
vertikale im Verlauf der Reform des 
Innenministeriums (Unterordnung der 
regionalen Abteilungen für innere An¬ 
gelegenheiten unter die entsprechenden 
lokalen Räte); 

★ Wählbarkeit der Richter auf der unte¬ 
ren Ebene (der Rayon- und Stadtebene) 
durch die entsprechende lokale territo¬ 
riale Gemeinde; 

★ Formierung der Budgets nach dem 
Prinzip „von unten nach oben“ (gesetz¬ 
liche Festlegung des Anteils an Steuern 
und Abgaben, der im lokalen Budget 
verbleiben muss); 

★ Reform des Steuersystems (Besteu¬ 
erung am Standort der Produktion und 
nicht an dem Ort, an dem das Unterneh¬ 
men registriert ist); 

★ Übertragung der Entscheidung aller 
lokalen Fragen (darunter der Frage der 
Sprache) an die Organe der lokalen und 
regionalen Selbstverwaltung.“ 

Weiter heißt es im Wahlprogramm des 
KPU-Kandidaten, der Staat sei aufge¬ 
fordert, die geistigen Werte und natio¬ 
nalen Traditionen der in der Ukraine 
lebenden Völker zu verteidigen. Mit 
dieser Zielsetzung müssten die Maß¬ 
nahmen zur Erhaltung der Kulturdenk¬ 
mäler, zur Wiederherstellung der histo¬ 
rischen Wahrheit, zur Verteidigung der 
Sprachen und Kulturen aller Nationen 
und Völker, die in der Ukraine leben, 
verstärkt werden. Der Status der ukrai¬ 
nischen Sprache als Staatssprache müsse 
erhalten und gefestigt, und die russische 
Sprache den Status einer zweiten Staats¬ 
sprache haben. 

In einem Interview für die Fernsehsen¬ 
dung „Woskresnoe Wremja“ im Ersten 
Kanal des russischen Fernsehens äu¬ 


ßerte auch der russische Außenminister 
Sergej Lawrow die Meinung, dass die 
gegenwärtige Krise in der Ukraine nur 
überwunden werden kann, „wenn alle 
Seiten die Notwendigkeit einer Födera¬ 
lisierung des Landes anerkennen“. 
Weiter sagte Lawrow: „... Jede Region 
muss die Möglichkeit haben, ihre Füh¬ 
rung - die gesetzgebende Gewalt und 
die Gouverneure - direkt zu wählen und 


dazu befugt sein, die Bedürfnisse und 
Rechte ihrer Bürger in den Bereichen 
Wirtschaft, Finanzen, Kultur, Sprache 
und Soziales sowie das Recht auf Kon¬ 
takte mit Regionen eines Nachbarstaa¬ 
tes, sei es Polen, Litauen oder die Russi¬ 
sche Föderation, wahrzunehmen.“ 

Die Notwendigkeit einer Föderalisie¬ 
rung der Ukraine begründete der rus¬ 
sische Außenminister auch bei seinem 
Gespräch mit US-Außenminister Ker¬ 


ry in Paris. Dessen Reaktion ist nicht 
bekannt. Bekannt ist dagegen, dass die 
mit Hilfe bewaffneter ultranationalisti¬ 
scher und faschistischer Gruppen durch 
einen Staatsstreich an die Macht gelang¬ 
te ukrainische „Regierung“ diese Über¬ 
legungen zurückgewiesen hat. Diese 
Abenteurer sind offenbar nicht bereit, 
Machtbefugnisse zu Gunsten der Regi¬ 
onen abzugeben und nehmen eher ein 
Auseinanderfallen des 
Landes in Kauf. 
Inzwischen haben die 
ukrainischen Parteien 
ihre Kandidaten für die 
Präsidentenwahlen am 
25. Mai bestimmt. Die 
Frist zur Nominierung 
ist am letzten Sonn¬ 
tag abgelaufen. Für die 
KPU kandidiert der 
Erste Sekretär des ZK 
der Partei, Pjotr Simo- 
nenko; für die Vater¬ 
landspartei Julia Ti- 
moschenko; für die bis 
zum Putsch regierende 
Partei der Regionen 
der ehemalige Gouver¬ 
neur des Gebiets Char¬ 
kow, Michail Dobkin; 
für die profaschistische 
Swoboda deren Vorsit¬ 
zender OlegTjagnibog; 
für den Rechten Sektor 
Dmitri Jarosch. Die Par¬ 
tei UDAR unterstützt 
den nach Forbes 1,8 
Milliarden US-Dollar 
schweren, als „Schokoladenkönig“ be¬ 
kannten Oligarchen Pjotr Poroschenko. 
Witali Klitschko hat zu dessen Gunsten 
auf seine Kandidatur verzichtet und be¬ 
wirbt sich stattdessen für das Amt des 
Oberbürgermeisters von Kiew. Außer¬ 
dem gibt es Bewerber zur Präsidenten¬ 
wahl, die sich selbst zur Kandidatur an¬ 
gemeldet haben. Auf der Liste stehen 
mehr als 20 Namen 

Willi Gerns 



Man müsse zu den Waffen greifen und die Russen 
„fertig machen, zusammen mit ihrem Anführer“. Die 
acht Millionen Russen auf dem Territorium der Ukraine 
solle man „ mit Atomwaffen erschießen“. Sie sei 
„bereit, eine Maschinenpistole in die Hand zu nehmen 
und diesem Drecksack (Putin) in die Stirn zu schießen“, 
so Julia Timoschenko in einem abgehörten Telefonge¬ 
spräch. Karikatur: Zingerl 


Frankreichs „Sozialisten“ schwer abgestraft 

Alarmierende Gewinne für Rechte und Rechtsextremisten - Kommunisten konnten Positionen halten 


„Die Politik der Regierung hat die Wäh¬ 
ler der Linken in Enttäuschung und Ver¬ 
wirrung gestürzt“. Mit diesem Satz kom¬ 
mentierte die Französische Kommunis¬ 
tische Partei (PCF) das Ergebnis der 
Kommunalwahlen, deren zweiter Wahl¬ 
gang am Sonntag stattfand. 

Im Ergebnis der Niederlage der „So¬ 
zialistischen Partei“ (Parti Socialiste - 
PS) trat Regierungschef Ayrault am Tag 
nach der Wahl mit seiner gesamten Re¬ 
gierungsmannschaft zurück. Staatsprä¬ 
sident Hollande gab per TV-Ansprache 
am Montagabend die Ernennung des 
bisherigen Innenministers Manuel Valls 
zum neuen Premierminister bekannt. 
Valls wird in französischen Medien als 
noch „rechter“ und „wirtschaftsfreundli¬ 
cher“ als das bisherige Regierungsteam 
bezeichnet. Er hatte sich schon länger für 
die Abschaffung der in Frankreich gesetz¬ 
lich festgelegten 35-Stunden-Woche und 
gegen die Wiedereinführung der Rente 
mit 60 ausgesprochen. Auch in der Aus¬ 
länder- und Immigrationspolitik zeich¬ 
nete er sich, besonders mit repressiven 
Maßnahmen gegen Roma-Camps, als 
Verfechter eines Kurses aus, wie ihn auch 
die Rechten fordern. Es bleibt Hollandes 
Geheimnis, wie er ausgerechnet mit die¬ 
sem Mann wieder eine größere Zustim¬ 
mung bei linken Wählern erreichen will, 
die ihn vor zwei Jahren an die Staatsspitze 
gewählt haben, weil sie von ihm eine Ab¬ 
kehr von der rechten Sarkozy-Politik und 
den versprochenen Kampf gegen die Vor¬ 
macht der Finanzwirtschaft erwarteten. 
Die PCF betonte in ihrer Erklärung, 
die aus dem Wahlergebnis zu ziehende 
wichtigste Schlussfolgerung sei die der 
„absoluten Dringlichkeit eines Politik¬ 
wechsels“. Ohne diesen sei die Umbil¬ 
dung der Regierung „völlig ohne Be¬ 
deutung für das Volk“. 

In der Tat liegt der Schlüssel zum Ver¬ 
ständnis der Wahlergebnisse vor allem 
darin, dass es der PS nicht annähernd ge¬ 


lungen ist, die Wähler, die Hollande vor 
zwei Jahren an die Spitze brachten, jetzt 
wieder zu mobilisieren. Millionen sind 
aus Enttäuschung zu Hause geblieben. 
Der sich darin äußernde Frust hat vor 
allem wirtschaftlich-soziale Ursachen. 
Entgegen der Ankündigung, dank der 
Regierungsmaßnahmen werde ein Wirt¬ 
schaftsaufschwung die Entwicklung der 
Arbeitslosenkurve umkehren, war sie im 
letzten Monat vor der Wahl erneut ange¬ 
stiegen. Millionen Jugendliche sehen an¬ 
gesichts der nahezu unverändert hohen 
Jugendarbeitslosigkeit keine annehmba¬ 
re Lebensperspektive. 

Dies vor allem hat dazu geführt, dass 
Millionen Hollande-Wähler von 2012 
diesmal nicht wieder zur Wahl gingen 
und die Wahlbeteiligung damit einen 
bei Kommunalwahlen noch nie erreich¬ 
ten Tiefstand aufwies. Sie lag im zweiten 
Wahlgang mit 61,5 Prozent noch niedri¬ 
ger als im ersten (63,7 %). 

Dagegen konnten die bürgerlich-kon¬ 
servativen Rechtsparteien ihr Wähler¬ 
potenzial erheblich besser mobilisieren. 
Das schlug in die „blaue Welle“ um, mit 
der die Rechtsparteien viele bisher von 
den „Linken“ regierte Städte eroberten 
(Blau war die Wahlkampffarbe der Rech¬ 
ten). Die PS verlor mindestens 155 Städ¬ 
te über 9 000 Einwohner. Die Rechtspar¬ 
teien eroberten Städte, die teilweise seit 
Jahrzehnten von Linksmehrheiten unter 
Führung der „Sozialisten“ regiert wor¬ 
den waren, darunter Toulouse, Reims, 
Saint-Etienne und Limoges. Auch Mar¬ 
seille und Bordeaux werden weiter von 
rechten Bürgermeistern regiert. Nach 
einer in „Le Monde“ veröffentlichten 
Übersicht haben die Rechten künftig in 
572 Städten über 10 000 Einwohnern die 
Mehrheit, während die „Linken“ in 349 
Städten gleicher Größenordnung weiter 
regieren können. 

Ein „Trostpflaster“ für die Sozialisten, 
allerdings ein äußerst schwaches, ist das 


Ergebnis in Paris. Hier gelang es der PS- 
Kandidatin Anne Hidalgo, die schon für 
den ersten Wahlgang eine gemeinsame 
Liste mit Kommunisten, Grünen und 
anderen Linken gebildet hatte, sich ge¬ 
gen ihre rechte Gegenkandidatin durch¬ 
zusetzen. Sie erreichte im zweiten Wahl¬ 
gang eine breite Mehrheit von 91 Sitzen 
im Stadtrat (62 für die PS, 16 statt bis¬ 
her 11 für die Grünen und 13 statt bis¬ 
her 8 für die PCF), gegenüber 71 für die 
Rechtsparteien. Unter PS-Führung blie¬ 
ben auch Lyon, Lille, Straßburg, Metz, 
Dijon, Brest und einige weitere Groß¬ 
städte. 

Der Frust über die Ergebnisse der sozi¬ 
aldemokratischen Regierungspolitik bil¬ 
dete auch den Nährboden für die Wahl¬ 
erfolge des rechtsextremistischen „Front 
National“ (FN). Er hatte sich nach be¬ 
kanntem Rezept mit sozialer, nationalis¬ 
tischer und fremdenfeindlicher Demago¬ 
gie als „radikale Opposition“ gegen das 
„System“ präsentiert und war von den 
bürgerlichen Medien in den Tagen vor 
der Wahl gewaltig großgeschrieben wor¬ 
den. Ganz so groß wie angekündigt wur¬ 
de der „Durchmarsch“ dann doch nicht, 
aber besorgniserregend genug. Nach 
dem Sieg in der wirtschaftlich gebeu¬ 
telten nordfranzösischen Stadt Henin- 
Beaumont bereits im ersten Wahlgang 
werden künftig auch die südfranzösi¬ 
schen Städte Frejus und Beziers sowie 
acht weitere Kommunen von FN-Bür- 
germeistern regiert. Alarmierend auch 
der FN-Wahlerfolg in einem der ärms¬ 
ten Arbeiterviertel im Norden von Mar¬ 
seille, wo künftig ein rechtsextremisti¬ 
scher Bezirksbürgermeister rund 150 000 
Einwohner regiert. Hinzu kommen drei 
weitere Städte, in denen nicht dem FN 
angeschlossene rechtsextremistische Lis¬ 
ten die Mehrheit bekamen. Nicht aufge¬ 
gangen sind die FN-Hoffnungen aber in 
Avignon sowie in den vom wirtschaftli¬ 
chen Niedergang stark betroffenen ost¬ 


französischen Städten Florange und For- 
bach (Departement Moselle). 

Die Kommunisten und ihre Verbünde¬ 
ten in der Linksfront konnten der „rech¬ 
ten Welle“ in vielen von ihnen regierten 
Kommunen relativ gut widerstehen. Al¬ 
lerdings erlitten auch sie einige schmerz¬ 
liche Verluste, so in Argenteuil, Saint 
Ouen und B obigny. In 94 Kommunen 
waren kommunistisch geführte Mehrhei¬ 
ten schon im ersten Wahlgang bestätigt 
worden. Im zweiten Wahlgang kamen 
weitere Städte wie die nordfranzösische 
Hafenstadt Dieppe, die Städte Saint De¬ 
nis, Nanterre, Aubervilliers, Bagneux und 
weitere Kommunen im Großraum Paris 
sowie Arles und Martigues in Südfrank¬ 
reich, alles Städte über 30 000 Einwoh¬ 
ner, hinzu. Von den 349 weiter von lin¬ 
ken Mehrheiten regierten Städten über 
10 000 Einwohnern werden mindestens 
56 von einem PCF-Linksfront-Bürger- 
meister geführt. 

Die Parteiführung der PCF betonte in 
ihrer Stellungnahme zum Wahlergeb¬ 
nis, dass der Kampf gegen die Rechten 
und für eine Wende in der Regierungs¬ 
politik damit keineswegs beendet ist. 
Sie unterstützt ebenso wie alle übrigen 
Komponenten der Linksfront die Wei¬ 
terführung des außerparlamentarischen 
Kampfes, als nächstes die für den 12. Ap¬ 
ril in Paris angesetzte Demonstration 
der Fortschrittskräfte, zu der mehr als 
200 Persönlichkeiten, darunter zahlrei¬ 
che Gewerkschafter, Künstler und Wis¬ 
senschaftler sowie Vertreter sozialer Be¬ 
wegungen, von Umweltverbänden und 
Bürgervereinigungen aufgerufen haben. 
Zu den Hauptforderungen gehört der 
Verzicht auf den von der Hollande-Re- 
gierung beschlossenen „Pakt der Verant¬ 
wortung“ mit den Unternehmerverbän¬ 
den, mit dem das Kapital ein Steuerge¬ 
schenk von 30 Milliarden erhält, ohne 
dafür konkrete Gegenleistungen zu er¬ 
bringen. Pierre Poulain 


Renzi drohte 
mit Rücktritt 

Verwaltungsreform 
in Italien 

Um im Rahmen seiner Verwaltungsre¬ 
form die Abschaffung der Provinzen 
durchzusetzen, musste Premier Mat- 
teo Renzi, der erst einen Monat im 
Amt ist, im Senat die Vertrauensfra¬ 
ge stellen. Nicht nur die rechtsextre¬ 
me Forza Italia (FI) von Ex-Premier 
Berlusconi, sondern auch sein wich¬ 
tigster Koalitionspartner, die rechte 
Zentrumspartei (NCD) Angelino Al- 
fanos (eine Abspaltung von Berlusco¬ 
nis Partei), hatte Ablehnung angekün¬ 
digt. Damit wäre, wie „La Repubblica“ 
schrieb, die Regierungskoalition „ge¬ 
platzt“. Es blieb bei der Androhung, 
Alfano lenkte ein und Renzi erreich¬ 
te mit 166:133 Zustimmung. Dage¬ 
gen votierten neben der FI die Lega 
Nord, die Protestbewegung M5S und 
die Linkspartei SEL. Nun muss das 
Gesetz noch die Abgeordnetenkam¬ 
mer passieren, in der Renzis Demo¬ 
kratische Partei (PD) jedoch über eine 
Mehrheit verfügt. Die 170 Provinzen 
mit 56 000 Beschäftigten kosten jähr¬ 
lich 8,6 Mrd. Euro. Ihre Aufgaben sol¬ 
len von den Regionen (Ländern) und 
den Städten und Gemeinden über¬ 
nommen werden. Ursprünglich war 
von jährlichen Einsparungen von 3 
bis 5 Mrd. Euro die Rede, jetzt soll es 
jedoch nur eine Mrd. Euro sein. 

Nun ging es um die zweite Verwal¬ 
tungsreform, die Auflösung des Se¬ 
nats als zweiter Kammer. An seine 
Stelle soll eine „Autonome Kam¬ 
mer“ ähnlich dem deutschen Bundes¬ 
rat aus Vertretern der Regionen und 
der Bürgermeister großer Städte tre¬ 
ten. Ferner sollen ihm alle ehemali¬ 
gen Staatspräsidenten und bisherigen 
Senatoren auf Lebenszeit angehören. 
Hintergrund ist aber auch, dass die 
PD im Senat keine Mehrheit hat und 
von der NCD abhängt. Fällt der Se¬ 
nat weg, bestimmt nur noch die Ab¬ 
geordnetenkammer, in der die PD 
die Mehrheit hat, über das Schicksal 
der Regierung. Überraschend melde¬ 
te der Senatspräsident, Piero Grasso, 
dem linken PD-Flügel nahe stehend, 
gegen die Auflösung in dieser Form 
Widerspruch an. Wenigstens etwa 100 
Senatoren sollten weiter gewählt wer¬ 
den, das Gremium seine Funktion bei 
Entscheidungen beispielsweise über 
verfassungsrechtliche Gesetze beibe¬ 
halten. Am Montag befasste sich die 
Regierung mit dem Einspruch. Noch 
vor der Sitzung drohte der für sei¬ 
nen autoritären Führungsstil bekann¬ 
te Renzi seinen Rücktritt an, sollten 
seine Reformen nicht akzeptiert wer¬ 
den. Das Kabinett wies die Einwände 
Grassos zurück. Lediglich die Zustän¬ 
digkeit des neuen Autonomen Senats 
für Gesetze mit Verfassungscharak¬ 
ter bleibt bestehen. In Zukunft wird 
es statt bisher 315 nur noch 148 Sena¬ 
toren geben. 

Ein dicker Brocken bleibt für den 
Regierungschef das als „Italicum“ 
bezeichnete neue Wahlgesetz, das 
er zusammen mit der Umwandlung 
des Senats noch im April durchbrin¬ 
gen will. Es soll an die Stelle des un¬ 
ter Berlusconis eingeführten Modus 
treten, der der Siegerpartei bei auch 
nur einer Stimme Mehrheit einen Bo¬ 
nus von 340 der insgesamt 630 Sitze in 
der Abgeordnetenkammer zusprach. 
Veränderungen sind nur insofern vor¬ 
gesehen, dass die Siegerpartei jetzt 
37 Prozent der Stimmen erreichen 
muss und dann einen 18 Prozent-Bo¬ 
nus, aber nicht mehr als 340 Sitze (55 
Prozent) erhält. Erzielt keine Partei 
diesen Prozentsatz, soll ein zweiter 
Wahlgang stattfinden. Für Parteien in 
einer Koalition soll die Sperrklausel 
von bisher 4 auf 5 Prozent angeho¬ 
ben werden. Für einzeln antretende 
Parteien ist vorgesehen, eine Hürde 
von 8 Prozent und für Koalitionen 
oder Wahlbündnisse von 12 Prozent 
einzuführen. Das würde es vor allem 
der SEL nahezu unmöglich machen, 
ihre Präsenz im Parlament zu wahren, 
den Kommunisten, die seit 2008 nicht 
mehr über die 4 Prozent kamen, oh¬ 
nehin. 

Gerhard Feldbauer 




m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 4. April 2014 7 


Legalisieren und Regulieren 

Chinas Führung steckt weitreichende Ziele 



Brüderchen und Schwesterchen sind jetzt legal. 


N achdem im November letzten 
Jahres die Parteiführung der 
KPCh bereits eine Reihe von 
Reformvorhaben angekündigt hatte, 
war es bei der Jahrestagung des Natio¬ 
nalen Volkskongresses im März nun an 
der Regierung Bilanz zu ziehen und die 
weiteren Schritte zu beschließen. An¬ 
gesichts der Ankündigungen, zu denen 
u.a. die Umwandlung der sogenannten 
„Ein-Kind-Politik“ in eine Art „Zwei- 
Kind-Politik 44 die Abschaffung von Ge¬ 
fängnisanstalten, die Arbeit als Mittel 
der Umerziehung einsetzen, die Schaf¬ 
fung einer neuen Freihandelszone in 
Schanghai und die Lockerung der Kon¬ 
trolle des festen Wohnsitzes (hukou) 
gehören, kann bereits von einem histo¬ 
rischen Umbruch gesprochen werden. 
Dieser liegt wohl weniger im Führungs¬ 
wechsel von Hu Jintao und Wen Jia- 
bao hin zu Xi Jinping (Generalsekretär 
der KPCh und Präsident der VR Chi¬ 
na) und Li Keqiang (Premierminister) 
begründet, als vielmehr in der nun er¬ 
reichten Stufe bei der Modernisierung 
des Landes. Alte Maßnahmen wie die 
Kontrolle des Bevölkerungswachstums 
oder der innerchinesischen Arbeits¬ 
migration werden dementsprechend 
schrittweise abgebaut. Einerseits sind 
sie überholt, weil beispielsweise länge¬ 
re Ausbildungszeiten und der Wunsch 
nach einer dauerhaften Berufsperspek¬ 
tive die Gründung einer Familie gera¬ 
de für die rasant ansteigende Anzahl 
gut ausgebildeter Hochschulabsolvent/ 
innen immer weiter hinauszögert. An¬ 
dererseits kann China es sich „leisten“, 
die Entscheidung über die Anzahl der 
Nachkömmlinge wieder den Familien 
zu überlassen. Die Gefahr einer unzu¬ 
reichenden Versorgung durch Missern¬ 
ten, welche es bis in die 1960er Jahre 
gegeben hat, wird jedenfalls nicht mehr 
gesehen. 

Noch bedeutender und weitreichender 
als die Abschaffung der Ein-Kind-Poli- 
tik sind die gerade verkündeten „Drei 
100-Millionen-Ziele“. Hinter diesem Ti¬ 
tel steht eine umfassende Reform der 
Wohnsitzkontrolle, die eine Gleichstel¬ 
lung von innerchinesischen Arbeitsmig¬ 
rant/innen in den städtischen Gebieten 
bisher verhinderte - und dadurch städ¬ 
tische Arbeitsverhältnisse vor der di¬ 
rekten Konkurrenz mit der ländlichen 
Bevölkerung „schützte“. Nun sollen 100 
Millionen von ihnen eine dauerhafte 
Aufenthaltsgenehmigung bekommen 
und erhalten somit gleichen Zugang 
zu den städtischen Bildungs- und So¬ 
zialsystemen für sich und ihre Fami¬ 
lien. Weitere 100 Millionen leben in 
Dörfern und städtischen Gebieten, die 


eine Aufwertung erfahren sollen. Hier 
wird es vor allem um ehemalige indus¬ 
trielle Hochburgen und Gebiete in den 
ärmeren zentralchinesischen und west¬ 
lichen Provinzen gehen, in denen es an 
Arbeitsmöglichkeiten, guten Bildungs¬ 
und Gesundheitseinrichtungen fehlt. 
Die dritte Gruppe von 100 Millionen 
Menschen soll von einer kontrollierten 
Urbanisierung in den westlichen Pro¬ 
vinzen und in Zentralchina profitieren. 
Hier hat die chinesische Regierung in 
den letzten Jahren spezielle Förderpro¬ 
gramme zum Aufbau von Infrastruktur 
und Industrieproduktion aufgelegt, um 
das Ost-West-Gefälle der wirtschaftli¬ 
chen Entwicklung zu verringern. 

Auch die angekündigten Wirtschafts¬ 
reformen, die den Staatsbanken pri¬ 
vate Konkurrenz bescheren könnten, 
verweisen darauf, dass das bisherige 
Wachstumsmodell schrittweise um¬ 
gebaut wird. Bisher waren Kreditver¬ 
gaben Garant für staatliche Lenkung 
der wirtschaftlichen Entwicklung. Pri¬ 
vatbanken könnten aber nicht nur den 
Staatsbanken Konkurrenz machen, 
sondern vor allem dem schwarzen Ka¬ 
pitalmarkt das Wasser abgraben. Die¬ 


ser hatte bisher diejenigen mit Krediten 
versorgt, die bei der Vergabe staatlicher 
Kredite leer ausgingen. Beide Effekte 
sind erwünscht: die Staatsbanken sollen 
unter Konkurrenzdruck gesetzt und so 
zu effizienterem Wirtschaften gezwun¬ 
gen werden, bisher unregulierte Berei¬ 
che wie der der Privatkredite werden 
dadurch reguliert, dass private Anbie¬ 
ter offiziell zugelassen werden. Dies 
entspricht einer bisher herrschenden 
Logik der Reform- und Öffnungspoli¬ 
tik seit Ende der 1970er: Legalisieren 
und regulieren, anstatt Realitäten zu 
bekämpfen. 

Anders sieht es bei der Bekämpfung 
der Verschwendung von Staatsgeldern 
auf den verschiedenen Ebenen von 
Partei und Regierung aus. Hier will 
die KPCh vor allem die Ausgaben für 
Reisen, Verpflegung, Dienstwagen und 
Gebäude drastisch beschneiden. In der 
Praxis hatten sich gerade auch in den 
ärmeren Gebieten Partei- und Regie¬ 
rungskader durch Prunkbauten, teure 
Dienstreisen oder neue Limousinen zu 
profilieren gesucht. Maßnahmen gegen 
diese bei der Bevölkerung besonders 
unbeliebte Form der Verschwendung 


wurden teilweise schon umgesetzt und 
dürften den Luxussegmenten deut¬ 
scher Autobauer spürbare Umsatzein¬ 
bußen bescheren. 

Insgesamt zeigen die verkündeten und 
teilweise schon umgesetzten Reformen, 
dass die neue Führungsspitze unter Xi 
und Li gewillt ist, eine neue Stufe der 
Entwicklung der VR China aktiv durch 
entsprechende Reformen zu begleiten. 
Ein Kurswechsel ist allerdings noch 
nicht erkennbar. Der Ausbau der So¬ 
zialsysteme, die Bemühungen um eine 
sich auf die Binnennachfrage stützen¬ 
de Wachstumspolitik, die Reformen zur 
Verringerung der Einkommensschere 
zwischen städtischen und ländlichen 
Gebieten sowie das Ziel des Aufbaus 
der zentralchinesischen und westlichen 
Provinzen wird fortgeführt. Überaus 
kritisch sollten die Vorhaben in Rich¬ 
tung einer Liberalisierung des Wäh¬ 
rungsmarktes (Renminbi als Spekula¬ 
tionsobjekt?) beobachtet werden, war 
es doch ein wichtiger Faktor bei der Be¬ 
wältigung der Krisen von 1999 bis 2007, 
dass die chinesische Währung nicht frei 
handelbar war. 

Lars Moerking 


Vetternwirtschaft 

Der Ben-Ali-Clan presste 
Tunesien aus 

„Tunesiens goldenes Zeitalter des Kum¬ 
pel-Kapitalismus“ springt die Schlagzei¬ 
le der Washington Post ins Auge. Die 
Zeitung bezog sich auf eine Untersu¬ 
chung, die die Weltbank am 27. März 
veröffentlicht hatte. Der Bericht ent¬ 
hüllt, wie der frühere Staatspräsident 
Zine el-Abidine Ben Ali und sein 
Clan staatliche Institutionen manipu¬ 
lierten, um sich die Taschen zu füllen. 
Nach dem tunesischem Aufstand 2011 
beschlagnahmten die Behörden 550 
Grundstücke, 48 Boote und Jachten, 40 
Aktien-Portfolios, 367 Bankkonten und 
annähernd 400 Unternehmen. Die Be¬ 
schlagnahmekommission schätzte den 
Gesamtwert des Clan-Besitzes auf min¬ 
destens 13 Milliarden US-Dollar, etwa 
ein Viertel des tunesischen Bruttosozi¬ 
alprodukts 2010. Unglaubliche 21 Pro¬ 
zent des Gewinns des gesamten privaten 
Sektors Tunesiens - so errechnete die 
Autorengruppe der Weltbank - heims¬ 
ten etwa 220 Unternehmen ein, die Ben 
Ali und seiner Großfamilie gehörten. 
Aber wie konnten ihre Firmen die Pro¬ 
fite in solch astronomische Höhen trei¬ 
ben? Die Antwort: Man nutzt die In¬ 
vestitionen betreffenden Gesetze be¬ 
ziehungsweise passt sie dem eigenen 
Vorteil an. Solche protektionistischen 
Gesetze werden normalerweise zum 
Schutz der heimischen Wirtschaft er¬ 
lassen. Ben Alis Familie boten sie al¬ 
lerdings privilegierten Zugang in stark 
regulierten Sektoren wie Telekom, Luft- 
und Schiffstransport, Banken, Grundbe¬ 
sitz und Hotellerie. Sie nutzten die Zu¬ 
gangsbeschränkungen für höhere Prei¬ 
se, erreichten größere Marktanteile für 
die Unternehmen des Clans. In einigen 
Sektoren hieß es: Ben Ali oder Pleite. So 
musste selbst McDonald seinen verpatz¬ 
ten Eintritt in den tunesischen Markt 
reparieren, nachdem die Regierung die 
Betriebserlaubnis verweigerte, und die 
„falschen Franchise-Partner“ auswech¬ 
seln. Wenn bestehende Regulierungen 
nicht ausreichten, die Familienbelange 
vor Konkurrenz zu bewahren, schuf der 
Präsident neue. Ben Ali unterschrieb in 
16 Jahren 25 Dekrete, die in 45 verschie¬ 
denen Sektoren neue Zulassungsbedin¬ 
gungen setzten und in 28 Sektoren Be¬ 
schränkungen für ausländische Investi¬ 
tionen einführten. Natürlich profitierten 
die Unternehmen des Ben-Ali-Clans. 
Ähnliche Fragen stehen in Angola 
oder in Kenia, wo Isabel Dos Santos, 
die Tochter des Staatspräsidenten, oder 
„Mama“ Ngina Kenyatta, die Witwe 
des früheren Staatspräsidenten Jomo 
Kenyatta und Mutter des Präsidenten 
Uhuru Kenyatta, die Plätze 2 und 3 der 
reichsten Frauen Afrikas einnehmen. 

Georges Hallermayer 


Die alte Ordnung fällt nicht, wenn sie nicht zu Fall gebracht wird 

Konferenz „Die Parteien und eine neue Gesellschaft“ in Mexiko 


Die von der mexikanischen Partei der 
Arbeit (PT) unter der Überschrift „Die 
Parteien und eine neue Gesellschaft“ 
inzwischen zum 18. Mal durchgeführte 
Konferenz ist inzwischen insbesonde¬ 
re für lateinamerikanische Parteien zu 
einer festen Größe in ihrem jährlichen 
Kalender geworden. In diesem Jahr 
wurde für den 27. bis 29. März eingela¬ 
den; neben regionalen Fragen Latein¬ 
amerikas und allgemeinen Themen war 
ein Block der Beiträge der Energiever¬ 
sorgung und den natürlichen Ressour¬ 
cen vor dem Hintergrund der internati¬ 
onalen Krise gewidmet. 

Insgesamt nahmen nach Veranstalteran¬ 
gaben Vertreterinnen und Vertreter von 
210 Parteien, Organisationen und sozi¬ 
alen Bewegungen aus 37 Ländern teil. 
Über die Jahre hat der Anteil der ver¬ 
tretenen Parteien, mit denen die DKP 
ein enges Verhältnis pflegt, zugenom¬ 
men. Während die DKP sich schon seit 
vielen Jahren aktiv beteiligt, scheinen 
auch bei anderen Parteien Vorbehalte 
gegen die Präsenz trotzkistischer, mao- 
istischer (die PT verlegt etwa die Mao- 
Bibel auf Spanisch) und reformistischer 
Strukturen nachgelassen zu haben. Der 
überwiegende Teil der Delegierten war 
aus Lateinamerika angereist. Die PT 


hatte ihre Veranstaltung umfänglich 
auch für linke Kräfte ihres Landes ge¬ 
öffnet. Darunter waren ebenso sozial¬ 
demokratische Abgeordnete der PRD 
wie die KP Mexikos. Präsent waren bei¬ 
spielsweise aus Venezuela die Regie¬ 
rungspartei PSUV, die KP Venezuelas 
und auch die Partei „Patria paraTodos“. 
Aus dem Spektrum der ehemals militä¬ 
risch kämpfenden Befreiungsbewegun¬ 
gen kamen die FSLN, die FMLN El Sal¬ 
vador und die URNG aus Guatemala. 
Bruderparteien vor Ort waren ferner 
u.a. die KP Honduras 4 , die KP Brasili¬ 
ens, die KP Uruguays, die KP Boliviens, 
die KP Kubas, die Peruanische KP, die 
KP Argentiniens, die Volkspartei Pana¬ 
mas, die Französische KP, AKEL (Zy¬ 
pern), die KP Israels, die Revolutionäre 
Volkspartei Laos 4 , die KP Vietnams und 
die Polisario der besetzten Westsahara. 
Andere Delegierte stammten u.a. aus 
Peru, Costa Rica, Kanada, den USA, Li¬ 
banon, Kroatien, dem Baskenland, Gali¬ 
zien, Finnland und Italien. Aus der BRD 
war neben der DKP und der Partei Die 
Linke auch die im Februar dieses Jahres 
gegründete Gruppe „Marxistische Lin¬ 
ke“ zugegen, deren Vertreter sich offen¬ 
bar bereits im Januar, vor der Gründung 
seiner Organisation, bei der PT ange¬ 


meldet hatte. Dass er gerne seine DKP- 
Mitgliedschaft erwähnte, führte dazu, 
dass der DKP-Delegierte verschiedent¬ 
lich um Klärung gebeten wurde. 

Die Beiträge behandelten ein sehr 
breites Spektrum. Viele Redner beton¬ 
ten die Bedeutung der Solidarität mit 
dem bolivarianischen Prozess in Ve¬ 
nezuela. Bedingt durch die Aktualität, 
thematisierten auch einige Beiträge die 
Entwicklungen in der Ukraine sowie 
die Rolle der USA und der EU in dem 
Konflikt. 

Der 1. Sekretär der KP Boliviens skiz¬ 
zierte Aufgaben seiner mit der regie¬ 
renden MAS (Bewegung zum Sozia¬ 
lismus) verbündeten Partei im Kontext 
einer rechten Opposition, die zurzeit 
der Popularität Evo Morales 4 nicht viel 
entgegenzusetzen hat, aber zu ähnlichen 
Mitteln greifen zu wollen scheint wie die 
Konterrevolutionäre Venezuelas. 

Die KP Honduras steht vor der schwie¬ 
rigen Aufgabe, sich zu reorganisieren 
und wirksam arbeitende zentrale Struk¬ 
turen zu schaffen. Sie erhofft sich dabei 
einen Fortschritt in Zusammenarbeit 
mit anderen marxistischen Kräften in 
diesem Frühjahr. Dabei betont sie, dass 
die Parteiorganisation sich heutzutage 
von militärischen Kommandostruktu¬ 


ren eines bewaffneten Kampfes unter¬ 
scheiden muss. 

Die KP Israels schätzt ein, dass die zu¬ 
nehmende Bedrohung weiter Bevölke¬ 
rungsteile durch den Fall in Armut ein 
Ergebnis insbesondere der neolibera¬ 
len israelischen Politik der zurücklie¬ 
genden Dekade ist. Nach Angaben der 
staatlichen Statistikbehörde sind ein 
Drittel der Gesamtbevölkerung und 
40 Prozent der Kinder von Armut be¬ 
droht. Mit dieser Wirtschaftspolitik ge¬ 
hen die Versuche einher, die noch be¬ 
stehenden Errungenschaften der bür¬ 
gerlichen Demokratie zu beseitigen. 
Anstelle von Zionismus und Antisemi¬ 
tismus, die sich gegenseitig verstärken, 
setzt die KPI auf die Zusammenarbeit 
jüdischer und arabischer Israelis auf 
Basis der Klassenzugehörigkeit. 

Die URNG bemängelt die Ausbeutung 
der natürlichen Ressourcen Guatema¬ 
las durch profitorientierte, vorwiegend 
ausländische Konzerne, die Rohstoff¬ 
abbau und Energiegewinnung ohne 
Rücksicht auf das in Guatemala vor¬ 
herrschende Bild der Natur und auf 
die Umwelt umsetzen. Die bestehen¬ 
den etwa 20 Normen zum Umwelt¬ 
schutz würden von Staat und Unter¬ 
nehmen systematisch verletzt. Um zu 


sichern, dass der natürliche Reichtum 
des Landes der großen Mehrheit sei¬ 
ner Bewohner zugute kommt, sind die 
Bodenschätze und Energiegewinnung 
zu nationalisieren. 

Carlos Fonseca Terän von der FSLN 
hob die Aktualität von Lenins Fest¬ 
stellung hervor, dass auch in der Krise 
die alte Ordnung nicht fällt, wenn sie 
nicht zu Fall gebracht wird. Zum Neoli¬ 
beralismus gibt es keinen andersartigen 
Kapitalismus als Alternative, sondern 
allein den Sozialismus. Nur eine revo¬ 
lutionäre Avantgarde kann im Verlauf 
des revolutionären Kampfes die Bedin¬ 
gungen für den Sieg schaffen und/oder 
erkennen, wobei dieser Kampf unter¬ 
schiedliche Formen annehmen kann. 
Neben der Vielzahl von Vorträgen, die 
in Form und Länge wie schon in der Ver¬ 
gangenheit sehr variierten, zeichnet die¬ 
se von der PT veranstaltete Konferenz 
sich auch durch die Möglichkeit aus, mit 
vielen Organisationen in Kontakt zu tre¬ 
ten oder diesen aufzufrischen. Dies war 
in diesem Jahr für die DKP auch hin¬ 
sichtlich der Erläuterung der Ergebnis¬ 
se des 20. Parteitags und des Standes der 
fortgesetzten Diskussion in der Partei 
sehr wertvoll. 

Carlo Pereira 
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Erklärung des Fördervereins 
Gedenkstätte Steinwache/ 

Internationales Rombergparkkomitee 

Antifaschistische Aktionen 
und Aktionen für den 
Frieden nötiger denn je 


Unter dem Titel „Jetzt sind antifa¬ 
schistische Aktionen nötiger denn je, 
ebenso Aktionen für den Frieden!“ ver¬ 
öffentlichte der Förderverein Gedenk¬ 
stätte Steinwache/Internationales Rom- 
bergparkkomitee folgende Erklärung: 

Kommt am Karfreitag in die Dort¬ 
munder Bittermark zum Gedenken 
an die Naziopfer aus Russland, der 
Ukraine, Polen, Weißrussland, Frank¬ 
reich, Belgien, den Niederlanden, 
ehern. Jugoslawien und Deutschland! 
Kommt zum Ostermarsch für Abrüs¬ 
tung, Entspannung, Frieden und De¬ 
mokratie! Kein neuer Kalter Krieg! 
Verhandeln statt schießen! 

Für die in Europa entstandene gefähr¬ 
liche Lage muss eine Verhandlungs¬ 
lösung gefunden werden. Bei solchen 
Verhandlungen könnten die folgen¬ 
den Vereinbarungen erzielt werden, 
wie sie vom Friedensratschlag in Kas¬ 
sel am 9. März 2014 formuliert wur¬ 
den: 

★ Eine Beteiligung rechtsextremer 
und faschistischer Kräfte an der ukrai¬ 
nischen Regierung ist auszuschließen. 
Die faschistischen Kräfte in der Uk¬ 
raine sind zu entwaffnen. Die Morde 
durch Scharfschützen auf dem Mai- 
dan werden von unabhängiger Seite 
untersucht. 

★ Jede einseitige Maßnahme zu wei¬ 
teren Sezessionen in der Ukraine ist 
zu stoppen. 

★ Die Beziehungen Russlands und 
der Ukraine sind besonderer Art. Die 
NATO und EU müssen die Sicher¬ 
heitsinteressen der Russischen Föde¬ 
ration genauso ernstnehmen wie die 
der Ukraine. Die Bündnisfreiheit der 
Ukraine ist von allen Konfliktparteien 
zu akzeptieren. Die EU-Assoziierung 
der Ukraine ist kein Beitrag zur Ent¬ 
spannung. 

★ Die ukrainische Übergangsregie¬ 
rung stoppt die Mobilmachung der 
Streitkräfte und stellt keine neuen 
auf, die russische Regierung ebenfalls. 
Und USA und EU stellen die Sankti¬ 
onen gegen Russland ein. 

★ Russland nimmt die Interventions¬ 
drohung gegen die Ukraine zurück. 

★ Sämtliche Rüstungsexporte aus 
dem EU-Raum nach Russland und 
in die Ukraine werden gestoppt. Der 
zivile Handel mit diesen Ländern wird 
gefördert. 

Von der Bundesregierung und den 
Medien erwarten wir darüber hinaus: 
Die Beendigung der antirussischen 
Kampagne, sowie den Stopp des Auf¬ 
baus des sog. Raketenschirms auf 
deutschem Boden, den Stopp der Auf¬ 
rüstung mit Kampfdrohnen und neu¬ 
en US-amerikanischen Atombomben 
in Büchel - denn dies kann von Russ¬ 
land nur als Bedrohung betrachtet 
werden kann - und auch von uns. 
Warum stellen wir diese Forderungen 
auf? Warum setzen wir uns für sie ein? 
Als Förderverein Gedenkstätte Stein- 
wache/Internationales Rombergpark¬ 
komitee sind wir besorgt über das 
Schicksal unserer Mitglieder in der 
ehemaligen Sowjetunion. Wir sind 
mit ihnen solidarisch. Wir fürchten 
um ihre Sicherheit vor den Angriffen 
rechter Kräfte. 

Es ist zu beachten, dass der Konflikt 
um die Ukraine und die Krim nicht 
erst mit dem Eingreifen Russlands 
auf der Krim begann, sondern auf die 
jahrelangen Versuche des Westens zu¬ 
rückgeht, die Ukraine aus dem Ein¬ 
flussbereich Russlands herauszulö¬ 
sen und den Marktbedingungen der 
Europäischen Union wie dem Mili¬ 
tärkonzept der Nato unterzuordnen. 
Inzwischen haben in Kiew rechte Po¬ 
litiker, darunter eine profaschistische 
Clique, Zugang zu Regierungsposten 
bekommen, ohne dass „der Westen“ 


irgendwelche Einwände erhob. Die 
von der Bundesregierung hochver¬ 
ehrte Frau Timoschenko von der der 
Regierung angehörenden „Vater¬ 
landspartei“ rief dazu auf, Russland 
zur verbrannten Erde zu machen und 
die Russen auszulöschen. 

Mit großer Sorge wird von uns die 
innenpolitische Entwicklung in der 
Ukraine gesehen, die es - mit massi¬ 
ver Unterstützung aus dem Westen - 
rechtsextremen, antisemitischen und 
faschistischen Gruppierungen wie 
„Svoboda“ oder den „Rechten Sek¬ 
tor“ ermöglicht hat, zu Wortfüh¬ 
rern auf dem Maidan zu werden und 
Schlüsselpositionen in der „Über¬ 
gangsregierung“ zu besetzen. 

Wir stimmen dem Friedensratschlag 
zu, der daran erinnerte: „Der rechten 
Übergangsregierung wird finanzielle 
Unterstützung in Milliardenhöhe ver¬ 
sprochen. Bei so viel politisch-mora¬ 
lischer Verkommenheit muss man 
zum Schluss kommen, dass sich die 
EU-Außenpolitik längst nicht mehr 
von ihren eigenen hehren Prinzipi¬ 
en der Demokratie, Menschenrechte 
und Rechtstaatlichkeit, sondern von 
purer Macht- und Interessenpolitik 
leiten lässt.“ 

Alle Gremien der Friedensbewegung 
lehnten die Abtrennung der Krim 
von der Ukraine als völkerrechtswid¬ 
rig, der UNO-Charta widersprechend 
ab. Allerdings wird darin erkennbar, 
wie verheerend die westlichen Vorbil¬ 
der für ein derartiges Vorgehen Russ¬ 
lands wirken. Vor 15 Jahren haben die 
NATO und damit Deutschland Serbi¬ 
en völkerrechtswidrig mit Krieg über¬ 
zogen und somit die völkerrechtswid¬ 
rige Abtrennung des Kosovo eingelei¬ 
tet. Während über 3000 unschuldige 
Menschen in Serbien dem Bombarde¬ 
ment zum Opfer fielen, hat Russland 
bisher kein Blutvergießen verübt. Wir 
appellieren an Russland und alle am 
Konflikt Beteiligten: 

Keine Gewalt! Reden ist besser als 
schießen. Rücknahme des russischen 
Gesetzes, überall zu intervenieren wo 
angeblich russische Personen bedroht 
sind. 

Und wir betonen: Es gibt kein Recht 
auf „humanitäre Interventionen“ wie 
sie nun wieder drohen. Die Friedens¬ 
bewegung hat oft genug gegen so 
oder ähnlich begründete Militärakti¬ 
onen Position bezogen (z.B. NATO- 
Krieg gegen Jugoslawien, Afghanis¬ 
tan-Krieg, Irakkrieg, Luftkrieg gegen 
Libyen, Frankreichs Krieg in Mali). 
Wir stimmen ausnahmsweise den 
ehemaligen Bundeskanzlern Ger¬ 
hard Schröder und Helmut Schmidt 
sowie dem ehemaligen Bundesminis¬ 
ter Erhard Eppler zu, die die aktuelle 
antirussische Kampagne verurteilten 
sowie Sanktionen gegen Russland ab¬ 
lehnten. 

Wir erinnern an das Wort des ver¬ 
storbenen ehemaligen Kanzlers Wil¬ 
ly Brandt: „Der Friede ist nicht alles, 
aber alles ist nichts ohne Frieden.“ 
Eppler sagte: 

„Kein russischer Präsident würde ge¬ 
duldig dabei Zusehen, wie eine ein¬ 
deutig antirussische Regierung in 
Kiew versucht, die Ukraine in Rich¬ 
tung Nato zu führen.In der ukrai¬ 

nischen Regierung sitzen nun Rechts¬ 
radikale. Bei uns redet aber niemand 
darüber. Da erklärte einer der ganz 
Rechten, sie seien der harte Kern der 
Aufstandsbewegung gewesen, und 
nun gingen sie nicht nach Hause, ehe 
ihre Leute in der Regierung seien. So 
ist es auch gekommen.“ 

Aber das darf nicht so bleiben. 

Auf die Straße für den Frieden! Für 
die Demokratie. Gegen die Nazis bei 
uns und in ganz Europa! 

Auf zu den Gedenkveranstaltungen 
und zum Ostermarsch 2014. 
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Einen Zahn zulegen 

Auch bei den Ostermärschen und am i. Mai: Werben für unser Fest - 
Interview mit Nina Hager, Chefredakteurin der UZ 


UZ: Wann hast du zum ersten Mal am 
Pressefest teilgenommen? 

Nina Hager: Das war 1995. Damals 
fand das Fest schon - nach den „Was¬ 
serspielen“ in Bottrop im Jahr 1993 - im 
Revierpark Wischlingen statt. Gemein¬ 
sam mit anderen Genossen hatte ich ei¬ 
nen Caravan gemietet, mit dem wir von 
Berlin nach Dortmund fuhren; auch je¬ 
mand aus dem Bündnisbereich - Ellen 
Brombacher von der Kommunistischen 
Plattform der PDS - und ein SDAJler 
fuhren mit uns. 

UZ: Was hat dich damals am meisten 
angesprochen? 

Nina Hager: Die herzliche offene At¬ 
mosphäre, aber auch interessante Dis¬ 
kussionsveranstaltungen und die Kul¬ 
tur. 

Ich hatte mir gar nicht vorstellen kön¬ 
nen, dass es in der Bundesrepublik nach 
der Niederlage von 1989/90 so ein gro¬ 
ßes linkes Fest geben könne und war 
stolz, dass unsere Partei, die DKP, aus 
eigener Kraft, mit vielen, vielen fleißi¬ 
gen Helferinnen und Helfern, soetwas 
zustande brachte. Ich war damals noch 
nicht in zentrale Verantwortung einge¬ 
bunden und hatte Zeit, alles zu genie¬ 
ßen. Später habe ich selbst an zentra¬ 
len Diskussionsrunden teilgenommen, 
einige vorbereitet und geleitet. 

UZ: Welche zentralen Diskussionsrun¬ 
den sind für das Fest in diesem Jahr vor¬ 
gesehen? 

Nina Hager: Wir wollen acht zentrale 
Diskussionsrunden durchführen. Alle 
werden sich mit hochaktuellen politi¬ 
schen Fragen beschäftigen. Folgende 
Runden stehen fest: „100 Jahre Welt¬ 
kriege -100 Jahre Friedensbewegung: 
Umbrüche und Kontinuität“, „,Stink¬ 
normale Überproduktionskrise 4 , gro¬ 
ße oder finale Krise des Kapitalis¬ 
mus?“ „Arbeitszeit verkürzen! Für 
die 30-Stunden-Woche - Für ein neues 
Normalarbeitsverhältnis!“ „EU - über¬ 



winden oder neu gründen?“. „... und 
der Staat schiebt ab: Rassismus und 
Flüchtlingspolitik in Deutschland/EU- 
Flüchtlingspolitik“, „Faschismus und 
,Rechtspopulismus 4 in Deutschland 
und EU-Europa“. Geplant sind auch 
Runden zum Freihandelsabkommen 
USA-EU/TTIP sowie zur Erwerbslo¬ 
senarbeit. 

UZ: Wer wird neben Mitgliedern un¬ 
serer Partei an den Diskussionsrunden 
teilnehmen? 

Nina Hager: Zugesagt haben Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Partei „Die Lin¬ 
ke 44 - so Ulla Jelpke und Sevim Dag- 
delen -, aus antifaschistischen Organi¬ 
sationen Dr. Ulrich Schneider von der 
FIR, Michael Aschmoneit von der In¬ 
terventionischen Linken (IL), Gewerk¬ 
schafter wie Horst Schmitthenner, die 
Journalistin Susann Witt-Stahl, Vertre¬ 
ter von Refugee und aus der Friedens¬ 
bewegung zum Beispiel Tobias Pflüger 
und Claudia Haydt von der IMI. Wir 
sind auch noch im Gespräch mit Jutta 
Ditfurth. 

Es wird neben unseren zentralen Run¬ 
den noch viele andere Diskussionsrun¬ 
den im Rahmen von Bezirksbeiträgen 
geben. In der Casa Cuba werden eine 
Diskussionsrunde „40 Jahre Solidari¬ 
tät mit Kuba in der BRD“ mit Vertre¬ 
terinnen der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba, des Netzwerks Kuba und 
der Kuba-AG der DKP“ stattfinden so¬ 


wie eine Veranstaltung zur Zukunft der 
kubanischen Revolution. 

In der Kunst- und Literaturhalle wird es 
neben Lesungen auch eine „MASCH- 
Ecke“ geben, in der gleichfalls Diskus¬ 
sionsrunden stattfinden werden. 

Ich freue mich auch sehr auf die Künst¬ 
lerinnen und Künstler, die das Fest mit¬ 
gestalten werden. 

UZ: Wo findet man die Redaktion der 
UZ auf dem Platz? 

Nina Hager: Wir werden gemeinsam 
mit dem Parteivorstand ein Zelt haben, 
in dem wir die Geschichte und die tägli¬ 
che Arbeit der UZ-Redaktion vorstel¬ 
len werden, in dem Platz für Gespräche 
mit den Redakteuren ist. 

UZ: Was wünscht du dir für diese Tage? 

Nina Hager: Tolles Wetter, eine tolle 
Stimmung, viele Erlebnisse und Dis¬ 
kussionen - auch am Rande - und viele 
Besucherinnen und Besucher, die mit 
uns feiern. 

UZ: Was ist jetzt zu tun? 

Nina Hager: Wir müssen jetzt in der 
ganzen Partei und über die Partei hin¬ 
aus stärker für das Pressefest werben, 
„einen Zahn zulegen“. Die UZ wird 
dazu ihren Beitrag leisten und in den 
kommenden Wochen ausführlicher 
über die Vorbereitung berichten. Uli 
Abczynskis Tagebuch wird fortgeführt. 
Einige unserer Gäste und Künstlerin¬ 
nen und Künstler werden wir in Port¬ 
räts bzw. Interviews vorstellen. 

Auf den Ostermärschen sollten wir für 
unser Fest werben. Auch am 1. Mai, der 
ein UZ-Aktionstag ist, sollten wir an 
die Pressefestwerbung denken, Kolle¬ 
ginnen und Kollegen einladen, Bünd¬ 
nispartner ansprechen. Der UZ-Akti¬ 
onstag sollte auch zum Buttonverkauf 
genutzt werden. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 

(siehe auch Seite 13 und 15) 

















































ver.di-Aktionen 

haben 

Mut gemacht 



Bild oben rechts: Ein Großplakat „Wir 
sind die Guten“ wird an der Fassade 
der ver.di Bundesverwaltung in 
Berlin angebracht (Berlin, 25.2.2014) 

Bild oben links, Bild rechts und 
Bild links: Zur zentralen Großkund¬ 
gebung der Aktionen in NRW in 
Duisburg kamen am 27. März rund 
12 000 Streikende. 

Bild unten links: ver.di Aktion „Roter 
Teppich“ zum Start der Tarifrunde 
im Öffentlichen Dienst. Beschäftigte 
des Öffenlichen Dienstes „präsen¬ 
tieren“ ihre Berufe auf einem roten 
Teppich in Dresden. 

Bild unten rechts: io 000 Kollegin¬ 
nen und Kollegen demonstrierten 
in Kiel fürioo Euro und 3,5% mehr 
Lohn. 


★ 

Auch am Verhandlungstag in 
Potsdam am 1. April wurde die 
ver.di-Verhandlungsdelegation von 
Hunderten Kolleginnen und Kolle¬ 
gen unterstützt. Es wurden noch 
einmal die Forderungen bekräftigt: 
100 Euro für Jede und Jeden plus 3,5 
Prozent obendrauf. 




* 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Termine bis September 2014 



„Wer die Welt verändern will, muss sie 
erkennen.“ - so steht es in unserem Partei¬ 
programm. Um uns dabei zu unterstützen 
und stärker zu machen, dazu dient unsere 
marxistische Bildungsarbeit. Die Vermittlung 
von marxistischem Grundwissen steht dabei 
im Vordergrund. 

Die Karl-Liebknecht-Schule ist die zentrale 
Bildungseinrichtung der DKP. 

Wir organisieren 

• Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tungen, 


• Tages- und Wochenendseminare und Wo¬ 
chenlehrgänge. 

Die nächsten Termine 

26.4.2014-27.4.2014 

Die imperialistische Struktur der Europäi¬ 
schen Union 

Wochenendseminar mit Andreas Wehr. 

26.5.2Q14-31.5.2014 

Wochenlehrgang: Einführung in die politi¬ 
sche Ökonomie. 

Referent:Jürgen Lloyd 
Themen: 

• Was ist „Politische Ökonomie“? 

• Warum beschäftigen wir uns mit 
der PolÖk? 

• Was heißt „Gesellschaftlicher Cha¬ 
rakter der Produktion“? 


•Colbert, Ouesnay, Smith und Ricar¬ 
do - Historische Einordnung 

• Ware und Wert 

• der Austauschprozess - Reales und 
Abstraktes 

•Geld 

•Der „Fetischcharakter“ 

•Mehrwert und Ausbeutung 

• Was ist Kapital? 

• Konstantes und variables Kapital 
Akkumulation 

•Die sogenannte Ursprüngliche Ak¬ 
kumulation 

•Das Gesetz vom tendenziellen Fall 
der Profitrate 

• Krisen 

• Zentralisation und Monopole 

• die Bedeutung der Herausbildung 
des Imperialismus 

• Staatsmonopolistischer Kapitalis¬ 
mus 

5.7.2014-6.7.2014 

Einführung Marxistische Philosophie - II 


(wird auf den Herbst verschoben! Der neue 
Termin wird rechtzeitig bekannt gegeben) 

23.8.2014- 24.8.2014 

Arbeiterbewegung und Erster Weltkrieg 

Referentin: Daniel Bratanovic 

13.9.2014- 14.9.2014 

Organisationspolitik in Kreis und Gruppe 

Referentin: Wera Richter 


Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68 • 51 373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418 • kls@karl-liebknecht-schu- 
le.org • www.karl-liebknecht-schule.de 


Musik und Gesellschaft 

Aus dem Editorial der Zeitschrift „Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung“ (Heft Nr. 97, März 2014) 


Musik ist im Alltagsleben allgegenwärtig. Sie ist 
ein Prozess mit vielen beteiligten Akteuren - von 
den ästhetisch-künstlerisch und technisch Produ¬ 
zierenden über die Rezipienten und Hörenden 
bis zu den ökonomischen Verwertern. Und so, wie 
die Voraussetzungen und Bedingungen von Mu¬ 
sikmachen stets gesellschaftlich-kulturell geprägt 
sind, so auch das Musikverstehen. In die Deutung 
des Sinns von Musik gehen Bedürfnisse, Interes¬ 
sen, soziale Gebrauchszusammenhänge ein, aber 
auch wirtschaftliche Organisationsformen, tech¬ 
nologische und mediale Voraussetzungen. All dies 
lässt auch die ästhetische Gestalt bestimmter Mu¬ 
sikformen nicht unberührt. Der Frage, wie und 
worin sich dieser gesellschaftliche Charakter von 
Musik zeigt und wie er gefasst werden kann, sind 
die Beiträge des Schwerpunkts „Musik und Ge¬ 
sellschaft“ im vorliegenden Heft gewidmet. Dem 
soll im Folgenden mit Blick auf ganz unterschied¬ 
liche Bereiche der Musik nachgegangen werden. 
Einführend gibt Richard Sorg nach einem kurzen 
historischen Rückblick und einer Betrachtung 
von Theodor W. Adornos musiksoziologischen 
Überlegungen eine knappe Skizze der Musikphi¬ 
losophie von Hegel, der Musik als „kadenzierte 
Interjektion“, als künstlerische Formung natürli¬ 
cher menschlicher Laute, verstand und das Ge¬ 
sellschaftliche von Musik bereits in ihrem Aus¬ 
drucks- und Mitteilungsbedürfnis enthalten sah. 
Er stellt daran anschließend das musikwissen¬ 
schaftliche Konzept von Hanns-Werner Heister 
vor, der anknüpfend an Hegel und an die materi¬ 
alistische Theorietradition Musik als In- und Mit¬ 
einander von „Natur“ und „Kunst“ begreift, als 
eine besondere Sprache zur Aneignung der Wirk¬ 
lichkeit, widergespiegelt im ästhetischen Material 
„als ihr Abbild und zugleich ihr Gegenbild“. 
Diesem Einstieg folgen eine Reihe Beiträge, die 
die Frage nach dem Gesellschaftlichen in der Mu¬ 
sik mit Blick auf die Musikgeschichte untersu¬ 
chen. Friedrich Tomherg geht mit Blick auf Hän¬ 
del und seine Zeit von der Diskrepanz zwischen 
bedrückenden gesellschaftlichen Verhältnissen 
und der Heiterkeit und Schönheit der Musik aus, 
die oft als „Affirmation“ (Adorno) kritisiert wur¬ 
de. Er verweist darauf, dass Kunstwerke oft beides 
zugleich zu sein vermögen: „Instrumente ideolo¬ 
gischer Beeinflussung wie auch implizit das Spür¬ 
barmachen eines ganz anderen, dem Entgegen¬ 
stehenden“. Auf die Gegenwart gewendet plädiert 
Tomberg dafür, sich nicht eurozentrisch auf die 
kulturelle Malaise Europas zu fixieren, sondern 
den Horizont auszuweiten in Richtung auf eine 
erst noch werdende neue Weltkultur. Vor dem 
Hintergrund, dass Richard Wagners Musikdra¬ 
ma „Der Ring des Nibelungen“ immer wieder als 
eine Kritik an Kapitalismus und Geldherrschaft 
gedeutet wurde, fragt Kai Köhler nach der Art 
dieses zwiespältigen Antikapitalismus. Seine The¬ 
se: Anders als in der Zeit seiner Teilnahme an der 
Märzrevolution sei für den Wagner des „Ring“ 
Politik überhaupt das Übel, so dass die Tetralogie 
das „Paradox eines revolutionären Konformis¬ 
mus“ darstelle, was der Rezeption durch das deut¬ 
sche Publikum entgegenkam. Frank Schneider be¬ 
schreibt frühe Versuche von Komponisten neuer 
Musik, mit der Gründung von Berufsverbänden 


im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts angesichts 
der auf Klassik und Romantik filierten Kano- 
nisierung des Konzert- und Opern-Repertoires 
Möglichkeiten für eine angemessene öffentli¬ 
che Präsenz ihrer neuen Musik zu schaffen, der 
er eine nach wie vor fragile Existenz „zwischen 
Pop-Delirium und Klassik-Rausch“ bescheinigt. 
Gerd Rienäcker erörtert am Beispiel des Brecht- 
Eisler’schen Lehrstücks „Die Maßnahme“ und 
dessen umstrittener Aufführungs- und Rezepti¬ 
onsgeschichte die Schwierigkeiten und Wider¬ 
sprüchlichkeiten von Verhaltensweisen und Ent¬ 
scheidungen insbesondere in politischen Ausnah¬ 
mesituationen. Er verdeutlicht die eigenständige 
Rolle der Musik in diesem Stück in ihrer teilweise 
kontrapunktischen Funktion zum Text. „Das po¬ 
litische Lied ist mausetot!“, jedenfalls das „linke“, 


so der Ausgangsbefund von Kai Degenhardt. Er 
gibt einen Überblick über ein halbes Jahrtausend 
einer wechselhaften Geschichte des politischen 
Liedes in Deutschland vor der Folie der jeweili¬ 
gen politisch-sozialen Kämpfe und zeigt, wie ein 
solches Vorhaben schon bei der Frage der Quel¬ 
len und der Überlieferung auf das Grundproblem 
stößt, dass die Sieger der Geschichte „dem Volk 
ihre Musik aufgedrückt und die der Verlierer aus¬ 
gerottet“ haben. 

An diese musikhistorischen Beiträge schließen 
sich gegenwartsbezogene Analysen des Musik¬ 
prozesses an. Der Musikprozess als ganzer kann 
nur in der Verknüpfung von ästhetischen, techno¬ 
logischen und ökonomischen Dimensionen sowie 


von lokalen und globalen Gesichtspunkten ange¬ 
messen begriffen werden. Das ist die Quintessenz 
der materialistischen Musikanalyse des Buches 
über Popmusik im Medienzeitalter von Susanne 
Binas-Preisendörfer, die Richard Sorg vorstellt. 
Wolfgang Martin Stroh erörtert Teilaspekte der 
Musik, indem er einige marxistische Theoreme 
wie „das Basis-Überbau-Modell und die Wider¬ 
spiegelungstheorie“, das Modell „Musik als Ware“ 
mit den Begriffen „Fetischcharakter“ und „Aura“ 
sowie die „Tätigkeitstheorie“ als „Modell der ak¬ 
tiven Aneignung von Wirklichkeit der Kritischen 
Psychologie“ daraufhin untersucht, was sie jeweils 
für die Analyse und Erklärung zu leisten vermö¬ 
gen. Für ihn erweist sich insbesondere die Tätig¬ 
keitstheorie als fruchtbar, vor allem, wenn man 
den Fokus nicht nur auf die Kunstmusik einen¬ 


ge und auch Fragen etwa der Musikpädagogik 
und Musiktherapie einbeziehe. Vor dem Hinter¬ 
grund der Bourdieu’schen Analysen zum Musik¬ 
geschmack der höheren Klassen als Distinktions¬ 
merkmal diskutiert Alan Ruhen van Kecken die 
Hypothese, dass bei Vertretern der neuen Mittel¬ 
schichten tradierte bürgerliche Hochkulturmus¬ 
ter sich auflösen würden und eine Öffnung zu 
früher verachteten Musikformen über die alten 
Grenzen von E- und U-Musik festzustellen sei. 
Aus Sicht ihrer Tätigkeit als Hochschullehrerin, 
die vor allem mit der Ausbildung von Musikleh¬ 
rerinnen und Musikvermittlerinnen befasst ist 
unterzieht Susanne Binas-Preisendörfer die ak¬ 
tuellen Forderungen nach kultureller Bildung ei¬ 


ner kritischen Prüfung. Angesichts dessen, dass 
heute Medien und Peers das tradierte Verständnis 
von Bildungsprozessen in Frage stellen würden, 
plädiert sie für Praktiken einer „Selbst-Bildung“ 
insbesondere bei im Feld der Popularmusik und 
konkretisiert das am Beispiel von HipHop. 

(...) 

Vor den Europa-Wahlen: Die anstehenden Eu¬ 
ropawahlen nimmt Klaus Dräger zum Anlass, die 
divergierenden Positionen der im Europaparla¬ 
ment vertretenen linken Parteien zu rekapitulie¬ 
ren. Er verweist auf Differenzen zwischen „Sou- 
veränisten“ und „Euro-Föderalisten“ sowie den 
Konsens in der Ablehnung von Austeritätspolitik 
und neoliberalem Lissabon-Vertrag. Gerd Wiegel 
zeigt, dass im Zentrum der rechten EU-Gegner- 
schaft keine Kritik der antiegalitären Politik der 
EU steht, sondern dass - bei allen Unterschieden 
zwischen den verschiedenen Parteien der Rech¬ 
ten - ihre Gemeinsamkeit im „Abwehrnationalis¬ 
mus“ besteht, der die soziale Frage ethnisiert. Der 
durchaus bestehende Einfluss der Rechten im Mi¬ 
lieu von Lohn- und Sozialabhängigen stellt die 
Linksparteien vor besondere Herausforderungen. 
Große Koalition: Die Große Koalition, so Jörg 
Goldberg, Andre Leisewitz und Jürgen Reusch in 
ihrer Einschätzung des Wahlausgangs, zielt auf 
eine weitere Stärkung des „Standorts Deutsch¬ 
land“ bei breitem Konsens der „Sozialpartner“; 
seitens der Gewerkschaften wird Kooperati¬ 
onsbereitschaft signalisiert. Der in der Wahl ge¬ 
schwächten Linken stehen ernste Richtungsaus¬ 
einandersetzungen bevor. 

Marx-Engels-Forschung: In der Fortsetzung sei¬ 
nes Beitrags zum Kommunismusbegriff aus Z 96 
diskutiert Werner Goldschmidt die geschichtsthe¬ 
oretischen Implikationen des Marxschen Schlüs¬ 
selbegriffs der freien Assoziation freier Indivi¬ 
duen vor dem Hintergrund der Geschichte des 
„Real-Sozialismus“ und des zeitgenössischen 
„High-Tech-Kapitalismus“. 

Weitere Beiträge: Regine Meyer untersucht den 
neoliberalen Umbau der chilenischen Gesell¬ 
schaft seit dem Putsch von 1973. Mit Blick auf 
ganz Lateinamerika konstatiert sie bedeutende 
soziale Fortschritte in den letzten 15 Jahren. Jörg 
Wollenberg rekonstruiert die Rosa-Luxemburg- 
Rezeption durch die Gruppe „Neuer Weg“ im 
Exil und erläutert wie es 1939 zur Exilausgabe 
von Luxemburgs Schrift „Die russische Revolu¬ 
tion“ in Paris kam. Der Autor analysiert hiermit 
Diskussionen innerhalb der so genannten „Zwi¬ 
schengruppen“ in den Zeiten der Volksfrontpo¬ 
litik. 

Die Berichte und Buchbesprechungen betreffen 
u. a. Tagungen und Veröffentlichungen zu Rosa 
Luxemburg und zur aktuellen Marxismus-Dis¬ 
kussion. 

(...) Der Schwerpunkt des Juni-Heftes 2014 (Z 
98) ist dem Thema „Internationale Handelspoli- 
tik/TTIP“ gewidmet. 

Begriffserklärung: 

Distinktionsmerkmal = Auszeichnung, Rang, hoher 
Rang oder Unterschied ... 

Peers (oder Peer Group) = Gruppe von gleichaltrigen Ju¬ 
gendlichen 
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Embedded in Afghanistan 

Feo Aladags Spielfilm „Zwischen Welten“ 



Der deutsche Soldat in seiner Rolle als Freund und Beschützer. 


S o sind sie eben, unsere tapfe¬ 
ren Helden an der Afghanistan- 
Front. Hauptmann Jesper (Ro¬ 
land Zehrfeld) meldet sich in Kundus 
bereit zum „Auslandseinsatz“und das, 
obwohl es schon sein zweiter Einsatz 
im Afghanistankrieg ist und sein Bru¬ 
der dort ums Leben gekommen ist! 
„Sie hätten ablehnen können“ sagt 
Oberst Haar (Burghart Klausner) und 
erhält als Antwort ein leicht trotziges 
„Hab 4 ich aber nicht.“ Und bevor der 
Zuschauer sich noch fragen kann, ob 
so einer vielleicht nicht ganz dicht ist 
unterm Helm, hat die in Wien gebo¬ 
rene Autorin, Regisseurin und Produ¬ 
zentin Feo Aladag ihren Helden be¬ 
reits so vorgestellt, wie die Werbean¬ 
zeigen der Bundeswehr es auch nicht 
besser könnten: Jesper ist jung, dyna¬ 
misch und klug, er denkt im Rahmen 
des Erlaubten, hat das Herz auf dem 
rechten Fleck und immer ein nettes 
Wort parat für Untergebene wie Un¬ 
terworfene und lässt sich sogar von 
dem ihm zugeteilten afghanischen 
Dolmetscher Tarik (Mohsin Ahma- 
dy) ohne Rangdünkel sein Englisch 
korrigieren. Jesper rettet, wo etwas zu 
retten ist, und wenn er nicht gerade die 
bösen Taliban vertreiben müsste, wür¬ 
de er sicher seine Mannen Brunnen 
und Mädchenschulen bauen lassen ... 
Ist „Zwischen Welten“ also ein Propa¬ 
gandafilm? Einer von der primitiven 
Sorte ist er sicher nicht, eher einer von 
subtiler Art. Aladag weiß natürlich, 
dass die ISAF-Einheiten im Lande nur 
bedingt willkommen sind und die loka¬ 
len „Verbündeten“ Wertvorstellungen 
haben, die mit den ach so demokrati¬ 
schen westlichen oft kollidieren. Da¬ 
rum muss sich ihr Held Jesper gleich 
an zwei Fronten bewähren: nicht nur 
gegen Taliban und Warlords, sondern 
auch gegen die Kleingeister in seiner 
Truppe und die Bürokratie und Mili¬ 
tärhierarchie, der so humanistisch und 
selbstständig denkende Menschen wie 
er immer suspekt sind. Als Tarik und 
seine Schwester wegen seiner Kollabo¬ 
ration mit den Deutschen in Lebens¬ 
gefahr geraten und die „Schutzmacht“ 


sich weigert, sie nach Deutschland aus¬ 
fliegen zu lassen, widersetzt Jesper sich 
sogar dem Befehl und riskiert für sei¬ 
ne Prinzipien seine Karriere, aber auch 
das Leben seiner Männer, wofür er sich 
am Ende gar vor Gericht verantwor¬ 
ten muss. 

Ist Jesper also ein Widerständler? Gar 
ein Vorkämpfer der Friedensbewe¬ 
gung? Keineswegs! Das Subtile dieser 
Propaganda liegt darin, dass Aladag 
die breite, mehrheitsfähige Bewegung 
gegen diesen Krieg nicht ignoriert, so¬ 
gar gelegentlich deren Argumente in 
ihre Dialoge einstreut. Kollateralschä- 
den? Na klar, sie gibt es, das ist nicht 
zu leugnen. In „Zwischen Welten“ er¬ 
schießen die nervösen Soldaten verse¬ 
hentlich eine Kuh (!), aber sie stehen 
auch dafür gerade - bei einer wilden 


Party erbringt ein Männerstrip das ge¬ 
forderte Kleingeld. Die Bundeswehr 
will hier keiner? Na klar, aber was be¬ 
deuten solche Einwände schon einem 
deutschen Hauptmann, wenn sie nur 
von den Afghanen kommen, die ja in 
Jespers Verständnis ohnehin nicht wis¬ 
sen, was gut für sie ist? Und wie sollten 
politische und moralische Kritiker das 
Glanzbild eines Kinohelden beflecken 
können, dessen Tun und Sagen völlig 
dem entspricht, was Aladags Publikum 
permanent in deutschen Medien vorge¬ 
betet bekommt? 

Propaganda, das wusste schon Joseph 
Goebbels, lügt am besten mit Ver¬ 
satzstücken der Wahrheit. Die Ma¬ 
cher von „Zwischen Welten“ und die 
Verleihwerbung werden nicht müde 
zu betonen, dass nicht im Studio, son¬ 


dern an Originaldrehorten im Kampf¬ 
gebiet gedreht wurde, was dem Film 
besondere Authentizität verleihe. Ja, 
sie verschweigen auch nicht, dass dies 
nur durch massive Unterstützung der 
Bundeswehr möglich war: Die endlo¬ 
se Liste der im Abspann mit Dienst¬ 
grad aufgeführten Uniformierten ist 
reif fürs Guinness-Buch der Rekor¬ 
de. Ob neben den zwei Co-Autoren 
Judith Kaufmann und Matthias Kock 
auch die Bundeswehr am Drehbuch 
mit geschrieben hat, ist da fast uner¬ 
heblich. Über die Motive der Regis¬ 
seurin zu diesem Film soll hier nicht 
spekuliert werden, aber auch wer sich 
in guter Absicht so „embedded“ in 
Abhängigkeit begibt, kommt offen¬ 
bar darin um. 

Hans-Günther Dicks 


Die Macht und die Macht der Interpretation 

Der Schriftsteller Christoph Hein wurde am 8. April 1944 geboren 


Hein bezeichnet sich als „Chronist“ 
und bestimmt damit seine Stellung 
in der Gegenwartsliteratur. Er erfüllt 
den Anspruch beispielhaft, indem er, 
statt Verlockungen zu verfallen, Ob¬ 
jektivität bemüht. Interessierten Lite¬ 
raturfreunden war er als Dramatiker 
bekannt, legendär wurde 1989 „Die 
Ritter der Tafelrunde“, ein Schauspiel 
vom Ende einer überholten Lobby der 
Macht, das heute so aktuell wie damals 
ist. Berühmt war er da schon durch 
„Der fremde Freund“ (1982), der Ti¬ 
tel „Drachenblut“ wurde im Westen 
verwendet: Sie zeigt ihn als Chronis¬ 
ten einer Deformation, die sein The¬ 
ma wurde und ist. Darüber ist ein bei¬ 
spielhaftes, selbst in Schulen behan¬ 
deltes Werk entstanden, das deutsche 
Literatur entgegen aller Unkenrufe 
von ihrem Sterben, wie sie lautstarke, 
aber ungenügend informierte Selbst¬ 
darsteller verkünden, als sehr lebens¬ 
fähig zeigt. 

Heins Literatur ist nicht an bestimmte 
Gesellschaftssysteme oder Länder ge¬ 
bunden, sondern sie reagiert auf einen 
technischen Fortschritt, auf scheinba¬ 
ren materiellen Überfluss, auf die Re¬ 
duktion des Geistes zu Spaß und auf 
ein pragmatisches Nützlichkeitsden¬ 
ken, das ein menschliches Zusammen¬ 
leben zerstört. Er erinnert an histo¬ 
rische Entwürfe der Aufklärung, der 
Französischen Revolution, der gesell¬ 
schaftskritischen Literatur von J.M.R. 
Lenz bis Georg Büchner. Die Lesart 
des „Fremden Freundes“, die Entfrem¬ 
dung des Menschen, die manche west¬ 
deutschen Leser auf die DDR reduzier¬ 
ten, musste nach 1989 nicht geändert 
werden. 


Was Christoph Hein mit dem „Frem¬ 
den Freund“ begann, setzt er bis heu¬ 
te dank seiner Geisteshaltung, seines 
obj ektivierenden Gerechtigkeitssinns, 
seiner eingreifenden Vorstellung von 
Literatur und seiner ästhetischen Dis¬ 
ziplin fort. Die hohe Anerkennung, die 
Hein bekommt, aber auch die Kritik, 
die er erlebt, reagieren auf die Modell- 
haftigkeit der von Hein geschilderten 
Ereignisse: Sie stehen stellvertretend 
für historische Forderungen, die histo¬ 
risch offen sind - wie die nach „Frei¬ 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ - und 
durch Literatur als gesellschaftliche, 
auch soziale Konflikte vorgetragen 
werden. Der Roman „Horns Ende“ 
(1985), in der DDR spielend, war die 
kritische Auseinandersetzung mit ei¬ 
nem geschichtlichen Vorgang, nicht 
mit einem Staat. 1998 erklärte Hein: 
Er habe ,„Horns Ende 4 (geschrieben), 
einen Roman, dessen verstecktes The¬ 
ma die Geschichte und die Geschichts¬ 
schreibung ist, die Macht und die Macht 
der Interpretation, die Erinnerungen 
und die dazugehörigen Irrtümer, be¬ 
wussten Auslassungen, Verdrängungen 
und Verfälschungen. Der tiefe Brunnen 
der Vergangenheit ist nicht nur uner¬ 
gründlich, sondern auch unheimlich, 
bedrückend und allgegenwärtig - im 
Leben einer Gesellschaft wie des Ein¬ 
zelnen.“ Es ging um gegenwärtige Ge¬ 
schichte. Er berief sich, wenn der Leser 
das versteckte Zitat erkennt - „Der tie¬ 
fe Brunnen der Vergangenheit“ - auf 
Thomas Mann, dessen mehrbändiger 
Geschichtsroman „Joseph und seine 
Brüder“, der die Menschheitsentwick¬ 
lung auf ihre Anfänge zurückführt, so 
beginnt. 



Der Chronist wird siebzig. 


Hein wurde auch Chronist für die Zeit 
nach 1989. Mit den Romanen „Willen¬ 
brock“ (2000) und „Landnahme“ (2004) 
stellte er sie auf dem Prüfstand und 
vermerkte, wie kriminell Gegenwärti¬ 
ges wurde. Mit dem Roman „In seiner 
frühen Kindheit ein Garten“ (2005) 
rüttelte er beharrlich und argumenta¬ 
tiv an Auswüchsen einer menschenver¬ 
achtenden Politik, die sich selbst genug 
ist und Einsamkeit und Verunsicherung 
zu Lebensgrundlagen macht. Der Ro¬ 
man korrespondiert mit Heinrich Bölls 
„Die verlorene Ehre der Katharina 
Blum“ (1974) und Heinrich von Kleists 
„Michael Kohlhaas“ (1810). Es geht um 
Recht, Gerechtigkeit und wie ein Staat 
mit seinen Individuen umgeht. Auch 
„Frau Paula Trousseau“ (2007) ist eine 
Chronik. Der mit Hein vertraute Le¬ 
ser weiß, dass in den Texten eine zweite 
Ebene vorhanden ist, deren Bezüge ent¬ 
schlüsselt werden müssen. Hier gibt der 


Chronist der Frau einen Namen, der für 
sie bedeutungslos scheint, dennoch zum 
Titel wird. Trousseau aber klingt franzö¬ 
sisch, und nach Frankreich bricht Paula 
auf, um sich das Leben zu nehmen: Von 
dort ging die Aufklärung aus. Der Name 
assoziiert Revolution und Forderungen. 
Mit symbolischer Kraft beschreibt Hein 
die heutige Zivilisation als gescheiter¬ 
tes Projekt der aufklärerischen Eman¬ 
zipation und als das Zerrbild des bür¬ 
gerlichen Entwurfs einer menschlichen 
Gesellschaft. In „Weiskerns Vermächt¬ 
nis“ (2011) geht es um halbe und zer¬ 
brechende Leben unserer Zeit. Heuti¬ 
ge Leben sind einem rasenden Werte¬ 
verfall und zunehmender Unwissenheit 
scheinbar Gebildeter ausgesetzt. Dafür 
nimmt die Brutalisierung der Gesell¬ 
schaft zu. 2013 ging Hein noch einen 
Schritt weiter zurück, um seine Chroni¬ 
ken zu begründen, in die Antike. „Vor 
der Zeit“ mit dem Untertitel „Korrektu¬ 
ren“ ist ein Beitrag zu einem kritischen 
Geschichtsbild Europas. Mythen ragen 
von dort in die Geschichte hinein und 
sind als Abbilder der Ereignisse zu se¬ 
hen und erinnern an die Aufgabe, die 
Menschheit zur Menschlichkeit zu füh¬ 
ren. Er sieht den Dichter in der Verant¬ 
wortung Geschichte chronikalisch zu 
beschreiben, um sie zu verstehen und 
nach ihren Gesetzen zu handeln. 
Christoph Hein wurde vielfach ausge¬ 
zeichnet; er hat es verdient. Ich wünsche 
ihm noch viele Auszeichnungen; ich wün¬ 
sche ihm Einfälle, die uns neue Bücher 
zu seinem nach wie vor aktuellen Thema 
eines entfremdenden Lebens und unse¬ 
rer Literatur Lebendigkeit bringen. Für 
sein bisheriges Werk sei ihm herzlich ge¬ 
dankt. Rüdiger Bernhardt 


Neues von der 
Heimatfront 

Ein ungewöhnlicher Kalender 

„Wir könnten Menschen sein. Einst wa¬ 
ren wir schon Kinder“ (Max Frisch). 
Dieser Satz steht am Ende eines von 
Paula Keller und Erasmus Schöfer 1 im 
Eigenverlag herausgegebenen immer¬ 
währenden Kalenders im Buchformat. 
Die von dem Grafiker Andreas Höhle 
attraktiv gestaltete Publikation umfasst 
200 Seiten. Neben dem praktischen Ka¬ 
lendarium enthält er sowohl Sachtexte 
von Paula Keller als auch Kalenderge¬ 
schichten des Schriftstellers und „kölni¬ 
schen Widerstandsforschers“ Erasmus 
Schöfer, die von beispielgebenden Wi¬ 
derstandshandlungen einzelner Men¬ 
schen handeln. 

Wenn hier im April (... kein Scherz!?) 
ein Kalender angepriesen wird, bedeu¬ 
tet das mitnichten, dass die Redaktion 
den Jahresanfang verschlafen hat! Es 
handelt sich nämlich bei diesem Lese¬ 
kalender um ein Werk von mehrjähri¬ 
gem Gebrauchswert und aufkläreri¬ 
schem Nutzen. Er enthält zwar auch ein 
Kalendarium nach Art eines Geburts¬ 
tagskalenders, seine eigentliche Funkti¬ 
on aber verrät der Titel: Neues von der 
Heimatfront - Krieg beginnt hier, Wi¬ 
derstand auch. 

Die ungewöhnliche Idee der Verfasserin 
Paula Keller besteht darin, mit umfang¬ 
reichen Recherchen verstreutes Materi¬ 
al zusammengetragen zu haben, das die 
langfristigen Planungen deutscher Poli¬ 
tiker und Militärs enthüllt, im Verband 
mit EU und NATO, das kriegunwillige 
Volk wieder kriegsfit und rüstungswil¬ 
lig zu machen. Wie weit diese Strategie 
schon gediehen ist, wird jetzt deutlich an 
den kaum noch maskierten Predigten 
des präsidialen Pfarrers Gauck. Der Ka¬ 
lender kann benutzt werden als tägliches 
Gegengift gegen die umlaufenden Be¬ 
schwichtigungen unseres Widerstands¬ 
willens und unserer Empörung. 

Doch besteht der Heilwert dieses Kalen¬ 
ders zugleich in den Kalendergeschich¬ 
ten des hier als Widerstandsforscher tä¬ 
tigen Schriftstellers Erasmus Schöfer. 
Seine zwischen die politischen Informa¬ 
tionen gestreuten Geschichten berich¬ 
ten von Widerstandshandlungen muti¬ 
ger Menschen zu allen Zeiten und in al¬ 
len Himmelsrichtungen und wollen so 
anschaulich machen, dass zum Verzagen 
angesichts der Macht der Lebensfeinde 
kein triftiger Grund besteht. 

„Paula Kellers erster Kalendersatz lau¬ 
tet: „Auch wenn ich stillhalte und weg¬ 
sehe, verändert sich trotzdem alles be¬ 
ständig - nur ohne mich!“ So ist es. Der 
Kalender ist eine starke Medizin gegen 
die lähmende Ohne-mich-Krankheit! 
Obwohl der Kalender, als Buch genom¬ 
men, auch mancherlei ästhetische Qua¬ 
litäten aufweist, hat sich bisher kein Ver¬ 
lag dafür gefunden. Deshalb ist er, für 10 
Euro, vorerst nur erhältlich bei Paula E. 
Keller, durch Anruf unter 0221-323 823 
oder E-Mail paulilula@gmx.de.KlausStein 

1 Paula Elvira Keller ist 1945 in Meissen zur 
Welt gekommen, hat Volkswirtschaft studiert 
und an Berufskollegs unterrichtet. Sie wurde 
in politischen Wissenschaften promoviert und 
verfasste zahlreiche Features, Essays und Buch¬ 
besprechungen. 

Erasmus Schöfer wurde 1931 bei Berlin gebo¬ 
ren. Er war einer der Gründer und Vorsitzender 
des „Werkkreis Literatur der Arbeitswelt“. Sei¬ 
ne Roman-Tetralogie „Die Kinder des Sisyfos“ 
erschien zwischen 2001 und 2008. Beide leben 
heute in Köln. 


Klaus Stein liest Leonhard Frank 

Leonhard Frank (1882-1961) ist einer der 
„verbrannten Dichter“. Im ärmsten Würz¬ 
burger Milieu aufgewachsen, hatte er es 
schwer in seiner Heimatstadt. Durch sein 
Buch „Die Räuberbande“ von 1914 wur¬ 
de er schlagartig berühmt. 1933 musste er 
emigrieren, gelangte über Frankreich in die 
USA. 1950 in die Bundesrepublik zurückge¬ 
kehrt, war er literarisch kaum noch wahr¬ 
zunehmen. 

Das hat sich geändert. Vom 4. bis 13. April 
werden über 100 Lese-Veranstaltungen in 
Würzburg und Umgebung, unter dem Motto 
„Würzburg liest ein Buch“ Frank zum Würz¬ 
burger Stadtgespräch machen. 

In Köln liest Klaus Stein am 7. April aus „Die 
Jünger Jesu“. Bürgerzentrum Alte Feuerwa¬ 
che, 19.30 Uhr. 
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Wohnen und Mieten 


unsere zeit m 


Im Bereich Wohnen und Mieten zeigt das 
große Eigentum sein hässlichstes Gesicht 

Wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP in Frankfurt/Main - 
Kräfteverhältnisse verändern, um Reformen ringen 


Am 22. März 2014 führte die DKP eine 
zentrale wohnungs- und mietenpoliti¬ 
sche Konferenz in Frankfurt/Main 
durch. 50 sachkundige und kommunal¬ 
politisch engagierte Genossinnen berie¬ 
ten aktuelle Probleme und prinzipielle 
Positionen. Referate und Diskussion 
werden in einem Reader v er Öffentlicht¬ 
hier dokumentiert die UZ Ausschnitte. 

D ie Erkenntnis der marxistischen 
Klassiker - die ungelöste Eigen¬ 
tumsfrage verhindert das Lösen 
auch der Wohnungs- und Mietenfra¬ 
ge - ist inzwischen unstrittig. Auch 
bürgerliche Analysten sehen das pri¬ 
vate Eigentum und das auf seine Ver¬ 
mehrung gerichtete Spekulieren mit 
Grund und Boden als den Kern der 
Wohnungs- und Mietenproblematik 
im Kapitalismus. Allerdings: Sie und 
ihre Kundschaft sehen in der „Frei¬ 
heit“ die größtmögliche private Ren¬ 
te zu ziehen, die Grundlage für das 


Funktionieren des Marktes und damit 
das Herrschen der Wenigen über die 
Vielen - Kommunistinnen erkennen 
darin die staatlich gesicherte Ausbeu¬ 
tung der Besitzlosen durch die Besit¬ 
zenden. Gerade im Bereich Wohnen 
und Mieten zeigt das große Eigentum 
seine Systemfratze. In Strategie und 
Praxis der DKP gehören Kämpfe um 
das Enteignen großer privater Eigen¬ 
tümer und die Vergesellschaftung aller 
Ressourcen. 

Wir sehen den Kapitalismus in sie¬ 
chendem Zustand - es ist unüberseh¬ 
bar: TINA steckt in schweren Proble¬ 
men - ,There Is No Alternative 4 war 
eine demagogische Schutzbehauptung. 
Immer irrationaler taumeln riesige Fi¬ 
nanzsummen auf der Suche nach An¬ 
lagemöglichkeiten rund um den Glo¬ 
bus und insbesondere auch durch die 
großen Städte. Dabei geht es nicht um 
Gebrauchswerte und ihre Verbesse¬ 
rung für alle, sondern um Tauschwerte 


und ihre Steigerung im Interesse der 
Monopole. Immobilien als Rendite¬ 
objekte verdeutlichen die Prinzipien 
des Kapitalismus, sowohl in brachlie¬ 
genden Flächen als auch in genutzten. 
Neben unerhört anschwellenden Lu¬ 
xus ist tiefe Verelendung getreten. In 
Strategie und Praxis der DKP gehören 
Kämpfe um die Kommunalisierung der 
Wohnungsversorgung und deren Ge¬ 
staltung durch die Bewohnerinnen. 
Wir sind Teil der Arbeiterklasse - aber 
ihre und unsere Kraft entsprechen 
nicht den derzeitigen Anforderun¬ 
gen und Notwendigkeiten des Klas¬ 
senkampfs. Er wird eher ,von oben 4 
als ,von unten 4 angestoßen - seit dem 
Ende der direkten Systemkonkurrenz 
ist die Spaltung der Gesellschaft in 
eine radikale und zerstörerische Dy¬ 
namik überführt worden. Radikal, weil 
Reichtum und Machtanspruch der We¬ 
nigen ganz oben (des einen Prozents) 
kaum noch kontrolliert und Armut 


und Ohnmacht der Vielen ganz unten 
(der inzwischen 20 Prozent und mehr) 
kaum noch aufgehoben werden kön¬ 
nen. Zerstörerisch, weil die Klasse in 
ihrem defensiven Arrangement mit 
dieser Situation Zusammenhalt und 
Solidarität opfert. Die spürbaren Ris¬ 
se in ihrem Kern und der scharf gewor¬ 
dene Riss zwischen diesem Kern und 
den ausgegrenzten Teilen der Klasse 
signalisieren ihre und unsere Schwä¬ 
che. Auch in Wohngebieten stehen un¬ 
terschiedliche Teile der Klasse zuneh¬ 
mend fremd nebeneinander oder gar 
sich feindselig gegenüber. In Strategie 
und Praxis der DKP gehören Erken¬ 
nen dieser Spaltungen und Wiederge¬ 
winnen von Solidarität und Kraft der 
ganzen Klasse. 

Wir suchen die Kräfteverhältnisse zu 
verändern und ringen um Reformen, 
ohne von der Notwendigkeit revoluti¬ 
onären Bruchs zu lassen. Wir beteiligen 
uns an Initiativen und Aktionen, die 


sich an den Problemen, Ungerechtig¬ 
keiten und Dramen im Wohnungs- und 
Mietensektor entzünden. Wo Zwangs¬ 
räumungen und das Sperren von Ener¬ 
gie und Wasser zunehmen und wo 
Schrotthäuser zu Massenquartieren 
genutzt werden, sind „alle Verhältnisse 
umzustürzen, in denen der Mensch ein 
erniedrigtes, ein geknechtetes, ein ver¬ 
lassenes, ein verächtliches Wesen ist. 44 
Wir schließen Bündnisse, wo wir als or¬ 
ganisierte Kommunistinnen angenom¬ 
men und beteiligt werden. Das hat viel 
mit politischer und fachlicher Kompe¬ 
tenz zu tun. Unsere Genossinnen vor 
Ort haben häufig beides - aber nicht 
mehr überall und nicht zu allen Proble¬ 
men, Ungerechtigkeiten und Dramen. 
In Strategie und Praxis der DKP gehö¬ 
ren die Sorge um „das Teewasser 44 wie 
das politische Entwickeln solidarisch¬ 
kollektiver Widerständigkeit. 

Wolfgang Richter, Dortmund 


Miethaie, die Bremse Mietpreis 
und der Drache Grundrente 

Die Bedeutung der Bodenspekulation 


Über die Bedeutung der Bodenspeku¬ 
lation ist schon lange eine Debatte nö¬ 
tig. Wir müssen die Frage nach dem Bo¬ 
denrecht wieder aufwerfen, die in den 
siebziger Jahren in Schwung gekommen 
war. Grund und Boden gehören in Ge¬ 
meineigentum. 

Ein Beispiel aus Köln und Umgebung. 
In der Südstadt gab es vormals eine 
Brauerei. Seit einigen Jahren ist das 
Gelände platt. Es liegt brach. Geplant 
war hier ein Neubau der Fachhochschu¬ 
le Köln. Was ist passiert? 

Im Frühjahr 2008 hatten Beteiligungs¬ 
firmen der Bauwens-Gruppe ein Teil¬ 
stück dieses Geländes für 23 Millionen 
Euro gekauft und wenige Monate spä¬ 
ter für 33,4 Millionen an das Land - ge¬ 
nauer: an den Bau- und Liegenschafts¬ 
betrieb (BLB) NRW - verkauft. 


Dieses lukrative Geschäft kam immer¬ 
hin im Mai 2009 im Landtag zur Spra¬ 
che. Rüttgers (CDU) war noch Minis¬ 
terpräsident von NRW. Die damalige 
Opposition wollte die Grundstücksge¬ 
schäfte von Paul Bauwens-Adenauer 
und Patrick Adenauer beleuchten. Die 
Abgeordneten interessierte, wie ein 
Grundstück in nur acht Wochen 10,5 
Millionen Euro teurer werden konn¬ 
te. Auch die Staatsanwaltschaft Wup¬ 
pertal interessierte diese Frage. Zwei 
Jahre später musste der neue Finanz¬ 
minister Walter-Borjans „Verstöße ge¬ 
gen die Landeshaushaltsordnung 44 vor 
dem Haushalts- und Finanzausschuss 
des Landtages eingestehen. Gegenwär¬ 
tig ist ein Untersuchungsausschuss im¬ 
mer noch mit der Frage beschäftigt, wie 
der Beschluss zur Verlagerung der FH 


zustande gekommen ist und „wer letzt¬ 
endlich in welcher Form von dem be¬ 
schriebenen Ablauf des Verfahrens pro¬ 
fitiert hat. 44 

Zu diesem Detail hatte am 21. Mai 2009 
der Kölner Stadtanzeiger noch mitge¬ 
teilt: „Bereits Anfang Mai 2008 soll es 
ein zweites Werkstattgespräch im Zu¬ 
sammenhang mit der Erstellung des 
städtebaulichen Masterplans gegeben 
haben, den IHK-Präsident Paul Bau¬ 
wens-Adenauer initiiert hat und der die 
Neubauten für die Fachhochschule im 
Kölner Süden vorschlägt. 44 
Bauwens-Adenauer und sein Unterneh¬ 
men sind Initiatoren weiterer Projekte 
in Köln. Mit dem Masterplan lassen sie 
langfristig angelegte Bauprojekte entwi¬ 
ckeln und privatisieren gewissermaßen 
die Stadtplanung in Köln. 


Paul Bauwens-Adenauer ist auch sonst 
ein mächtiger Mann. Er ist Präsident der 
Industrie- und Handelskammer zu Köln. 
Außerdem leitet er als Präsident die 
IHK NRW - Die Industrie- und Han¬ 
delskammern in Nordrhein-Westfalen 
e.V., ist Vizepräsident des Deutschen 
Industrie- und Handelskammertages 
(DIHK) und außerdem Vorsitzender 
des Wirtschaftsrates der CDU in NRW. 
Die Dumont-Presse (Kölner Stadtanzei¬ 
ger, Kölnische Rundschau, Express) ist 
in dieser Frage schon seit längerer Zeit 
nicht mehr sehr mitteilsam. Sie geizt mit 
Informationen über das Geschäftsmo¬ 
dell der Adenauer-Enkel. Aber unter¬ 
dessen sind die neue Landesregierung 
und der Kölner Stadtrat übereinge¬ 
kommen, die Fachhochschule in Deutz 
zu lassen. Jetzt sitzt das Land auf einem 
teuren Grundstück und ist ratlos, was 
damit geschehen soll. Man könnte sa¬ 
gen, immerhin hat hier, wenn auch zu 
einem etwas überteuerten Preis, eine 
Verstaatlichung vormals privaten Ge¬ 
ländes stattgefunden. 


Der Vorschlag der DKP-Gruppe Köln 
Innenstadt lautet: Zunächst sollte der 
Landtag, um weiteren Schaden zu ver¬ 
meiden, die schuldige Unternehmens¬ 
gruppe auflösen und sie entsprechend 
Artikel 27,2 der Landesverfassung 
(„Zusammenschlüsse, die ihre wirt¬ 
schaftliche Macht missbrauchen, sind 
zu verbieten 44 ) entschädigungslos ent¬ 
eignen. 

Sodann sollte das Land NRW zusam¬ 
men mit der Stadt Köln anstelle des 
nunmehr ins Auge gefassten Justizzen¬ 
trums Geschosswohnungen auf das 
Grundstück stellen und günstig ver¬ 
mieten - entsprechend Artikel 29,2 der 
Landesverfassung: „Das Land hat die 
Aufgabe, nach Maßgabe der Gesetze 
neue Wohn- und Wirtschaftsheimstät¬ 
ten zu schaffen [.. , 44 . Von Justizzentren 
ist dort ja nicht die Rede. Eine solche 
Maßnahme könnte aber den Woh¬ 
nungsmarkt entspannen und private 
Vermieter zur Minderung ihrer Mie¬ 
ten verlocken. 

Klaus Stein, Köln 


Zur Wohnungsproblematik heute 

Die Rolle des Staats 


Ohne staatliche Eingriffe wäre die Mas¬ 
se der Lohnabhängigen aus dem frei¬ 
en Wohnungsmarkt ausgeschlossen, 
auch in sogenannten Wohlstandszei¬ 
ten, da die Einkommen für „Markt¬ 
mieten 44 nicht ausreichen. Es waren die 
vom Imperialismus hervorgerufenen, 
seinen Bestand zugleich bedrohen¬ 
den Kriege und Krisen, die die Woh¬ 
nungsfrage zu einem Politikum ersten 
Ranges machten. Ansätze staatlicher 
Wohnungspolitik sind nicht umsonst 
im I. Weltkrieg mit der Kriegswirt¬ 
schaft entstanden. Gewiss dienten sie 
der Krisen„bewältigung 44 und Auf¬ 
rechterhaltung reibungsloser Kapital¬ 
verwertung. Das heißt nicht, dass Zu¬ 
geständnisse an die Arbeiterklasse gra¬ 
tis gemacht worden wären. Sie wurden 
erkämpft. Staatliche Wohnungspolitik 
nahm die Form von Klassenkompro¬ 
missen an, in denen sich die veränder¬ 
lichen Kräfteverhältnisse abzeichnen. 
So leuchtet ein, dass die entschiedens¬ 
ten und dauerhaftesten Vorstöße auf 
ein „soziales Mietrecht 44 der Novem¬ 
berrevolution und den Klassenkämp¬ 
fen der revolutionären Nachkriegskri¬ 
se zu verdanken sind. Ohne Nach wir¬ 
ken der Arbeiter- und Soldatenräte in 
den Mieterräten, ohne mächtige organi¬ 
sierte Klassenbewegung und die reichs¬ 
weiten Mietstreiks von 1921, denen sich 
etwa 300 000 Mietparteien anschlossen, 
wäre nicht ab 1922 eine Mietengesetz¬ 
gebung inkraftgetreten, die unsere Auf¬ 
fassung einer halbwegs fortschrittlichen 
Wohnungspolitik bis in meine Genera¬ 


tion prägte. Gewiss waren sämtliche 
Zugeständnisse an die Reprodukti¬ 
onsbedürfnisse der Arbeiterklasse von 
der Bourgeoisie auf Widerruf gemeint. 
Aber der Versuch sie zurückzunehmen 
stieß abermals auf Massenproteste, wie 
nach Beginn der Weltwirtschaftskrise 
die zweite mächtige Mietstreikwelle 
der Jahre 1932-33 zeigt. 

Die Schleifung sozialen Mietrechts ge¬ 
lang der deutschen Monopolbourgeoi¬ 
sie erst nach dem II. Weltkrieg, obwohl 
die BRD zunächst, angesichts Kriegs¬ 
verwüstungen und relativer Kampf¬ 
stärke der Arbeiterklasse nach 1945, 
wieder progressive Elemente aus der 
Weimarer Republik übernahm. Es ist 
lehrreich zu sehen, wie viel Zeit sich 
die herrschende Klasse seit 1950 nahm, 
„soziale kapitalistische Wohnungspoli¬ 
tik 44 Schritt für Schritt zu Fall zu brin¬ 
gen, bis zur heutigen totalen Liberali¬ 
sierung des Wohnungsmarkts und der 
Mieten. Es wäre falsch, in der jetzigen 
Lage nur das Resultat einer relativ 
kurzfristigen sogenannten neolibera¬ 
len Fehlentwicklung zu sehen. Mit je¬ 
der Rekonsolidierung, jedem Erstar¬ 
ken des deutschen Monopolkapitals 
schlägt die Abrissbirne gegen die Er¬ 
rungenschaften staatlicher, kommuna¬ 
ler Mietpreiskontrolle und Wohnraum¬ 
versorgung und -förderung schneller 
zu. Heute, nach dem Mietrechtsän¬ 
derungsgesetz vom 1. Mai 2013, kön¬ 
nen wir sagen, dass ein Endpunkt die¬ 
ses Weges erreicht wurde. Die Folgen 
werden nicht zuletzt als drastische Zu¬ 


nahme von Zwangsräumungen auf uns 
zukommen. Die letzten kodifizierten 
Instrumente, die Mieter in der Hand 
haben, um den Mietpreis zu beeinflus¬ 
sen, sind die sogenannten örtlichen 
Vergleichsmieten des Marktes, das 
System der Mietspiegel, deren Zweck 
darin besteht, Mieten für Erhöhungen 
offen zu halten und eben nicht sie zu 
deckeln. Der Zynismus des Systems ist 
daran zu sehen, dass die einzige staat¬ 
liche Instanz, die in der BRD noch so 
etwas wie Mietobergrenzen postuliert, 
die Jobcenter sind. Deren Bemessungs¬ 
grenzen für die Kosten der Unterkunft 
sind allerdings fiktiv. Es gibt in deut¬ 
schen Großstädten keine Mietwoh¬ 
nungen zu diesen Tarifen mehr. Für die 
Differenz müssen Bezieher von Trans¬ 
ferleistungen selber aufkommen. Der 
Sinn dieses Vorgehens der Jobcenter 
ist, Erwerbslose, Rentner, Bezieher 
sogenannter Grundsicherung aus den 
Wohnungen zu entfernen, um diese zu 
lukrativerer Verwertung freizumachen. 
Es geht in Mietenkämpfen heute also 
nicht nur um den Erhalt der Repro¬ 
duktionsbedingungen sondern auch 
um die Rückholung einst erkämpfter 
Rechte. Der Kampf ums Recht ist aber 
nicht zu verwechseln mit einem juris¬ 
tischen Kampf. Führen müssen wir ihn 
auf der Straße im breiten Bündnis zwi¬ 
schen Arbeiterklasse und benachbar¬ 
ten Schichten. Die von Engels eingangs 
erwähnte Mitbetroffenheit des Klein¬ 
bürgertums in der Mietenfrage ist für 
uns nicht bloß eine lästige Nebener¬ 
scheinung. Wir müssen sie gezielt an- 
gehen, um das breite antimonopolisti¬ 
sche Abwehrbündnis über stadtpoliti¬ 
sche Kämpfe zu schmieden, ohne dass 


kleinbürgerliche Standpunkte darin zur Entfaltung der Klassenkämpfe in 

dominierend werden. Andernfalls wer- den Metropolen beizutragen. 

den wir uns nicht schmeicheln können, Klaus Linder, Berlin 
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Eingreifen und Verändern 

Was haben die Initiativen erreicht? 


Dass die teils langjährig bestehenden 
(Mieter-) Initiativen im Ruhrgebiet 
überhaupt so lange bestehen konnten, 
hat noch mit einem anderen Umstand 
zu tun, nämlich dem der gemeinsa¬ 
men Organisierung. Ich hatte bereits 
den Zusammenschluss der Mieterver¬ 
eine erwähnt, das Mieterforum Ruhr. 
Über dieses Konstrukt ist es gelun¬ 
gen, auch die Mieterinitiativen des 
Ruhrgebietes zu einer regelmäßigen 
Zusammenarbeit, zu regelmäßigen 
Treffen alle 6-8 Wochen zu bewegen. 
Das hat den klaren Vorteil, dass jede 
einzelne Initiative sich eben nicht 
nur als Einzelkämpferin wahrnimmt. 
Sie erfahren, dass die Probleme in 
den Siedlungen sich häufig ähneln, 
teilweise können sich die Initiativen 
der gleichen Wohnungsunternehmen 
austauschen und absprechen. Und 
dieser Zusammenschluss wäre im 
Zweifel mobilisierungsfähig. Ich bin 
guter Hoffnung, dass wir mit einigen 
Aktiven am Montag nach Oberhau¬ 
sen vor die Immeo-Zentrale fahren 
werden, um dort mit einer Demons¬ 
tration die Forderungen der Mieter 
aus der bundesweit bekannt geworde¬ 
nen Zinkhütten-Siedlung in Duisburg 
zu unterstützen. Dort hat die Stadt 
Duisburg einen Bebauungsplan ge¬ 
nehmigt, der den Bau eines Factory- 
Outlet-Centers vorsieht, für das eine 
ganze Siedlung des Wohnungsunter¬ 
nehmens Immeo abgerissen werden 
soll. Die Initiative Zinkhüttenplatz 
kämpft seit zweieinhalb Jahren ge¬ 
gen den Abriss, aber auch gegen die 
Stadt, die immer noch an dem Inves¬ 
tor Roger Sevenheck festhält, für den 
mittlerweile vier Haftandrohungen 
wegen Insolvenzverschleppung vor¬ 
liegen. Er hält sich im Ausland auf, da 
er bei Einreise nach Deutschland sei¬ 
ne sofortige Festnahme zu befürchten 
hat. Dennoch hält die Stadt Duisburg 
an der Planung fest. 

Dieses regelmäßige Treffen der Mie¬ 
terinitiativen hat sich über eine lan¬ 
ge Zeit mit den Auswirkungen der 
Finanzinvestoren auf die örtlichen 
Wohnungsbestände befasst. Die Er¬ 
fahrungen der Mieter wurden zu¬ 
sammengefasst und an die Politik 
herangetragen, hier endlich zu han¬ 
deln. Ihre Forderungen haben sie in 
der „Katernberger Mietererklärung“ 
formuliert und in die Öffentlichkeit 
getragen. Sie kann gleichsam als Leit- 
linie der Treffen der Initiativen ange¬ 
sehen werden. Der öffentliche Druck, 
den die Initiativen mit ihrer Arbeit 
erreicht haben, hat dazu geführt, 


dass die Fandesregierung NRW im 
Jahr 2011 eine Enquete-Kommissi¬ 
on „Wohnungswirtschaftlicher Wan¬ 
del und Neue Finanzinvestoren am 
Wohnungsmarkt“ eingerichtet hat. 
Zwar verfügt eine solche Kommission 
über keinerlei Beschlussfähigkeit, sie 
hat nur beratende Funktion, aber das 
Thema ist damit erstmals auf Fandes¬ 
ebene in der Politik breit diskutiert 
worden. Das war ein Riesenerfolg der 
Mieterinitiativen. 

Nun, eine wirkungsvolle Beschrän¬ 
kung der Profitmaximierung wird es 
auch jetzt nicht geben, darüber hatte 
aber auch niemand Illusionen. Was 
es aber nun geben wird, ist ein neu¬ 
es Wohnungsaufsichtsgesetz NRW, 
das im Frühsommer verabschiedet 
werden soll. Dieses Gesetz wird den 
Kommunen eine Reihe mehr Ins¬ 
trumente an die Hand geben, eine 
wirkungsvollere Wohnungsaufsicht 
durchzuführen. Die Mindestanfor¬ 
derungen an den Wohnraum werden 
neu gefasst, es wird eine Beweislas¬ 
tumkehr geben, bei der der Vermie¬ 
ter begründen muss, warum er z.B. 
Wohnraum leer stehen lässt; es wird 
die Möglichkeit für die Kommunen 
geben, sich nach Ersatzvornahmen 
oder beim Einspringen bei Versor¬ 
gungssperren diese Ausgaben als 
Grundschuld ins Grundbuch eintra¬ 
gen zu lassen. Selbst bei einer Insol¬ 
venz des Eigentümers ist das Geld 
dann nicht verloren, weswegen die 
Kommunen bisher Ersatzvornahmen 
oft abgelehnt haben; und die Kom¬ 
munen werden verpflichtet, schon 
bei drohenden Missständen aktiv zu 
werden. 

Hört sich alles zu gut an? Am Ende 
kommt das große ABER: Die Kom¬ 
munen müssen diese Aufgabe zwar 
pflichtig erfüllen, bekommen aber 
keinen Cent mehr Geld. Wie das 
insbesondere in den Haushaltsnot¬ 
kommunen gehen soll, ist völlig un¬ 
klar. Und dennoch werden gerade 
die Initiativen schwer darauf achten, 
dass die Kommunen in Zukunft ih¬ 
rer Pflicht, die Wohnungsaufsicht 
durchzuführen, auch adäquat nach- 
kommen. 

Darüber hinaus fordern wir die Ein¬ 
führung einer ausreichend hohen 
Instandhaltungspauschale, die alle 
Wohnungsunternehmen vorzuhal¬ 
ten haben, die also nicht mehr als Ge¬ 
winne abgeschöpft werden können. 
Auch dies ist eine Sofortforderung, 
allerdings eine, die an der Profit-Fra¬ 
ge ansetzt. Siw Mammitzsch, Essen 


Menschenwürdiges Wohnen für alle 

Schlusswort von Patrik Köbele, 
Vorsitzender der DKP 


Ja wir müssen die Vergesellschaf¬ 
tung des Wohneigentums bei de¬ 
mokratischer Kontrolle fordern 
und das ist etwas anderes als „nur“ 
eine Überführung in Staatseigen¬ 
tum. Wir müssen Mietpreisstopp 
und Mietpreissenkung fordern. Wir 
brauchen einen sozialen Wohnungs¬ 
bau in öffentlicher, also kommuna¬ 
ler oder staatlicher Verantwortung. 
Dabei haben wir auch die Quali¬ 
tät dieser Wohnungen in Betracht 
zu nehmen. Es geht eben nicht um 
Arbeiter-Wohn-Schuhkartons, son¬ 
dern um das Recht auf menschen¬ 
würdiges Wohnen für alle. Und es 
geht nicht zuletzt um die Forderung, 
dass Grund und Boden in der Ge¬ 
samtheit gesellschaftliches Eigen¬ 
tum sein muss. 

In diesem Zusammenhang spielte 
in unserer Konferenz auch die Fra¬ 
ge nach kommunalem Eigentum 
und Rekommunalisierung eine Rol¬ 
le. Klar ist, wir kämpfen gegen jede 
Privatisierung von kommunalem Ei¬ 
gentum. Schwieriger ist die Frage bei 
der Rekommunalisierung. Zumindest 
immer, wenn die Konzerne und Mo¬ 
nopole das wollen oder wenn ihr Wi¬ 
derstand nur symbolisch ist, sollten 
wir vorsichtig sein. Oft genug werden 
damit Verluste sozialisiert oder Filet¬ 
stücke rausgeschnitten. 


Wir müssen uns in der Wohnungs¬ 
frage darauf einstellen, dass es in der 
Kombination aus Hartz-Gesetzen, 
der Prekarisierung und der Niedrig¬ 
lohnsituation mit der energetischen 
Sanierung zu einem massiven An¬ 
stieg der Zwangsräumungen kom¬ 
men wird. Die Kommunen, die die 
Höhe der Kosten der Unterkunft 
(KdU) festlegen und die Jobcenter 
spielen hier eine ausführende Rolle, 
die wir angreifen müssen. 

Es ist richtig, dabei können wir Sozia¬ 
lismuspropaganda machen. Hartz- 
Gesetze und Zwangsumzüge gab es 
in der DDR nicht. Und weit mehr, 
die Städteplanung in der DDR, da 
ging es nicht um bloßes Wohnen, da 
ging es um die soziale Infrastruktur in 
den Wohnvierteln, um Jugendclubs, 
gesellschaftliche Einrichtungen und 
HO-Läden, um Kindergärten und 
Spielplätze. Das war dann auch am 
schnellsten weg, als der Kapitalis¬ 
mus einzog, denn so etwas rechnet 
sich nicht. Was mir selbst nicht so 
ganz klar war, ich heute gelernt habe, 
ist, dass selbst die verlorene Novem¬ 
berrevolution positive Spuren in der 
Wohnungsfrage hinterlassen hat. Ein 
schönes Beispiel, wenn selbst eine 
verlorene sozialistische Revolution 
Spuren hinterlässt, dann freuen wir 
uns doch auf die zu gewinnende. 


Von Bandista bis Jane Zahn 

Musik zum Tanzen, Zuhören, Nachdenken und Träumen 
auf dem 18. UZ-Pressefest in Dortmund 



Die Jazzpolizei (Berlin) 


M it einem Antifa-Konzert auf 
der Hauptbühne startet das 
18. UZ-Pressefest am Freitag, 
den 27. Juni 2014, im Dortmunder Re¬ 
vierpark Wischlingen. Dazu reisen aus 


Bandista (Istanbul) 


warten wir die Auschwitz-Überlebende 
und unermüdliche Antifaschistin Es¬ 
ther Bejarano mit ihrem Sohn Yoram 
und der Microphone Mafia. Es folgt 
Konstantin Wecker mit Band. 


Eishalle & Casa Cuba 

In der Eissporthalle treten neben wei¬ 
teren Erich Schaffner, Bernd Köhler 
& Blandine sowie am frühen Sams¬ 
tagabend Quijote mit dem Canto Ge¬ 
neral auf. Dieser wird in Auszügen am 
Sonntagnachmittag noch einmal in der 
Casa Cuba zu hören sein. Hier eröff¬ 
net am Freitagabend der Liederma¬ 
cher Frank Viehweg aus Berlin eine 
Ausstellung mit Bildern von Antonio 
Guerrero, einem der in Miami inhaf¬ 
tierten Cuban Five. Neben kubani¬ 
schen und lateinamerikanischen Klän¬ 
gen geht es in der Casa Cuba mit den 
bayerischen Ruam auch zünftig zu. Es 
ist diese unbestechliche Mischung, die 
das UZ-Pressefest - Volksfest der DKP, 
ausmacht und die auch durch die Zelte 
der DKP-Bezirke den Ton angibt. 

Unbestechliche Mischung 

Dort begrüßen wir: Kai Degenhardt, 
Fred Ape, Jane Zahn, Sonja Gott¬ 
lieb, Achim Bigus, Dirk Wilke & Pe¬ 
ter Schenzer, Klaus der Geiger, Pol Me 


Istanbul die Jungs von Bandista und 
aus dem Baskenland die frisch gegrün¬ 
dete Band Xaiko an. Die Ska-Punk- 
Band hat soeben ihre erste CD veröf¬ 
fentlicht und wurde vom Gründer der 
leider aufgelösten katalanischen Band 
Obrint Pas ins Leben gerufen. Unter¬ 
stützt werden beide durch die Bochu- 
mer Compania Bataclan. 

Fest der Solidarität 

Internationalistisch geht es auch am 
Samstag auf der Hauptbühne weiter. 

Dort spielen unter anderem die tür¬ 
kische Saz-Gruppe Friedenshaus aus 
Rüsselsheim, das portugiesische Duo 
Luis Galrito und Antonio Hilario und 
unsere chilenischen Genossinnen von 
Musikandes. Zu der Musik wird es auch 
Informationen aus den entsprechenden 
Ländern geben. Am Samstagabend er- Quijote (Chemnitz) 





Kai Degenhardt (Hamburg) 


Alle Fotos von den jeweiligen Hompages 


Adam, MC Albino, Le Blech, die Oma- 
Körner-Band, Gutzeit, die Haake Blues 
Band, den Zauberer Grobylin Marlowe 
aus Dortmund, die Trommler von Ma¬ 
puto, den Kabarettisten Einhart Klucke 
und viele andere mehr. Mit der Tages¬ 
zeitung junge Welt kommt die Jazzpoli¬ 
zei aus Berlin und eine ganze Reihe von 
genannten und ungenannten Musike- 
rinnen und Musikern werden am frühen 
Samstagabend im jW-Zelt die zehn bes¬ 
ten Revolutionslieder - gekürt von den 
Leserinnen von Melodie&Rhythmus, 
junge Welt und UZ - erklingen lassen. 
Eins steht schon jetzt fest: Auch das 18. 
UZ-Pressefest wird ein Fest der Inter¬ 
nationalen Solidarität, des Antifaschis¬ 
mus, der Begegnung von Jung und Alt, 
ein großes Fest der Kultur - unserer 
Kultur - werden. Wera Richter 
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Anzeigen 


unsere zeit CE 


Am 28. März 2014 wurde unser Genosse 

Richard Häuser 

unglaubliche 100 Jahre alt! 

Vier Monate vor Ausbruch des ersten Weltkrieges geboren, hat 
Richard Höhen und Tiefen der sozialistischen und Arbeiterbewegung 
miterlebt. Als Jugendlicher wurde er 1930 Mitglied der KPD. Nach 
der Errichtung des Naziregimes beteiligte er sich am antifaschis¬ 
tischen Widerstand, wurde in das berüchtigte Strafbataillon 999 
gesteckt. 

Nach der Befreiung 1945 engagierte Richard sich wieder in der Köl¬ 
ner KPD, wurde Mitglied der WN, vertrat als IG-Metall-Gewerkschaf- 
ter über viele Jahre die Interessen seiner Kollegen als Betriebsrat. 
Auch durch das widerrechtliche Verbot seiner Partei durch die Ade¬ 
nauer-Regierung ließ Richard sich politisch nicht beirren. Nach 1968 
aktiv in der DKP in seinem Stadtbezirk Köln-Kalk, wirkte er jahrzehn¬ 
telang immer dort, wo Mitarbeit und Hilfe gebraucht wurden. Leider 
erlaubt ihm seine altersbedingte Gesundheit keine aktive politische 
Arbeit mehr. Wenn die Kräfte es ihm erlauben, schaut er aber ab und 
an in Begleitung seiner Tochter Inge bei Veranstaltungen der Kölner 
Partei vorbei. 

Lieber Richard, wenigen ist es vergönnt, ein so hohes Alter zu errei¬ 
chen. Wir nutzen deinen Geburtstag einmal mehr dazu, dir für deine 
unverbrüchliche Treue zur Kommunistischen Partei, zur demokrati¬ 
schen und antifaschistischen Bewegung zu danken. Wir wünschen 
dir eine stabile Gesundheit, Wohlergehen und noch viel Zeit im 
Kreise deiner Familie und Genossen. 

Herzlichen Glückwunsch! 

DKP Kreisvorstand Köln 
DKP Gruppe Kalk / Stadtbezirk 8 
WN-BdA Kreis Köln 


Einladung 

Nach dem zweiten Treffen von Mitgliedern der DKP und anderen Mar¬ 
xistinnen, die sich im Widerspruch zu den Beschlüssen des 20. Partei¬ 
tags der DKP sehen, lädt das Sekretariat des Parteivorstandes gemäß 
des Beschlusses der 6. PV-Tagung (www.dkp-online.de/pv) die Mit¬ 
glieder der DKP, die daran teilgenommen haben, zu einer Aussprache 
ein. Diese findet statt am 

Sonntag, 6. April 2014,11.15 bis 15 Uhr, 

Sitz des Parteivorstandes, Hoffnungstraße 18, Essen 

Das Anliegen ist es, laut Beschluss die vorhandenen Widersprüche 
produktiv zu machen. Neben der notwendigen Debatte um die auf 
den Treffen und in der Antwort des Parteivorstandes aufgeworfenen 
Fragen (Strategische Orientierung der DKP, Rolle und Aufgaben der 
Kommunistischen Partei, Organisationsprinzipien der DKP) ist die 
wichtigste Zielstellung, zu einer gemeinsamen Umsetzung der Be¬ 
schlüsse zur Parteistärkung zu kommen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


UZ-zum 1. Mai! 

Die Gruppen und Kreise der 
DKP können die reguläre UZ 
zum 1. Mai (Ausgabe 25.04.) 

kostenlos* bestellen. 

Da sie schon in der Vorwoche 
zur Verfügung steht, kann sie 
auch gut zur Mobilisierung 
zum 1. Mai genutzt werden. 
Bestellungen bis spätestens 
20. April an: 

vertrieb@unsere-zeit.de, 

Tel.: 0201/177889-23 oder 
Gustl Ballin 0911/8019991 

* Wir bitten, uns nach Möglichkeit 
die Versandkosten zu erstatten 
(ein Paket hat 140 Exemplare und 
kostet 8.- €) 

★ 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


UZ-Extra zur EU-Wahl- 
schaffen wir die 110 000? 

Schon jetzt wurden 

102 560 UZ-Extras zur 
EU-Wahl ausgeliefert! 

Weitere Bestellungen 
sind noch möglich. 

Stückzahl Preis 

70 10.-€ 

140 15.-€ 

200 20 .- € 

300 25.- € 

400 30.- € 

500 35,- € 

Bestellungen an: 
vertrieb@unsere-zeit.de 
oder Gustl Ballin, Tel.: 

0911 8019991 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 



Entschleunigung: 


Ruht Natur aati im Möfitz- 
fiaü&jialpark. 2 Ft Wo jt 2-3 Pera. 
ISxri^ÄhriE m 

Havel & TTaveLaeeni* Doof & Rad, 

InJa: www.tranQKgH.de 

T*L: 0331/87 0706 (AB) 


Toskana, nah am Meer 

fWM.fcimm | 5 Li?» 


ÜJcohof im Olivenhain, 
weiter Blick. Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute fiBcher, 

H oder Häuschen; 
Kindsrparadies. 




Am 28. März ist unser Genosse 

Peter Schenzer 

60 Jahre geworden! 

Alle, die Peter in Aktion kennenlernen, sind tief beeindruckt von 
seiner Leidenschaftlichkeit und seiner festen Überzeugung, 
mit der er unsere Sache vertritt, sei es bei seinen Auftritten 
als Musiker (legendär: Rotdorn, aktuell: Schenzer & Wilke), als 
Parteiredner, als Friedensaktivist, auf Betriebsversammlungen. 

Wir wünschen ihm eine Riesenportion Gesundheit und erteilen 
ihm den Parteiauftrag, auf selbige weiterhin ganz besonders 
aufzupassen. 

Es ist schön, dich an unserer Seite zu wissen, lieber Peter! 

Die Genossinnen und Genossen der SBG Öffentlicher 
Dienst und des Bezirksvorstandes der DKP Hamburg 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


Einladung 

zur Diskussions- und Informationsveranstaltung 

zum Thema: Europapolitik der DKP 

Freitag, den 11. April 2014. um 18.30 Uhr 
Kiek IN!, Neumünster, Gartenstraße 32. 

Wir wollen auf der Grundlage des Parteiprogramms 
die Fragen und unterschiedlichen Antworten diskutieren 
(Die Europäische Union; Seite 14,15 undl 6). 
Einleitende Beiträge werden gehalten von: 

Genosse Patrik Köbele. Vorsitzender der DKP, und 
Genosse Heinz Stehr, Gruppenspr. der DKP Elmshorn 

Um Anmeldung wird gebeten. Ende spätestens 21.30 Uhr. 
Veranstalter: DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


DKP Niedersachsen 


Historischer Materialismus 

Am 12./13. April 2014 führt die DKP Niedersachsen 
ein Wochenendseminar in der Nähe von Hannover durch. 

Zusammen mit dem Referenten Jörg Miehe wollen wir uns mit dem 
Thema „Historischer Materialimus“ befassen. 
Anmeldungen und Infos über bv@dkp-niedersachsen.de. 


Anzeigen bitte immer an 

info@unsere-zeit.de senden! 


UZ-Dokumentation 

Imperialistischer Krieg 
oder Zusammenstoß von 
Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovic 

Die Spaltung der internationalen 
Arbeiterbewegung 

Hans-Peter Brenner, DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Aloyse Bisdorff, KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmeyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoffmeister, DKP 

Zur Entwicklung 
der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/PTB 

CommPress Verlag GmbH Tel.: 0201 -177 889-23 Broschüre 

Hoffnungstraße 18 Fax: 0201 -177 889-28 64 Seiten 

45127 Essen E-Mail: info@unsere-zeit.de 5,-Euro 



Gegen die 
imperialistischen 
Kriege 

Vier-Parteien-Konferenz in Aachen 
zur Erinnerung an den Beginn des 
Ersten Weltkrieges vor 100 Jahren 


KPL Wcph 


Erhältlich bei: 


UZ-Aktion bei den 
Ostermärschen 


Freiverkaufs- und 
Probelesen-Exemplare der 

UZ-Ausgabe vom 18.4. 

Bitte rechtzeitig bestellen! 

UZ-Aktions-Preise: 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10.-€ 

141 -170 

35.-€ 

15 

-28 

15.-€ 

171 -200 

40.-€ 

29 

-70 

20.-€ 

201 - 250 

50.-€ 

71 - 

110 

25.-€ 

251 - 300 

60.-€ 

111 - 

140 

30.-€ 

je weitere 100 Exemplare 10.- € 


Bestellungen bitte mit Versandadresse und Rechnungsempfänger an: 
vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23/24 
oder Gustl Ballin, Tel.: 0911 8 019991 




UZ-PRESSEFEST A 

VOLKSFEST DER DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 27. - 29. iuni 2014 

Jetzt S*>iez>öepMt~ffiutten Steilen! 



Zwischen Vision und 

Realpolitik Lateinamerika heute 

Politische Umgestaltung und Lateinameri¬ 
kanischer Integrationsprozess Sergio DeZubria 
Samper*Die Entwicklung von Mercosur Edu- 
ardo G. Serra^ Herausforderungen und Per¬ 
spektiven der lateinamerikanisch-karibi¬ 
schen Integration Ricardo AlemäoAbreu^ Die KP 
im Kabinett von Michelle Bachelet Guillermo 
Teillier*Aspekte neuer Medienpolitik in La¬ 
teinamerika Dieter Boris ★ Die linken Regierun¬ 
gen Lateinamerikas: von inneren und äu¬ 
ßeren Gegnern bedroht Andre Scheer^ Lehren 
aus Lateinamerika Rafael Correa 

Weitere Beiträge: 

Rüstungskonversion statt Geiselhaft der Be¬ 
schäftigten Anne Rieger*Vor der Desillusionierung 
- Zu Aufgaben und Perspektiven der Großen 
Koalition Klaus Wagener*Große Koalition, Gewerk¬ 
schaften und politische Linke Jörg Goldberg, Andre 
Leisewitz, Jürgen ReuschANach der Wahl ist vor der 
Wahl Ellen Brombacher, Thomas Hecker, Friedrich RabeADie 
höhere Stufe des chinesischen Reform- und Öff¬ 
nungskurses Helmut Peters * Arbeiterklasse, Nation 
und kommunistischer Kampf Georges Gastaud ★Der 
Kampf der PC Portugals - der fundamentale Bei¬ 
trag Alvaro Cunhals Francisco MeloA1914 und die 
Mauer Ludwig Elm und weitere Positionen, Diskus¬ 
sionen sowie zahlreiche Rezensionen 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

l 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 


Neuerscheinung bei JUMP UP 
Günter Gail mit Konstantin Vassiliev: 

SOLDATEN-LEBEN 

Lieder von Krieg und Frieden aus fünf Jahrhunderten 
EUR 15.00 

Gunter Gail legt e-in ergreifendes Doku¬ 
ment au 500 Jahren £ Frieden in 
Europa vor init Vertonungen u.a. van 
Erich Kästner und Mascha Kaliko. Sowie 
selten Troditionals. Ein "must 51 

nrcht nyr zur 1®Q. Wiederkehr des ers¬ 
ten WeJtkriegeS. 


www*jump-up.de // info@jumpup.de 

Schaltpfattenversarid Matthias Henk PF 11 04 47, 2S2Ü7 Bremen 
Tel/Fa*: 0421/4988535 (AB) 



Die Broschüre zur XIX. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 



Jetzt am Kiosk! 

(Verlag 8. Mai GmbH, ca. 80 Seiten, 3,60 €) 


Mit Beiträgen u. a. von: 

JÖRG KRONAUER 

(Sozialwissenschaftler und freier Journalist), 

ANDERS KAERGAARD 

(dänischer Whistleblower und Geheimdienstaussteiger), 

DENIS GOLDBERG 

(südafrikanischer Bürgerrechtler, Weggefährte Nelson Mandelas), 

MICHEL CHOSSUDOVSKY 

(kanadischer Professor der Wirtschaftswissenschaften), 

ZIVADIN JOVANOVIC 

(ehern. Außenminister der Bundesrepublik Jugoslawien), 

MARIA DO SOCORRO GOMES COELHO 

(Präsidentin des Weltfriedensrates, Brasilien) 

Außerdem: Dokumentation der 
Podiumsgespräche (»Vierte Gewalt 
und Heimatfront: Wie Medien Kriege 
möglich machen«, »Widerstand gegen 
Faschismus, Krieg und Sozialabbau zu¬ 
sammenführen«) sowie Grußbotschaf¬ 
ten, Interviews mit den Mitwirkenden 
des Konzerts »Lieder gegen den Krieg« 
und ergänzende Artikel. 


Erhältlich auch unter www.jungewelt-shop.de 


Die DKP-Gerresheim 
dankt den Genossinnen 
aus Krefeld, Hagen und 
auch aus Dormagen für 
die solidarische Hilfe 
im Kommunalwahlkampf! 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


f -\ 

Hier könnte Eure private 
Kleinanzeige stehen 



Beispiel 

43 mm breit x 58 mm hoch 
Sonderpreis 
40,- € + MWSt 


f -\ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 

<_> 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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unsere zeit 



Button-Aktionsverkauf am i. Mai 


Unseren Kampftag auch für die Pressefest-Werbung nutzen 


„Den 1. Mai auch als Aktionstag für 
den Buttonverkauf nutzen!“ Diese 
Idee wurde an die UZ-Redaktion her¬ 
angetragen. Wir haben diese Anregung 



auf unserer letzten Redaktionssitzung 
diskutiert und greifen sie gern auf. Auf 
diesem Weg würden wir eine Menge 
Werbung für das Pressefest machen 
und der Buttonverkauf erhielte einen 
zusätzlichen Schub. 

Die Redaktion schlägt also den DKP- 
Gliederungen vor: 

Verkauft am 1. Mai auf den Demon¬ 
strationen des DGB, an euren Infostän¬ 
den und an weiteren Veranstaltungen 
zum Internationalen Kampftag der 
Arbeiterklasse massenhaft die Soli- 
Buttons und werbt für das Pressefest 
der UZ. 


Bitte teilt das Ergebnis bis zum 8. Mai 
der Redaktion mit, per Telefon 0201 
225 447 oder per Mail an termine@un- 
sere-zeit.de. Vielleicht schreibt ihr aber 
auch im Vorfeld ein paar Zeilen, was 
ihr von der Idee haltet, ob ihr euch be¬ 
teiligt und möglicherweise auch, wel¬ 
ches Ziel ihr euch stellt. Und ein paar 


Sätze, wie es gelaufen ist, würden uns 
auch interessieren. 

Als kleine Anerkennung lädt 
die Redaktion die erfolgreichste 
Verkaufs“kolonne“ zu einem kleinen 
Sektempfang auf dem UZ-Pressefest 
in das Zelt des Parteivorstandes und 
der UZ ein. Die Redaktion der UZ 


Stand des Buttonverkaufs am 31. März 2014 


Bezirk 

abgerechnete Buttons 

Erlös in Euro 

Baden-Württemberg 

669 

3 345 

Berlin 

401 

2 005 

Bremen 

59 

295 

Hamburg 

280 

1 400 

Hessen 

405 

2 025 

Niedersachsen 

300 

1 500 

Nordbayern 

253 

1 265 

Rheinland-Pfalz 

125 

625 

Rheinland-Westfalen 

568 

2 840 

Ruhr-Westfalen 

591 

2 955 

Saarland 

112 

560 

Schleswig-Holstein 

157 

785 

Südbayern 

90 

450 

neue Länder 

60 

300 

nicht zuzuordnen 

202 

1 010 

gesamt 

4272 

21 360 


Wir bitten um weitere Preise! 

Mitteilung der Tombola-Koordinatorin 

Vielen Dank. Wir haben uns sehr ge¬ 
freut. Und wir freuen uns jeden Tag 
neu. Denn jeden Tag kommen Päck¬ 
chen und Pakete bei uns an, mit vie¬ 
len schönen neuen Preisen für die gro¬ 
ße Tombola auf unserem 18. Pressefest 
der UZ - Volksfest der DKP vom 27. bis 
29. Juni 2014 im Revierpark Wischlin¬ 
gen in Dortmund. 

Rund 1 000 sind es bis jetzt. Das ist 
schon eine ganze Menge. Aber wir sind 
ja unersättlich. Es muss noch viel mehr 
werden. Darum: Bitte weiter spenden, 
weiter Päckchen und Pakete schicken. 

Wir packen gerne aus und sind immer 
wieder überrascht über die Vielfalt der 
Geschenke. 

Schicken an: DKP-Parteivorstand, z. H. 

Ute van Roosmalen, Hoffnungstraße 
18,45127 Essen 



termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 5. APRIL 


Rostock: Landesmitgliederversammlung der 
DKP Mecklenburg-Vorpommern. Cafe Maya, 
Wismarsche Straße 21,10.00 Uhr. 


SO ★ 6 . APRIL 


Recklinghausen: Ehrung der ermordeten 
Kämpfer der Roten-Ruhr-Armee. Veranstaltung 
derWN/BdA. Friedhof Recklinghausen-Süd am 
Gedenkstein der Opfer des Kapp-Putsches, 
11.00 Uhr._ 

Hamburg: Führung durch die erweiterte Dauer¬ 
ausstellung in den letzten erhaltenen ehemali¬ 
gen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, Lager 
Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bredel-Ge- 
sellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Wilhelm- 
Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn Flughafen, 14.00 
Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 7. APRIL 


Hamburg: „Ausbeutung ohne Grenzen? - Das 
transatlantische Freihandelsabkommen (TTIP)“, 
Veranstaltung der DKP Langenhorn-Fuhlsbüttel 
mit Olaf Harms, Mitglied des DKP-Parteivor- 
stands und Landesvorsitzender der DKP Ham¬ 
burg. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41 (gegenüber U-Bhf Langenhorn 
Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 8 . APRIL 


Siegen: Wahlkampfveranstaltung der DKP 
Siegen/Olpe/Hochsauerlandkreis „40 Jahre 
Nelkenrevolution 1974/2014 - Ein nicht ab¬ 
geschlossenes Kapitel“. Positionen der Kom¬ 
munisten in Portugal und Deutschland zur Eu¬ 
ropa-Wahl mit Jürgen Lloyd (DKP) und Fernando 
Genro (PCP). VEB Politik, Kunst und Unterhaltung 
(Marienborner Str. 16,19.00 Uhr. 

Düsseldorf: „Die Krise und die Spaltung Euro¬ 
pas - Europa am Scheideweg“, Veranstaltung 
des ISW in Zusammenarbeit mit Attac Düssel¬ 
dorf und dem Rosa-Luxemburg-Club Düssel¬ 
dorf mit Walter Listl. ZAKK - Zentrum für Ak¬ 
tion, Kultur und Kommunikation, Fichtenstraße 
40,19.00 Uhr. 


Ml ★ 9. APRIL 


Köln: „Die Krise und die Spaltung Europas - Eu¬ 
ropa am Scheideweg“, Veranstaltung des ISW 
in Zusammenarbeit mit Attac-Köln und Occu- 
py Cologne mit Walter Listl. Bürgerzentrum Alte 
Feuerwache e.V., Melchiorstraße 3,19.30 Uhr. 


DO ★ 10. APRL 


Düsseldorf: „Zur Situation der Düsseldorfer 
Frauen im Ersten Weltkrieg“. Referentin: Gisela 
Blomberg. Öffentliche Mitgliederversammlung 
der DKP Düsseldorf. Bürgerhaus Bilk, Raum 
116/117, Himmelgeister Straße 107a, 19.00 
Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung DKP Linker 
Niederrhein zur Vorbereitung des UZ-Pres- 
sefestes, des 1. Mai und den Aktivitäten zum 
8. Mai. Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 

19.30 Uhr._ 

München: „Die Krise und die Spaltung Euro¬ 
pas - Europa am Scheideweg“, Veranstaltung 
des ISW (Institut für sozial-ökologische Wirt¬ 
schaftsforschung e.V.) mit Leo Mayer. Eine- 


WeltHaus München, Schwanthalerstraße 80, 

19.30 Uhr._ 

Schweinfurt: Rechtsanwalt Ralph Dobrawa 
stellt sein Buch „Der Auschwitzprozess - Ein 
Lehrstück deutscher Geschichte“ vor. Grup¬ 
penabend der DKP Schweinfurt - Hassberge. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Suhl: „Gewerkschaften heute - Von der Kriegs¬ 
schule der Arbeiterklasse 1 (Engels)zur Koope¬ 
ration mit dem Klassengegner?“ Veranstaltung 
der RotFuchs Regionalgruppe Suhl und Um¬ 
gebung mit Rainer Perschewski, Betriebsrat 
und Referent eines Gesamtbetriebsrates. Hotel 
„Thüringen“, 17.00 Uhr. 


SA ★ 12. APRIL 


Hannover: Wochenendseminar der DKP Nieder¬ 
sachsen zum Thema „Historischer Materialis¬ 
mus“ . Referent: Jörg Miehe. Anmeldungen und 
Infos über bv@dkp-niedersachsen.de. 


MO ★14. APRIL 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Zur Linde“, 
Gaustadter Hauptstraße 56,19.00 Uhr. 


Dl ★IS.APRIL 


Rostock: „Ja zum Europa der Solidarität und 
des Widerstands gegen die EU!“, roter Stamm¬ 
tisch der DKP Rostock. Cafe Maya, Wismarsche 
Straße 21,19.00 Uhr. 


Ml ★16. APRIL 


München: „Die Wiederkehr des Faschismus in 
der Ukraine und der deutsche Imperialismus“, 
Veranstaltung des Betriebsaktivs der DKP Mün¬ 
chen. KOMM-Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr: 


FR ★ 18. APRIL 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommunisti¬ 
sches Manifest“. Buntes Q, Lübecker Straße 

180,19.30 Uhr. 


DO ★ 24. APRIL 


Krefeld: Mitgliederversammlung DKP Linker 
Niederrhein.Brauhaus Wienges, Neusser Stra¬ 
ße 55,19.30 Uhr. 


SA ★26. APRIL 


Recklinghausen: „Gedenken an Albert Funk“, 
Gedenkgang aus Anlass des 81. Jahrestages 
der Ermordung des kommunistischen Reichs¬ 
tagsabgeordneten vom Altstadtmarkt zum Poli¬ 
zeipräsidium Recklinghausen, 13.00 Uhr. 


SO ★27. APRIL 


Karlsruhe: „Der unbekannte Weltkrieg und po¬ 
litisches Kabarett mit,Krisenstimmung 1 “ Mai- 
Vorfeier der DKP. Walhalla, Augartenstraße 27, 
Kalrsruhe-Südstadt, 17.00 Uhr. 


MO ★ 28. APRIL 


München: „Ja zum Europa der Solidarität und 
des Widerstands gegen die EU“, Veranstaltung 
des Betriebsaktivs der DKP München und SDAJ 
München mit Lucas Zeise zur EU-Wahl. Gast¬ 
stätte Bürgerheim, Bergmannstraße 33,19.00 
Uhr. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3 -Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 
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Meine progressive Woche 

Vom 22 . bis 28. März 


Samstag 

Wo zwei oder drei ukrainische Bürger 
versammelt sind, da sind die westlichen 
Medien mitten unter ihnen. 

Deutlich geringer ist deren Interesse, wenn 
sich zwei bis drei Millionen Spanierin¬ 
nen zum friedlichen Protest gegen den 
umfassenden Sozialabbau versammeln. 
Da halten sich die Mainstreammedien so 
fern, dass sie statt Millionen nur „ zehn¬ 
tausende“ manche sogar nur „ tausende “ 
Demonstranten erkennen. Ausführlicher 
wird die Berichterstattung erst, als von 
„ Ausschreitungen“ zu berichten ist. Aus 
der Ferne waren es natürlich die „De¬ 
monstranten“ Wer dabei war, konnte se¬ 
hen, dass die Polizei - wie so oft - gezielt 
und rücksichtslos auf die Protestlerlnnen 
eingeprügelt hat. Dieser Krug geht schon 
lange und erfolgreich zu Brunnen auf der 
ganzen Welt - bis auch er brechen wird. 

Montag 

Entwarnung in den Chef-Etagen. Auch 
die minimale Strompreiserhöhung für die 
Unternehmen ist von Tisch. Wie kam‘s? 
Die SPD-Spitze wurde massiv „ bearbei¬ 
tet“. Halb zogen sie sie, halb sank sie hin. 
Die nicht allzu schwere „Arbeit“ der Bos¬ 
se wird kaum ohne Folgen bleiben: Der 
nächste Millionen-Bonus ist gesichert. 

Dienstag 

Wieder setzt Tiger Obama zum Sprung 
an. Der US-Präsident bringt einen Gesetz¬ 
entwurf in den Kongress ein, der die Da¬ 
tenspeicherwut der NSA „ entscheidend“ 
einschränken soll. Die Sache werde noch 
mehrere Monate dauern. Guantanamo, 
ich hör‘ dir trappsen. Das völkerrechts¬ 
widrige US-Gefangenenlager wollte Ob¬ 


ama schon Vorjahren schließen. Auch da 
sprang der Tiger und landete als Bettvor¬ 
leger. 

Mittwoch 

Heute kündigt die immer noch provisori¬ 
sche Regierung der Ukraine an, dass der 
Gaspreis im Lande sofort um 50 Pro¬ 
zent, später weiter steigen werde. Dahin¬ 
ter steckt der Internationale Währungs¬ 
fonds, der in bekannter Weise Kredite mit 
derlei Erpressungen verbindet. Den Preis 
für das schmutzige Spiel auf dem Maidan 
zahlt das ukrainische Volk. Das Muster 
ist immer wieder gleich. Zeit sich darauf 
einzustellen. Ein erster Schritt wäre, nicht 
immer wieder auf Geschrei hereinzufallen 
und die Dinge vom Ende her zu denken. 

Donnerstag 

„So nicht, liebe Gewerkschafter!“ tönt 
es heute aus dem Radio. Der ehemalige 
„ Rotfunk“ wdr macht mobil. Ein Sebas¬ 
tian Koch nennt ver.di eine „wilde Hor¬ 
de“ und jammert, dass „wir“ den Streik 
ausbaden müssen. So klingt es, wenn gut 
bezahlte und „aufstrebende“ Redakteu¬ 
re über schlecht bezahlte Erzieherinnen, 
1-Euro-Jobber oder Busfahrerinnen mit 
ergänzender Sozialhilfe herziehen. Wenn 
dann der Streik gewonnen ist, profitieren 
auch diese Herrschaften gerne vom all¬ 
gemein steigenden Lohnniveau. Vom Ge¬ 
halt her sicher nicht, aber vom Charakter 
her sind Koch & Co. einfach nur Acht- 
Groschen-Jungen. Die zunehmenden At¬ 
tacken gerade auf ver.di verweisen darauf, 
dass die politisch-ideologische Begleitung 
von Arbeitskämpfen immer wichtiger 
wird. Stichwort: „Allein machen sie dich 
ein Adi Reiher 


Ichi efu (iF)... 



... nennen die japanischen Freiwilligen das havarierte Atomkraftwerk von Fukushima, in dem sie unter Gefahr 
für Gesundheit und Leben zu retten versuchen, was nicht mehr zu retten ist. Sie selbst werden von ihren 
Landsleuten „Kamikaze“ oder „radioaktive Zigeuner“ genannt. 

Den Namenlosen hat jetzt der Zeichner KazutoTatsuta Gesicht und Stimme gegeben. Im Comic „iF: Der 
Arbeitstag im Atomkraftwerk Fukushima Dai-ichi“ schildert er das harte und trostlose Leben in derTodeszone, 
die zynischen Witze in der Kantine, Kameradschaftlichkeit, die unbequeme Ausrüstung und das Wissen, dass 
die tödliche Strahlung nicht zu spüren ist, aber hinter jeder Ecke lauert. 

Der Zeichner hat selbst dort gearbeitet, bis er die zulässige Höchstverstrahlung erreichte. Jetzt schreibt und 
zeichnet er unter Pseudonym, denn alle haben unterzeichnen müssen, dass sie nichts über ihre Arbeit nach 
außen tragen. 

In Japan findet der Comic reißenden Absatz. Im April soll nun eine englische Fassung erscheinen. 


Floskeln und Wahrheiten 

Zum lOC-Rücktritt der Ski-Legende Jean-Claude Killy 



Foto: killy.com 

Jean-Claude Killy 1971 n Cervina während der Filmarbeiten zu „Snow Job“. 


I n den meisten Medien begnügte man 
sich mit einer knappen Agentur- 
Meldung, exakt 192 Worte, obwohl 
es sich um ein Ereignis handelte, das 
in der Geschichte des Internationalen 
Olympischen Komitees beispiellos war: 
Ein IOC-Mitglied trat zurück. Die Ski- 
Legende Jean-Claude Killy (* 30. Au¬ 
gust 1943 in Saint-Cloud) verzichtete 
auf seine Mitgliedschaft in dem welt¬ 
höchsten sportlichen Gremium und 
teilte dessen Präsidenten seinen Rück¬ 
tritt mit. Jener Präsident bemüht sich 
seit Tagen Killy wenigstens als Ehren¬ 
mitglied des IOC zu gewinnen, aber 
entschieden hat der sich noch nicht. 
Dass vor allem die deutschen Medien 
ungewohnte Zurückhaltung übten, hat 
höchste politische Gründe und dürfte 
auch im Sinne der Kanzlerin sein, so- 
dass ein Wink aus ihrem Haus durchaus 
denkbar wäre. 

Der französische Ski-Rennfahrer Killy 
ist alles andere als ein Außenseiter. Er 
gewann als alpiner Olympionike drei 
olympische Goldmedaillen, sechs Welt¬ 
meistertitel sowie zweimal die Gesamt¬ 
wertung des Skiweltcups. So wurde der 
Mann zum idealen Werbeträger, betä¬ 
tigte sich als Autorennfahrer, stand vor 
Filmkameras und war natürlich auch 
Unternehmer. 1995 holte man ihn ins 
Internationale Olympische Komitee, 
wo er nicht nur herumsaß, sondern 
sehr aktiv war. So war er Co-Präsident 
des Organisationskomitees der Olym¬ 
pischen Winterspiele 1992 und sogar 
Direktor der Tour de France. Bei den 
Winterspielen 2014 in Sotschi gehörte 
er dem Komitee des IOC an, das regel¬ 
mäßig die Vorbereitungen kontrollier¬ 
te, also auch Ratschläge gab, die man 
fast alle zügig realisierte. Und dann trat 
er in dem Augenblick, da das IOC ihm 
„Dankeschön“ hätte sagen sollen, zu¬ 
rück! 

Hatte man entdeckt, dass er Steuern 
unterschlagen oder Kinder missbraucht 
hatte? Nichts davon. Der oberste Gast¬ 
geber der Sotschi-Spiele, Russlands 
Präsident Putin hatte ihm einen Orden 
verliehen und in Frankreich hatten die 
maßgeblichen politischen Medien ihn 
deswegen kritisiert. Das wollte er nicht 
hinnehmen und entschloss sich, das 


IOC zu verlassen - noch einmal: Ein 
beispielloser Schritt, den er mit ein paar 
Floskeln begründete, denen er Wahr¬ 
heiten folgen ließ: „Meine olympische 
Karriere hat 1964 in Innsbruck begon¬ 
nen. Damals war ich ein junger Athlet. 
Jetzt habe ich also 50 Jahre Olympia 
auf dem Buckel, ich denke, das ist ge¬ 
nug.“ Das waren die Floskeln. Jetzt die 
Fakten: Vor wenigen Tagen war Killy 
als einer von 40 Offiziellen und Sport¬ 
lern vom russischen Präsidenten Wla¬ 
dimir Putin für seine Verdienste um 
die Spiele in Sotschi geehrt und dafür 
in seiner Heimat massiv kritisiert wor¬ 
den. Im Gespräch mit der französischen 
Sportzeitung LEquipe erklärte er, war¬ 


um er die Auszeichnung angenommen 
hatte: „Ich habe sieben Jahre lang mit 
dem Chef eines Staates mit 145 Mil¬ 
lionen Einwohnern zusammengear¬ 
beitet. Ich sollte also einer derjenigen 
sein, die ihn am besten kennen. Ich bin 
überzeugt davon, dass Putin ein guter 
Mann ist.“ Soviel hatte SID den deut¬ 
schen Medien über das Ereignis mitge¬ 
teilt. Dass in einer Stunde zu erklären, 
in der Politiker und die Medienwelt 
über Putin herfallen, offenbarte Killy 
als einen Mann mit ungewöhnlichem 
Charakter. Er hätte irgendwelche Aus¬ 
reden erfinden können, aber dazu gab 
er sich nicht her. Als ich die Nachricht 
das erste Mal las, kam mir der Name 


Baron Pierre de Coubertin in den Sinn. 
Es war ein Schritt im Sinne des Begrün¬ 
ders der modernen Olympischen Spie¬ 
le gewesen. Killy verdient keinen Cent 
daran, vermutlich verliert er sogar an 
Werbe wert - und wusste das vorher! 
Auf die Bundesrepublik kommt nun 
aber ein anderes Problem zugerollt: 
Als Putin Killy den Orden überreich¬ 
te, hatte er auch dem Präsidenten des 
IOC,Thomas Bach den gleichen Orden 
angeheftet und der hatte sich - wie es 
sich in solchen Situationen gebührt - 
ebenfalls bedankt. Bach ist bekannt¬ 
lich Bürger der Bundesrepublik. Die 
dieses Land Regierenden und Reprä¬ 
sentierenden hatten Putin bekanntlich 
in den letzten Tagen harsch politisch 
kritisiert. Erhebt sich die Frage: Hätte 
Bach nicht wenigstens einen Schnupfen 
erfinden müssen, als man ihn nach Mos¬ 
kau einlud? Er tat es nicht! 

Ein deutsches Lokalblatt meinte: 
„IOC-Präsident Thomas Bach schätzt 
den Einfluss von Kreml-Chef Wladimir 
Putin auf die Olympischen Winterspie¬ 
le in Sotschi offenbar als unproblema¬ 
tisch ein. Auf die Frage, ob er durch die 
Allianz mit Putin einen Schaden für 
das Internationale Olympische Komi¬ 
tee (IOC) und die olympische Bewe¬ 
gung fürchte, antwortete Bach freilich 
nicht konkret. Vielmehr sagte er: Bei 
,großen Ereignissen 4 könne ein Land, 
,und wenn ich Land sage, meine ich 
auch die politische Führung 4 , hoffent¬ 
lich vom Erfolg dieses Ereignisses pro¬ 
fitieren“ Nein, Bach war mit seiner 
Haltung nicht ganz so konsequent wie 
Killy, hielt es aber immerhin nicht für 
„verwerflich, sollten sich die Spiele in 
Sotschi und deren Erfolg positiv auf das 
Image von Putin auswirken. Und dann 
erinnerte er die deutschen Politiker an 
das deutsche „Sommermärchen“. „Wir 
haben dies in unserem Land bei der 
WM 2006 gesehen, ich glaube nicht, 
dass sich die deutsche Regierung, die 
Führung der Regierung darüber be¬ 
schwert hat, mit der WM in Verbindung 
gebracht zu werden.“ Er könne sich an 
Szenen erinnern, während derer die 
Politiker dies auch „wirklich genossen 
haben“. Und Bach hob den großen An¬ 
teil hervor, den Putin an der Organi¬ 


sation der Spiele gehabt habe. „Wenn 
das nicht der Fall gewesen wäre, hätte 
es hier in Sotschi wohl anders ausgese¬ 
hen, er war entscheidend beteiligt am 
großen Erfolg der Spiele“, sagte er. 
Killys Rücktritt aber auch Bachs Stand¬ 
punkt - noch einmal sei das betont - 
sind ohne Beispiel in der olympischen 
Geschichte. Auffällig auch, dass all die 
täglich Putin „abmahnenden“ bundes¬ 
deutschen Politiker Bach bis zum Re¬ 
daktionsschluss dieser Zeitung nicht at¬ 
tackierten. Man bedenke: Während die 
deutsche Kanzlerin fast stündlich Stra¬ 
fen gegen Putins Russland verhängt, 
lässt sich ein Deutscher im Kreml von 
Putin dekorieren! Und das sollte un¬ 
geahndet bleiben? Beobachten wir die 
Szene gewissenhaft, denn es wäre wohl 
das erste Mal, dass ein Sportfunktionär 
wider die Regierung handelt. 
Andererseits bliebe ja nur eine Alter¬ 
native: Thomas Bach folgt Jean Claude 
Killy und tritt zurück. Kaum vorstell¬ 
bar, da er doch eben erst gewählt wur¬ 
de. Auch die Kanzlerin geriete in Pro¬ 
bleme, da sie ihn oft genug gefeiert hat¬ 
te ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Hiroshima, mon amour ; F/J1959 

Innovatives Drama um Resistance, 
Kollaboration, Atombombe und - 
Liebe. 

So., 6.4., 22.05-23.30 Uhr, arte 

Aufmarsch der Populisten, F 2014 

In ganz Europa gewinnen Rechtspo¬ 
pulisten an Boden. Dokumentation 
über ihre Strategien. 

Di., 8.4., 20.15-21.00 Uhr, arte 

Die Zeit der Stille, F/D 2011 

Die französische TV-Produktion 
porträtiert einen Überlebenden des 
KZ-Buchenwald, der versucht, eine 
Sprache für die Gräuel zu finden. 
Hinter der Historie werden die Ver¬ 
letzungen in den Seelen der Opfer 
gezeigt. Nach biografischen Motiven 
von Jorge Semprun. 

Sa., 12.4., 0.15-1.45 Uhr, mdr 








